
Coronaproteste und falsche Freunde
Isabella Consolati* über den rechtsextremen Angriff auf das Büro  
der Gewerkschaft CGIL in Rom

Die Pandemie und die verschiedenen 
staatlichen Maßnahmen erregen in 
ganz unterschiedlicher Weise die Ge­
müter. Linksliberale bis linke Kräfte 
sitzen in einer Zwickmühle zwischen 
dem Wissen um das Bedürfnis nach 
Schutz vor Erkrankung und Anste­
ckung und dem Protest gegen Quer­
denker:innen einerseits sowie der eige­
nen Kritik am diskriminierenden und 
bisweilen autoritären Charakter staat­
licher Maßnahmen andererseits. Sich 
gegen die Coronaleugner:innen durch­
zusetzen, scheint aus dieser Zwick­
mühle heraus kaum mehr möglich. 
Was sich auch in unseren Gefilden in 
der öffentlichen Auseinandersetzung 
mit Querdenker:innen zuträgt, ist in 
Italien eskaliert.

Nach einer Kundgebung der rechts­
extremen Forza Nuova in Rom gegen 
die neuen Coronamaßnahmen am 
9. Oktober, an der mindestens 10.000 
Menschen teilnahmen, versuchten 
Teilnehmer:innen, gewalttätig zum Re­
gierungssitz Palazzo Chigi vorzudrin­
gen. Als dies von der Polizei durch 
Wasserwerfer verhindert werden 
konnte, griff ein Teil der Coronaleug­
ner:innen den Sitz der Gewerkschaft 
CGIL an. Isabella Consolati berichtet 
für uns aus Italien.

Mit dem Ruf »Freiheit! Freiheit!« griff ein 
Teil der »No-Green-Pass«-Demonstration, 
die am 9. Oktober in Rom wie in vielen an-
deren italienischen Städten organisiert 
wurde, den Sitz der CGIL, der größten itali-
enischen Gewerkschaft, an. In einer Art 
hausgemachter Version des Angriffs auf den 
Capitol Hill verwüsteten einige Dutzend 
Demonstrant:innen, angeführt von Mitglie-
dern neofaschistischer Gruppen, den Sitz der 
Gewerkschaft, die sich in ihren Augen einer 
kooperativen Haltung gegenüber der Regie-
rung schuldig gemacht hatte. Hintergrund 
ist, dass in wenigen Tagen der sogenannte 
grüne Pass – eine Bescheinigung, die angibt, 
ob man geimpft ist oder negativ getestet 
wurde – durch die Regierung für den Zu-
gang zu allen Arbeitsplätzen zur Pflicht ge-
macht werden soll. 

Als Reaktion auf diesen Angriff verwies 
die CGIL-Führung auf die 1920er Jahre, als 
sich der Faschismus auch durch Angriffe auf 
Gewerkschaftszentralen durchsetzte, und 
erklärte: »Wir haben damals Widerstand ge-
leistet, wir werden heute Widerstand leis-
ten«, und rief für den 16. Oktober zu einer 
Demonstration »Nie wieder Faschismus« 
auf.

Einige Medien sahen bereits Zeichen für 
eine Wiedergeburt des Faschismus in Italien 

und insistierten auf einem Verbot einiger sei-
ner Kerngruppen wie Forza Nuova. 

Der Antifaschismus ist zurückgekehrt, um 
sich, aus der Zeit gefallen, als großer gesell-
schaftlicher Gleichmacher zu präsentieren, 
dank dessen Italien und die Italiener:innen 
die ›verlorene Einheit‹ wiederfinden sollten. 
Diese instrumentelle Verwendung von Anti-
faschismus ist nicht neu. Seine Wiederbele-
bung in der aktuellen öffentlichen Debatte 
ist Teil der komplexen Situation der Erho-
lung von der Pandemie und soll die politi-
sche Unterstützung für die Draghi-Regie-
rung festigen, die die europäischen Mittel für 
den Wiederaufbau von oben nach unten ver-
waltet.

Seitdem für den Zugang zu öffentlichen 
Plätzen, Restaurants, Kinos, Schulen, Uni-
versitäten, Pflegeheimen usw. Nachweis-
pflichten obligatorisch geworden sind, beset-
zen die Gegner:innen des grünen Passes 
regelmäßig die Straßen vieler italienischer 
Städte. Die Hauptfunktion des grünen Pas-
ses besteht darin, die Menschen zur Impfung 
zu ermutigen. In der Tat deckt die Impfkam-
pagne dank ihrer Einführung nun 86 Pro-
zent der Bevölkerung ab, was zu einem er-
heblichen Rückgang der Krankenhausauf- 
enthalte und Todesfälle geführt hat. Heute 
sind etwa 15 Prozent der Arbeiter:innen 
nicht geimpft – und zwar in allen Katego-
rien, selbst unter Berücksichtigung der vielen 
osteuropäischen Arbeiter:innen, die Impfun-

gen erhalten haben, deren Gültigkeit aber 
von den europäischen Gesundheitsbehörden 
nicht anerkannt wird. Als Alternative zur 
Impfung ist es immer noch möglich, einen 
grünen Pass für 48 Stunden durch einen 
Schnelltest oder für 72 Stunden durch einen 
PCR-Test zu erhalten.

Die »No Green Pass«-Front vereint verschie-
dene Positionen, die von Neofaschisten über 
unterschiedliche Gruppen von Impfgegne
r:innen bis hin zu denen reichen, die eine 
rein individuelle Freiheit gegen jegliche staat-
liche Einmischung verteidigen. Ihr Kern be-
steht aus Personen, die bereits während der 
ersten Welle der Pandemie gegen die Abrie-
gelungsmaßnahmen protestierten. Aber auch 
einige Linke sehen in dem grünen Pass die 
Wegbereiter einer Kontrollgesellschaft und 
betrachten die rechte Opposition dagegen als 
Gelegenheit, eine Oppositionsfront gegen 
die Regierung zu festigen. 

Diese Auseinandersetzung begann, die 
Gewerkschaftswelt direkter zu betreffen, als 
der 15. Oktober näher rückte, an dem der 
grüne Pass auf alle Arbeitsplätze ausgedehnt 
werden sollte. Die neue Regelung: Ohne 
grünen Pass kann man nicht arbeiten und 
wird nicht bezahlt. Die CGIL, die die Impf-
kampagne unterstützt, hat die Gefahr der 
Diskriminierung angeprangert, die dieser 
Vorschrift innewohnt und die dadurch gelöst 
werden sollte, dass allen die Möglichkeit ge-
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boten wird, kostenlose Abstriche zu machen. 
Das Thema war auch während des General-
streiks der Basisgewerkschaften am 11. Ok-
tober relevant. Die Gewerkschaft USB, Teil 
der Koordination dieses Streiks, trat offener 
für die Sache des grünen Passes ein und sah 
in der Zertifizierungspflicht eine Möglich-
keit, die Produktion wieder voll in Gang zu 
bringen, indem sie die Arbeitgeber von den 
Hygiene- und Distanzregelungen befreite, 
die nach wie vor erforderlich sind, um An-
steckungen zu verhindern. Andere Basisge-
werkschaften wie ADL Cobas und SiCobas 
haben sich dagegen deutlich differenzierter 
geäußert und kritisieren die Macht, die der 
grüne Pass den Arbeitgebern verleiht, befür-
worten aber gleichzeitig nachdrücklich die 
Impfkampagne.

Kurz vor dem 15. Oktober schien sich 
eine allgemeine Blockade der Häfen anzu-
bahnen, nachdem sich verschiedene Hafen-
behörden geweigert hatten, den nicht ge-
impften Personen kostenlose Abstriche zu 
gewähren. Einige Basisgewerkschaften hatten 
daraufhin ihre Absicht erklärt, den Hafenbe-
trieb zu unterbrechen, bis der grüne Pass zu-
rückgezogen wird. Die »No Green Pass«-
Front sah dies als Bestätigung dafür, dass die 
Arbeiter:innen auf »ihrer« Seite stünden. Ab-
gesehen von einigen Spannungen im Hafen 
von Genua fand der einzige umgesetzte  
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»a common visual language« ist 2012/13 als 
Abschlussarbeit des Bachelor-Studiums visu-
elle Kommunikation an der Kunsthochschule 
Berlin-Weißensee entstanden. Massenpro-
teste und Besetzungen von öffentlichen Räu-
men überall auf der Welt hatten in dieser 
Zeit Hochkonjunktur. Ausgehend von Tune-
sien schwappte eine Protestwelle durch den 
Maghreb; ein paar Monate später füllten sich 
die Puerta del Sol in Madrid und der Syn-
tagma-Platz in Athen mit Menschen und 
Tränengas. Die Occupy-Bewegungen in den 
Vereinigten Staaten hatten eine hohe Strahl-
kraft in viele Teile der Welt: Zypern, Portu-
gal, Bulgarien, die Türkei, Brasilien. 

Die Proteste und Bewegungen beziehen 
sich solidarisch aufeinander, tauschen digi-
tale Nachrichten aus und stellen grundle-
gende Fragen der gesellschaftlichen Orga- 
nisation neu: Was ist die Verbform der 
Demokratie? Wie kann ein Arbeitsloser strei-
ken? Was ist der Unterschied zwischen Ge-
rechtigkeit und Gleichheit? Wie funktioniert 
die Vergemeinschaftung? Warum gehen wir 
davon aus, dass Identität ein singuläres 

Thema ist? Das Wörterbuch einer gemein-
samen visuellen Sprache ist ein Ausgangs-
punkt, von dem aus Fragen der Protestbe-
wegungen auf der Grundlage bestehender 
Bilder und subjektiver Bewertungen visuali-
siert werden.

Als Teil der Mobilisierung zu Blockupy 
Frankfurt 2012 stand Lena Ziyal in engem 
Austausch mit Aktivist:innen der Krisenpro-
teste in verschiedenen süd- und osteuropäi-
schen Ländern. Während einer Vielzahl von 
Konferenzen, Austauschtreffen und virtuel-
len Zusammenkünften ist der Wunsch nach 
einer gemeinsamen Sprache wiederholt auf-
getaucht. Lena Ziyal hat im Kontext der ge-
meinsamen politischen Arbeit insgesamt 50 
Begriffe herausgefiltert, die konstitutiv für 
die Debatten der damaligen Bewegungen 
waren. Zu jedem dieser Begriffe hat sie Sym-
bole erschaffen, die nicht nur vorhandene 
Diskussionen abbilden, sondern zugleich ei-
nen Beitrag darstellen. 

Lena Ziyal ist Illustratorin und Grafikde-
signerin. Als Teil der kollektiv geführten 
Agentur für Content- und Grafikdesign In-

fotext (www.infotext-berlin.de) beschäftigt 
sie sich mit der visuellen Interpretation kom-
plexer Inhalte. Neben der Kunsthochschule 
Berlin-Weißensee studierte sie darüber hin-
aus an der Universität der Künste (Kunst im 
Kontext, Berlin) und an der Marmara Uni-
versität (grafische Künste, Istanbul). Im Stu-
dio Mustafa Yildirim (Istanbul) und im Ate-
lier Saeed Ensafi (Teheran) vertiefte sie ihre 
Fähigkeiten im Bereich Zeichnung und 
Druckgrafik.

Lange Zeit selbst in sozialen Bewegungen 
involviert, beschäftigt sie sich in ihren Arbei-
ten mit Themen horizontaler Organisations-
formen, Feminismus, postkolonialen Theo-
rien, Rassismus und gesellschaftlichen 
Utopien. Ihr bisher bekanntestes Werk als 
bildende Künstlerin ist der Comic-Essay 
über künstliche Intelligenz »We Need to 
Talk, AI«, den sie 2019 in Zusammenarbeit 
mit der Autorin und Datenwissenschaftlerin 
Julia Schneider veröffentlicht hat.

Weitere Arbeiten unter:  
https://lenaziyal.wordpress.com/
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A m 8. Oktober sind die Verhandlungen 
zwischen dem Arbeitgeberverband der 

Länder und den Gewerkschaften ver.di und 
GEW gestartet. In das Einzugsgebiet des Ta-
rifvertrags der Länder fallen über 1,1 Millio-
nen Tarifbeschäftigte, 48.000 Auszubildende 
und rund 1,2 Millionen Beamt:innen. Nach 
Jahrzehnten der Sozialpartnerschaft spitzen 
sich auch in diesem Bereich die Konflikte 
weiter zu. So gehen die Arbeitgeber, vertre-
ten durch die Finanzminister:innen der Län-
der (außer Hessen), auch dieses Jahr wieder 
mit Gegenforderungen in die Tarifrunde  
und fordern eine Anpassung des sogenann-
ten Arbeitsvorgangs, welche u.a. mit Ratio-
nalisierungspotentialen auf Basis der Digi
talisierung von Verwaltungstätigkeiten 
gerechtfertigt wird. Dies bedeutet am Ende 
nicht weniger als eine Heruntergruppierung 
von Beschäftigten, die schon jetzt im Bereich 
der unteren Lohngruppen tätig sind. Kon-
kret: Die wollen, dass unsere Kolleg:innen 
weniger Lohn erhalten. Dem gegenüber ste-
hen die Forderungen der Gewerkschaften 
nach fünf Prozent mehr Gehalt, jedoch ei-
nem Mindestbetrag von monatlich 150 
Euro, bei einer Laufzeit von zwölf Monaten; 
außerdem geht es um eine Erhöhung der Ta-
bellenentgelte für Beschäftigte, die Erhöhung 
der Entgelte der Auszubildenden, Studieren-
den und Praktikant:innen um 100 Euro mo-
natlich und die der Beschäftigten im Ge-
sundheitswesen um 300 Euro monatlich. 
Ebenfalls dabei ein größerer Katalog an soge-
nannten »Erwartungshaltungen« an die Ar-
beitgeber, zu denen auch eine Verhandlungs-
verpflichtung über einen Tarifvertrag für 
Studentische Beschäftigte (TVStud) gehört. 
In Anbetracht eines geringen Organisations-
grades auf gewerkschaftlicher Seite und im-
mer konfrontativer auftretenden Verhandeln-
den auf Seiten der Arbeitgeber:innen sowie 
der sich anbahnenden Frage der Finanzie-
rung der Corona-Krisenlasten scheinen die 
routinierten Spielweisen erneut auf die Probe 
gestellt zu sein.

Einen anderen Weg gingen daher Beschäf-
tigte und Studierende der Hamburger Hoch-
schulen, welche am 11. Oktober das neue 
Präsenzsemester mit einer Hörsaal-Besetzung 
in der ehemaligen Hochschule für Wirtschaft 
und Politik (HWP) begannen. Kurzerhand 

wandelten sie den Hörsaal in ein Streikcafé 
um, luden alle Statusgruppen der Hoch-
schule ein, mitzumachen; stellten verbin-
dende Forderungen für Studierende und Be-
schäftigte auf und versprachen zu bleiben, 
bis die Hochschule ihnen einen geeigneten 
Ort geben würde, an dem sie ihre Austausch- 
und Organisierungsaktivitäten fortsetzen 
können. Mit Erfolg. Inzwischen sind die 
Besetzer:innen in einen Raum umgezogen, 
den sie dauerhaft als Streikcafé betreiben 
können. Von dort aus starten sie u.a. regel-
mäßige Bürorundgänge und versuchen Be-
schäftigte sowie Studierende für erste Warn-
streiks und für mittelfristig anstehende 
Erzwingungsstreiks zu gewinnen.

Anstoß für diese Aktion war die soge-
nannte TVStud-Bewegung. TVStud, das 
steht für »Tarifvertrag Studentische Beschäf-
tigte«. In dieser Basisinitiative organisieren 
sich seit Jahren Studentische Beschäftigte, 
die als Hilfskräfte und Tutor:innen an den 
Hochschulen arbeiten. Im ganzen Bundesge-
biet trifft dies Schätzungen zufolge auf über 
300.000 Arbeitsverhältnisse zu. Was sie eint, 
sind fehlende Mitbestimmungsrechte und 
der Ausschluss vom Geltungsbereich des Ta-
rifvertrags der Länder. Schlechte Bezahlun-
gen (weit) unterhalb von zwölf Euro und 
Kettenbefristungen sind auf Basis dieser 
Rahmenbedingungen an der Tagesordnung. 
Nicht einmal die hohe Marktmacht der Stu-
dierenden im Bereich der Naturwissenschaf-
ten (z.B. Informatik) konnte bisher an diesen 
Bedingungen grundsätzlich etwas verän- 
dern. Ohne Personalvertretung und mit Ar-
beitsverhältnissen, die zumeist auf zwei bis 
maximal sechs Monate befristet sind, könn-
ten die Bedingungen zum Aufbau einer 
Streikbewegung daher schlechter nicht sein. 
Dem zum Trotz ist hier aktuell jede Menge 
Bewegung drin.

Nachdem es 2018 in Berlin, dem einzigen 
Bundesland, in dem es sowohl einen Tarif-
vertrag als auch das Recht auf eigene Perso-
nalvertretung für Studentische Beschäftigte 
gibt, erneut gelang, einen verbesserten TV- 
Stud zu erkämpfen, schwappte die Bewegung 
auf andere Bundesländer über. So gründeten 
sich in Bremen und Hamburg Basisinitiati-
ven, die es ihren Kolleg:innen in Berlin mit-
tels Organizing-Ansätzen nachmachen woll-

ten. Anfang des Jahres gelang es ihnen, eine 
bundesweite Vernetzung aufzubauen (express, 
Nr. 3-4/2021), und sie starteten mit  
»#KeineAusnahme – Für die Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen Studentischer Be-
schäftigter« ihre erste bundesweite Kampa-
gne (siehe www.tvstud.de). In der Folge 
gründeten sich in über 25 Städten neue Ini-
tiativen und insbesondere die Bewegungen 
in Bremen, Hamburg und Göttingen hatten 
einen großen Zulauf an neuen Aktiven und 
Gewerkschaftsmitgliedern zu verzeichnen. 
Auf Basis dieser erfreulichen Entwicklung 
konnte am 26. August die Bundestarifkom-
mission davon überzeugt werden, den 
TVStud auf die Agenda für die Tarifrunde 
der Länder zu setzen. Dies hat nun zur 
Folge, dass mancherorts erstmals Studenti-
sche Beschäftigte in den Arbeitskampf treten. 
Gemeinsam erwarten ver.di und GEW von 
den Arbeitgeber:innen eine Verhandlungs-
verpflichtung zur Tarifierung der Studenti-
schen Beschäftigten. Diese verschanzen sich 
hinter einem gemeinsamen Beschluss, der es 
den einzelnen Bundesländern untersagt, auf 
eigene Faust einen vergleichbaren Tarifver-
trag wie in Berlin abzuschließen. Insbeson-
dere die Bundesländer Bremen und Ham-
burg verstecken sich hinter diesem Commit- 
ment und verweigern auf lokaler Ebene die 
Aufnahme von Verhandlungen mit den Ge-
werkschaften. Wer glaubt, mit Rot-Grün 
und Rot-Rot-Grün kommt die Sozialpart-
nerschaft zurück, der wird anhand dieses 
Beispiels einmal mehr eines Besseren belehrt.

Es bleibt daher zu hoffen, dass die Bewe-
gung im Rahmen des laufenden Tarifkon-
flikts noch mehr an Zulauf gewinnen wird, 
um auch ohne ein positives Verhandlungser-
gebnis die Auseinandersetzung vor Ort wei-
ter zu treiben. Denn bekanntermaßen gilt 
dort, wo kein Tarifvertrag existiert, auch 
keine Friedenspflicht. Und wie die TVStud-
Aktiven in Hamburg bereits bewiesen haben, 
ticken die Uhren bei den Aktiven anders, die 
Bereitschaft zum Gang neuer Wege in der 
Konfliktführung ist offensichtlich sehr hoch.

*  Marvin Hopp ist Zerspanungsmechaniker und Sozial-
ökonom, war Mitglied der Jugend- und Auszubildenden-
vertretung und der IG Metall-Vertrauenskörperleitung bei 
Volkswagen. Aktuell studiert er in Göttingen und enga-
giert sich u.a. bei TVStud in Hamburg.

Zum Auftakt eine Besetzung
In der Tarifrunde der Länder läuft nicht alles nach Drehbuch – von Marvin Hopp*
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Geneigte Leserinnen und Leser,

kurz ein bisschen Enthusiasmus, bitte:  

Am 13. Oktober 2021 ist Captain Kirk ins 

Weltall geflogen. Wirklich und in echt!

Und nun ist auch schon wieder gut mit Enthu-

siasmus, werden wir mal wieder historisch-

materialistisch: Erstens war es ja gar nicht 

Captain Kirk, der ins All geflogen ist, son-

dern der 90-jährige Schauspieler William 

Shatner, zweitens hieß das Raumschiff nicht 

Enterprise, sondern New Shepard, drittens 

dauerte die Mission nicht fünf Jahre, sondern 

lediglich zehn Minuten, und viertens flog das 

Raumschiff nicht im Auftrag einer quasiso

zialistischen Planetenföderation, sondern im 

Auftrag des kommerziellen Unternehmens 

Blue Origin, das einem gewissen Jeff Bezos 

gehört. Zwanzig ehemalige und auch aktuel-

le Mitarbeiter:innen dieser Firma hatten erst 

kurz zuvor davor gewarnt, mit Blue Origin  

zu fliegen.

Grund für diese Warnung waren eklatante 

Sicherheitsmängel. Die Kritik der ehemaligen 

Bezos-Intimen geht aber weit darüber hinaus: 

Die Atmosphäre sei toxisch, sexistisch, dazu 

auch noch ökologisch bedenklich. Burnout 

sei Teil der Arbeitsstrategie, Kritik bei 

Betriebsversammlungen müsse man persön-

lich vor Vorgesetzten rechtfertigen. Das  

Entscheidende: Bei Blue Origin werde ein 

Arbeitsklima kultiviert, das »das Schlechteste 

in unserer heutigen Welt zum Vorschein 

bringt«.

Was für Blue Origin gilt, gilt natürlich auch 

für amazon. Karin Zennig spricht in der vor-

liegenden Ausgabe mit Tina Morgenroth,  

Co-Autorin der Studie »amazons letzte Mei-

le« (S. 12), auch das in Bälde bei uns rezen-

sierte Buch »Das Prinzip amazon« von  

Sabrina Apicella legt den Finger in die  

gleiche Wunde.

Captain Kirk – Verzeihung – William Shatner 

übrigens beschreibt seine Weltall-Erfahrung 

so: »Was ich wirklich jedem sagen will, ist, 

wie gefährdet und zerbrechlich alles ist« 

(Spiegel, 14. Oktober 2021). Gefährdet? 

Zerbrechlich? Die Soziologie spricht bei 

sowas von »Prekarität«. Gefährdet und zer-

brechlich sind nicht nur die Mitarbeiter:innen 

von Blue Origin und amazon, sondern auch 

die Pflegenden in den Krankenhäusern 

(S. 3), die Riders von Gorillas (S. 10), die 

Einzelhandelsbeschäftigten (S. 11), die stu-

dentischen Hilfskräfte (S. 2)... Aber sie alle 

wissen sich zu wehren, ob mit oder ohne 

Betriebsrat, mit oder ohne Tarifvertrag.

Prekär bleibt auch die Existenz des express� 

in seinem 59. Jahr. Aber auch wir wissen uns 

zu helfen: U.a. mit dem Spendenaufruf, der 

der aktuellen Ausgabe beiliegt. Und ob wir 

auch wandern in finsterem Tal, ganz hoff-

nungslos ist die Situation nicht – Eure Unter-

stützung, geneigte Leserinnen und Leser, ist 

schon jetzt erfreulich. In diesem Sinne verab-

schieden wir uns mal wieder bis Ende 

November mit einem herbstlichen: Frieden 

und ein langes Leben! Ps.: Nicht vergessen: 

Entwaffnet Heckler&Koch, Rheinmetall und 

all die anderen! (S. 20)

Blockadeversuch im Hafen von Triest statt. 
Hier kündigten einige Hafenarbeiter:innen, 
die der autonomen Gewerkschaft CLPT an-
gehören, einen Streik an, beschlossen jedoch, 
den Arbeitswilligen den Weg in den Hafen 
zu ermöglichen. Mehrere tausend Menschen 
versammelten sich vor einem der Tore und 
machten es damit praktisch unpassierbar. 
Mit fortschreitender Stunde stellte sich je-
doch heraus, dass die Mobilisierung von 
Impfgegner-Gruppen getragen wurde, und 
interne Spannungen innerhalb der Gewerk-
schaft CLPT führten schließlich zum Rück-
tritt ihres Sprechers, während sich die  
»Blockade« des Hafens in eine Demon
stration im Stadtzentrum verwandelte. In-
zwischen hat sich herausgestellt, dass in  
einigen Häfen die Impfquote bei fast 100 
Prozent liegt, so dass sich das Problem gar 
nicht stellt. 

Auch wenn die Mobilisierung in Triest 
noch nicht zu Ende ist, zeigt die Hafenaffäre, 
dass der Widerstand gegen den grünen Pass 
nicht die Lunte ist, die den Klassenkonflikt 
am Arbeitsplatz entzünden kann, wie man-
che gehofft haben. Diese Tatsache sollte  
denjenigen in der Linken zu denken geben, 
die jede Spannung auf der Straße mit einem 
Funken des sozialen Konflikts verwechseln.

Im Gegenteil verdeckt die obsessive Kon-
zentration auf den grünen Pass nicht nur die 
Forderung der Arbeiter:innen nach Sicher-
heit vor Ansteckung, der während der Pan-
demie durch Streiks und spontane Blocka-
den Ausdruck verliehen wurde, sondern auch 
die Tatsache, dass in Fabriken, Lagern und 
an allen anderen Arbeitsplätzen jeden Tag 
weitaus mehr strukturelle »Diskriminierun-
gen« stattfinden: von der Aufenthaltsgeneh-
migung für Migrant:innen über fehlende  
Sicherheitsvorkehrungen, die täglich zu To-
desfällen führen, bis hin zur Androhung von 
Entlassungen, die seit der Aufhebung des 
Entlassungsstopps durch die Regierung im-
mer schwerer wiegen und erneut vor allem 
Frauen treffen werden (die in der Anfangs-
phase der Pandemie 90 Prozent der entlas
senen Arbeitskräfte ausmachten). Diskrimi-
nierungen, über die die von der CGIL 
beschworene nationale Einheit unter der 
Schirmherrschaft des Antifaschismus sicher-
lich nicht aufklären wird. Außerdem zeigt 
gerade die Teilnahme antifaschistischer 
Aktivist:innen an den »No Green Pass«-Mo-
bilisierungen, wie nutzlos ein solcher Antifa-
schismus politisch ist: Wenn er für die einen 
den Widerstand gegen organisierte faschisti-
sche Gruppen bedeutet, bedeutet er für die 
anderen den Widerstand gegen Green Pass, 
Impfstoffe und jede Maßnahme zur Eindäm-
mung der Pandemie.

In der Zwischenzeit führt die Regierung 

Reformen der öffentlichen Verwaltung und 
der Universitäten, der sozialen Sicherheit 
und des Steuersystems durch; im Namen der 
ökologischen Transformation werden die Ar-
beitsbeziehungen in einer Weise verändert, 
die Auswirkungen auf Jahrzehnte haben 
wird. Während manche von einer »Gesund-
heitsdiktatur« sprechen, sind die Entschei-
dungen darüber, wie die Pandemie über
wunden werden soll und wie und wo die 
Milliarden des Konjunkturprogramms ausge-
geben werden sollen, jeglicher sozialen An-
fechtung und Verhandlung entzogen. 

Es stimmt zwar, dass der grüne Pass den 
Arbeitgebern Aufgaben überträgt, die eigent-
lich von der öffentlichen Hand wahrgenom-
men werden sollten, aber das ist nur ein win-
ziger Teilaspekt einer viel tiefer gehenden 
und stärker verankerten Harmonie zwischen 
Arbeitgebern und Regierung. Wir können 
sagen, dass das Hauptproblem Italiens heute 
weder der Faschismus noch der grüne Pass 
ist, sondern die Notwendigkeit, ein Diskus
sions- und Kampffeld über diese Verände-
rungen nicht nur auf nationaler, sondern zu-
mindest auch auf europäischer Ebene zu 
eröffnen.

Übersetzung: Karin Zennig

*  Isabella Consolati ist engagiert im Teil des italienischen 
Kollektivs Precarious Disconnections und seit ihrer Grün-
dung 2015 Mitglieder der Plattform Transnational Social 
Strike.

D ie Berliner Krankenhausbewegung ist 
große Schritte vorangekommen. Seit 

dem 9. September 2021 wird an Berliner 
Krankenhäusern gestreikt. Die in der Ge-
werkschaft ver.di organisierten Beschäftigten 
von Charité und Vivantes fordern erstens so-
genannte Entlastungstarifverträge mit klaren 
Personalbemessungsregeln auf den Stationen 
und in den Funktionsbereichen der Kranken-
häuser, zweitens den  Tarifvertrag des öffentli-
chen Dienstes (TVöD) in den Tochterunter-
nehmen des landeseigenen Krankenhaus- 
betreibers Vivantes (s. express, Nr. 9/2021). 

Sowohl in der Charité als auch bei Vivan-
tes konnten inzwischen Eckpunktepapiere 
vereinbart werden, die nun noch in verbind-
liche Tarifverträge überführt werden müssen. 
Die Papiere beinhalten Regeln zur Personal-
bemessung und sehen verbindliche Konse-
quenzen bei ihrer Missachtung vor. In bei-
den Fällen wird dabei mit »Belastungspunk- 
ten« gearbeitet. Diese werden für Schichten 
in Unterbesetzung gutgeschrieben und kön-
nen in Freischichten umgemünzt werden. 
Auch Gewaltsituationen in der Arbeitszeit 
generieren solche Belastungspunkte.

In manchen Einzelheiten ist der Inhalt  
der zwei Eckpunktepapiere nicht deckungs-
gleich. Für die Charité sind bereits stations-
spezifische Personalschlüssel vereinbart, bei 
Vivantes hat man es vorerst auf Bereichse-
bene nach Fachrichtungen belassen. In der 
Charité führen fünf Schichten in Unterbeset-
zung zu einem freien Tag, bei Vivantes nä-
hert man sich dem in den nächsten Jahren 
schrittweise an, beginnend bei neun Schich-
ten. Bei Vivantes sollen Beschäftigte sich die 
Belastungspunkte auch mit Geld vergüten 
lassen können und die Zahl der freien Tage 
pro Jahr ist gedeckelt: Belastungspunkte für 
mehr als 6 freie Tage werden automatisch 
ausbezahlt (10 im Jahr 2023, 15 im Jahr 
2024). Aus Gewerkschaftssicht ist das weni-
ger sinnvoll, weil so der Druck zur Verbesse-
rung der Personalsituation abgefedert wird 
und Krankenhausleitungen sich im Zweifel 
von entsprechenden Verpflichtungen freikau-
fen können.

In der stationären psychiatrischen Versor-
gung wurde bei Vivantes ein besserer Perso-
nalschlüssel erzielt als in der Charité; bei 
Vivantes entfällt ein Viertel der Betten auf 
diesen Bereich. Für manche Funktionsberei-
che stehen die genauen Vereinbarungen noch 
aus, das Eckpunktepapier schafft aber Hand-
lungsdruck, weil für diese Bereiche bis zur 
endgültigen Klärung festgelegt ist, dass für je 
zehn Arbeitstage ein freier Tag zu gewähren 
ist.

An der Charité bedeuten diese Vereinba-
rungen eine erhebliche Verbesserung des bis-
herigen Entlastungstarifs; bei Vivantes wurde 
er – gegen harten Widerstand der Unterneh-
mensleitung – erstmals erreicht. Mit diesem 
Erfolg wurden die Streiks in der Patienten-
versorgung ausgesetzt; der nächste Schritt ist 
die Ausformulierung unterschriftsreifer Tarif-
verträge. 

Der Streik bei den Vivantes-Töchtern geht 
unterdessen weiter – wie Vivantes-Beschäf-
tige berichten, zeigen sich seine Effekte auch 
erst deutlich, seit die Pflege die Arbeit wieder 

aufgenommen hat. Im streikbedingt redu-
zierten Betrieb konnten die Leistungsein-
schränkungen im Service-Bereich ohne Wei-
teres aufgefangen werden; jetzt drohen 
Behandlungsabsagen etwa wegen Engpässen 
bei der Essensversorgung. Gespräche finden 
inzwischen unter der Moderation des ehema-
ligen SPD-Vorsitzenden Matthias Platzeck 
statt; dessen Bitte, den Streik für die Ge-
sprächsdauer auszusetzen, haben die Gre-
mien der Streikenden allerdings abgelehnt. 
Zu groß ist der Ärger über eine Vivantes-
Chefetage, die erst einen längeren Streik 
brauchte, bis sie sich in den seit fast einem 
Jahr andauernden Verhandlungen überhaupt 
bewegte. Das Berliner Bündnis »Gesundheit 
statt Profite« unterstützt den Arbeitskampf 
bei den Vivantes-Töchtern mit einer Spen-
denkampagne. Viele Beschäftigte dort haben 
ein derart schmales Monatseinkommen, dass 
die Einkommensreduzierung während des 
Streiks sie trotz der Streikkasse ihrer Gewerk-
schaft vor ernsthafte Herausforderungen 
stellt. Das Bündnis sammelt Geld, um die 
gewerkschaftliche Streikunterstützung auf
zustocken und den Kolleg:innen ein langes 
Durchhalten zu ermöglichen (siehe auch  
den Spendenaufruf auf unserer Homepage: 
express-afp.info/solidaritaet-mit-den-streiks-
im-krankenhaus, Anm. d. Red.).

Nicht nur dieses Beispiel zivilgesellschaft-
licher Solidarität ist ein Merkposten für zu-
künftige Auseinandersetzungen. An den be-
teiligten Krankenhäusern ist in den letzten 
Monaten in einem systematischen Organi-
zingprozess ein Netzwerk von Team-Dele-
gierten aufgebaut worden, die direkt an den 
Verhandlungen beteiligt sind und auch die 
Umsetzung des Vereinbarten kollektiv beglei-
ten werden. Außerdem wurde ohne Not-
dienstvereinbarung gestreikt, weil die Arbeit-
geberseite sich einer solchen verweigert hatte. 
Bisher galt sie als unabdingbare Vorausset-
zung eines »Betten- und Stationsschließungs-
streiks«. Dieses Vorgehen könnte auch ein 
interessantes Beispiel für Tarifbewegungen in 
den Häusern notorisch unkooperativer pri-
vater Krankenhausbetreiber bilden.

Durchhalteermöglichungssolidarität
Stefan Schoppengerd zum aktuellen Stand der Krankenhausbewegung in Berlin

Fortsetzung von  
»Coronaproteste ...«, von Seite 1
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»P. verwies den Angeklagten zuständig-
keitshalber an H. Dieser war bereit, 

V. eine Gehaltserhöhung zu bewilligen, da  
er dessen Arbeit als Betriebsratsvorsitzender 
schätzte. Er wollte sich dadurch dessen 
Wohlwollen erhalten, weil er davon ausging, 
dass dies der VW AG zugutekommen 
würde.«

»P.« steht für Ferdinand Piëch, der von 
1993 bis 2002 Vorstandsvorsitzender der 
Volkswagen AG war, »H.« ist der damalige 
Personalvorstand Peter Hartz und »V.« Klaus 
Volkert, zu dieser Zeit Vorsitzender des Ge-
samt- und Konzernbetriebsrats. Hinter die-
sen dünnen Sätzen aus der Urteilsbegrün-
dung des Bundesgerichtshofs von 2009 
gegen Klaus Volkert verbirgt sich die so ge-
nannte VW-Affäre. Volkert hatte überzogene 
Gehälter und Zahlungen für Flüge, Hotels, 
Maßanzüge, Zweitwohnungen und Prosti
tuierte in Millionenhöhe von VW eingefor-
dert und kassiert. Zusammen mit den ver-
antwortlichen Managern hat er damit einen 
katastrophalen Präzedenzfall geschaffen; ein 
fatales Beispiel, das allen Betriebsräten in 
Deutschland geschadet hat.

Kein Wunder, dass auch jetzt die Auf-
merksamkeit wieder groß war: Vor dem 
Landgericht Braunschweig mussten sich vier 
VW Top-Manager gegen den Vorwurf der 
Untreue verteidigen. Erneut ging es um 
überhöhte Gehaltszahlungen an Betriebsräte. 
Volkerts Nachfolger Bernd Osterloh hatte in 
Spitzenjahren 500.000 bis über 750.000 
Euro kassiert. Ursprünglich war er als gelern-
ter Industriekaufmann mit einem monatli-
chen Gehalt von umgerechnet 2.500 Euro 
gestartet. Die Manager wurden Ende Sep-
tember freigesprochen. Die Staatsanwalt-
schaft hat Revision eingelegt. VW hatte wäh-
rend des Verfahrens die Gehälter zahlreicher 
Betriebsratsmitglieder gedeckelt. Osterloh 
selbst ist im Mai von all seinen Ämtern als 
Betriebsrat zurückgetreten und in eine hoch-
bezahlte Managementposition gewechselt. 
Anscheinend war ihm das gedeckelte Gehalt 
zu niedrig.

	

Ehrenamt, Lohnausfallprinzip … 
und trotzdem horrende  
Bezahlung für einige

Wie kann es sein, dass Betriebsratsmitglieder 
überhaupt so hohe Gehälter bekommen? Als 
Mitglied des Betriebsrates wird man für seine 
Arbeit im Gremium nicht bezahlt. Es han-
delt sich um ein Ehrenamt. Für dessen Aus-
übung muss die Arbeitgeberin die BR-Mit-
glieder unter Fortzahlung aller Bezüge von 
ihrer üblichen Tätigkeit freistellen. Sie kön-
nen dann BR-Arbeit erledigen und bekom-
men in dieser Zeit ihr normales Gehalt  
weiterbezahlt. Nach § 78 BetrVG dürfen 
Betriebsräte wegen ihrer Tätigkeit weder be-
nachteiligt noch begünstigt werden. § 37 
Abs. 4 BetrVG regelt deshalb, dass BR-Mit-
glieder auch von Gehaltserhöhungen profi-
tieren können. Nämlich dann, wenn sie 
ohne BR-Amt nach betriebsüblicher Ent-
wicklung mit einer Beförderung hätten rech-
nen können. Betriebsräte sollen sich nicht 
zwischen Amt und Karriere entscheiden 
müssen.

Vielfach wird argumentiert, dass Betriebs-
räte wie Osterloh ganz zwangsläufig so viel 
verdienen müssen. Schließlich verhandeln sie 
auf hochbezahlten Ebenen; ihre Gegenüber 
auf Arbeitgeberseite verdienen genauso viel 
oder teilweise noch deutlich mehr. Sie treffen 
Entscheidungen, die Millionen von Unter-

nehmensgeldern und das Schicksal Tausen-
der Beschäftigter betreffen. Osterloh war seit 
1990 freigestellter Betriebsrat und hat sich 
30 Jahre lang zahlreiche Qualifikationen und 
Fähigkeiten angeeignet. Ist es da nicht ge-
rechtfertigt und vielleicht sogar erforderlich, 
dass er entsprechend bezahlt wird?

Gleichzeitig liegt die Vermutung nahe, 
dass diese hohen Vergütungen nicht »einfach 
so« gezahlt werden. Osterloh, »der König 
von Wolfsburg«, hat immer, genau wie Vol-
kert, betont, dass seine Arbeit als Betriebsrat 
in keiner Weise von seiner Vergütung beein-
flusst wäre. Aber ist das glaubhaft? Wenn die 
Übernahme eines Amtes innerhalb der be-

trieblichen Interessenvertretung Reichtum 
bedeutet, dann muss das Einfluss auf die 
Mitbestimmungskultur haben. Es geht hier 
noch nicht mal um Käuflichkeit, sondern 
um den Verlust von Bodenhaftung und Kol-
legialität – und um die Frage: Kann ich wei-
terhin Menschen vertreten, mit deren mate-
riellen Lebensbedingungen ich nichts mehr 
gemeinsam habe und nie mehr haben werde?

	D as entscheidende Problem bei 
der Betriebsratsvergütung

Das wesentliche Problem liegt jedoch woan-
ders: Was ist mit einer Kollegin aus dem Le-
bensmitteleinzelhandel, die – genau wie Os-
terloh – über 30 Jahre Betriebsratserfahrung 
hat? Seit der Eröffnung ihres Marktes ist sie 
Mitglied des Gremiums, hat es mitgegrün-
det. Sie verdient keine 500.000 Euro im 
Jahr, sondern bis zur Rente ihr normales Ge-
halt als Verkäuferin. Sie hat die letzten 30 
Jahre nicht damit verbracht, für eine Erhö-
hung ihres eigenen Gehalts zu kämpfen, son-
dern für Verbesserungen, von denen die ge-
samte Belegschaft profitieren konnte.

Kolleg:innen aus prekär bezahlten Bran-
chen, wie z.B. Einzelhandel, soziale Dienste, 
Call-Center oder Pflege, müssen auf Basis 
sehr geringer Gehälter ihre BR-Arbeit leis-
ten. Sie können sich nur schwer auf § 37 
Abs. 4 BetrVG beziehen, weil es meist keine 

betriebsübliche Entwicklung, also kaum Auf-
stiegschancen in ihren Tätigkeitsbereichen 
gibt, von denen sie profitieren könnten. Ab-
gesehen davon gehen die Arbeitsgerichte da-
von aus, dass die Darlegungs- und Beweislast 
beim Betriebsrat liegt. Das BR-Mitglied 
muss beweisen können, dass er/sie ohne Be-
triebsratsamt befördert worden wäre. Solche 
Kolleg:innen sind engagiert und für ihre Tä-
tigkeit nicht selten überqualifiziert. Sie hät-
ten gute Möglichkeiten, in anderen Unter-
nehmen eine neue Anstellung zu bekommen 
und mehr Geld zu verdienen. Wenn sie sich 
dennoch dafür entscheiden, weiter ihre BR-
Arbeit zu machen, zahlen sie faktisch dafür 
drauf. Nicht nur jetzt, sondern auch noch 
während der Rente. Wenn sie irgendwann 
doch eine andere Anstellung suchen, kann 
man ihnen das nicht verübeln. Häufig kom-
men diese Kolleg:innen dann bei Gewerk-
schaften, Parteien oder NGOs unter. Das 
Gremium und die Belegschaft verlieren da-
mit aber aktive Kolleg:innen, die bei besserer 
Bezahlung weiter im Betrieb geblieben wä-
ren. Und das gerade in den Branchen, in  
denen mutige Leute dringend gebraucht 
werden.

	 Eine Gesetzesreform ist 
bisher gescheitert

2017 hatte die SPD unter der damaligen 
Bundesarbeitsministerin Andrea Nahles ei-
nen Gesetzentwurf vorgelegt, um die Be-
triebsratsvergütung zu reformieren. Nicht 
mehr nur die betriebsübliche Entwicklung, 
sondern auch »die zur Wahrnehmung der 
Betriebsratstätigkeit erworbenen Qualifika
tionen und Erfahrungen wie auch regelmä-
ßig wahrgenommenen Aufgaben« sollten be-
rücksichtigt werden. Die Staatsanwaltschaft 
hatte in dem oben beschriebenen Fall bereits 
Ermittlungen aufgenommen. Die Haus-
durchsuchungen, auch des Büros von Oster-
loh, folgten wenige Wochen später. Der 
Gesetzentwurf wurde deswegen als »Lex Os-
terloh« kritisiert – nur geschaffen, um die 
überhöhten Gehälter von einigen wenigen 
Betriebsräten aus der Automobilindustrie zu 
legalisieren. Gescheitert ist er aber nicht an 
diesem Vorwurf, sondern am Widerstand der 
Wirtschaftsvertreter:innen in der CDU. Sie 
hatten verstanden, dass vor allem Betriebs-
räte in kleinen und mittleren Unternehmen 
von der Reform profitieren würden. Die da-
mit einhergehende Stärkung von betriebli-
chen Mitbestimmungsstrukturen sollte ver-
hindert werden.

Die Linke hat eine ähnliche Forderung  
erhoben: Betriebsräte, die viel Erfahrung im 
Gremium gesammelt, Verantwortung in 
Ausschüssen oder als Vorsitz übernommen 
und sich in vielen Schulungen weitergebildet 
haben, sollen die Möglichkeit haben, mehr 
zu verdienen. Wichtig ist ein klarer Rechts-
anspruch auf diese Vergütung. Er muss leicht 
einklagbar sein und darf nicht vom guten 
Willen der Arbeitgeberin abhängen. Nur 
dann kann der Betriebsrat seine Unabhän-
gigkeit wahren.

	Transparenz muss Pflicht sein

Wenn Betriebsräte infolgedessen nun mehr 
verdienen als ihre Kolleg:innen, die dieselbe 
Tätigkeit ausüben, besteht dann nicht wei-
terhin das Problem, dass sich der Betriebsrat 
von der Belegschaft abhebt und sich eine Be-
triebsrats-Elite im Betrieb bildet? Um das zu 

verhindern, muss die Gehaltsstruktur der 
BR-Mitglieder offen und transparent gegen-
über den Kolleg:innen kommuniziert wer-
den. Hinterzimmer-Deals zwischen Betriebs-
rat und Geschäftsführung müssen ausge- 
schlossen werden. Die Bezahlung für ein 
(betriebs)öffentliches Amt ist keine Privat
sache. Die Kolleg:innen haben ein Recht zu 
erfahren, was ihr Betriebsrat verdient. Sie 
sollten ein Interesse daran haben, dass ihre 
Betriebsräte nicht zu viel, aber auch nicht zu 
wenig verdienen. Bei der Offenlegung von 
Gehältern sollte nicht nur der Betriebsrat in 
den Blick genommen werden. Die Transpa-
renzpflicht muss sich genauso auf die Füh-
rungsebene beziehen. Auch hier besteht ein 
berechtigtes Interesse. Sollte nur der Be-
triebsrat verpflichtet sein, seine Vergütung 
öffentlich zu machen, würde auch das wieder 
eine unangemessene Benachteiligung darstel-
len. Es wäre wichtig, dass es hier zügig zu ei-
ner entsprechenden Änderung im BetrVG 
kommt. Das Schicksal von Bernd Osterloh 
und anderen Co-Manager:innen sollte uns 
dabei weniger interessieren als die vielen Be-
triebsrats-Kolleg:innen, die für ihre betriebs-
politische Arbeit auf verdiente Gehälter ver-
zichten.

*  Rene Kluge ist ehemaliger Betriebsratsvorsitzender und 
arbeitet als Betriebsratsberater für »Recht und Arbeit«: 
www.rechtundarbeit.net

Bewegung mit Recht, Folge 15

Money for nothing?
Betriebsratsgehälter: zu hoch oder zu niedrig? – von René Kluge*

Bewegung mit Recht: In dieser Kolumne 

möchten wir Euch verschiedene Ideen und 

Anregungen für die Arbeit des Betriebsrates 

und anderer Interessenvertretungen geben. 

Für Fragen, Kommentare oder Themenvor-

schläge könnt Ihr Euch gerne direkt an den 

Autor wenden: rene@rechtundarbeit.net
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BR-Vertretungen im Betrieb nehmen 
ab. Nicht erst seit den abermaligen 
Korruptionsvorwürfen gegenüber  
BR-Vorsitzenden namhafter großer 
deutscher Autokonzerne gibt es eine 
Debatte um die Verselbständigung 
freigestellter ›BR-Fürsten‹, die den 
Kontakt zur Belegschaft verlieren und 
ihre Vorstellung von Stellvertreterpoli­
tik irgendwann auf eine expertokra­
tisch bemäntelte Selbstvertretung re­
duzieren – mit drastischen Folgen für 
die Demokratie im Betrieb und nicht 
zuletzt die Mobilisierungsfähigkeit 
von Belegschaften (siehe den Beitrag 
von René Kluge in dieser Ausgabe). 
Gemeinhin wird angenommen: Freige­
stellte Betriebsräte sind diejenigen, die 
›rund um die Uhr‹ für die betriebliche 
Interessenvertretung arbeiten. Die an­
deren Mitglieder des Gremiums wer­
den nur zu ausgewählten Anlässen von 
der Arbeit freigestellt und verbringen 
daher deutlich weniger Zeit mit der 
Amtsausübung – das ist zwar verbrei­
tete Praxis, muss aber nicht so sein. 
Metall-Betriebsrat Tobias Salin erklärt 
im Interview, wie er auch ohne dauer­
hafte Freistellung einen Großteil seiner 
Arbeitszeit als Interessenvertreter aktiv 
ist – und dabei deutlich beteiligungs­
orientierter vorgeht als manch freige­
stellter BR.

Du bist BR in einem Betrieb der Metallindust-
rie mit ca. 1.000 Beschäftigten. Obwohl Du 
nicht freigestellt bist, verbringst Du Deine Ar-
beitszeit nahezu ausschließlich mit Betriebsrats-
arbeit. Gibt die Betriebsverfassung das her? Was 
unterscheidet Dich dann noch von einem frei-
gestellten BR-Mitglied?

Tobias Salin: Alle Betriebsratsmitglieder ha-
ben laut Betriebsverfassungsgesetz (§ 37.2) 
die Möglichkeit, sich für die ordnungsge-
mäße Durchführung ihrer Aufgaben von ih-
rer beruflichen Tätigkeit ohne Minderung 
des Arbeitsentgelts freizustellen. Steigt man 
ein bisschen tiefer in die Aufgaben des Be-
triebsrats ein, merkt man schnell, dass die 
Fülle der Aufgaben niemals allein von den  
so genannten »freigestellten Betriebsräten« 
(§ 38) erledigt werden könnte. Bei 1.000 
Mitarbeiter:innen hat man Anspruch auf 15 
ordentlich gewählte Betriebsräte, wovon drei 
laut BetrVG komplett freigestellt sind. Das 
bedeutet, die drei müssen dem Unternehmen 
keine Rechenschaft über ihre Betriebsratsar-
beit ablegen und nicht begründen, warum 
die Betriebsratsarbeit gerade erforderlich ist. 
Die restlichen zwölf müssen sich immer bei 
ihren Vorgesetzten für die Betriebsratsarbeit 
abmelden und das Unternehmen kann auch 
in Frage stellen, ob die Betriebsratsarbeit ge-
rade erforderlich ist oder nicht. Das kann 
dazu führen, dass die Freigestellten versu-
chen, alle Themen zu bearbeiten und die 
restlichen Betriebsratsmitglieder nur zu den 
Betriebsratssitzungen kommen. Dort wird 
eigentlich nur noch das, was die Freigestell-
ten vorbereitet haben, diskutiert und abge-
stimmt. Meiner Meinung nach ist gute Be-
triebsratsarbeit so gar nicht möglich. Ich 
habe mich seit meiner Wahl zunächst zwei 
bis drei komplette Tage pro Woche für Be-
triebsratsarbeit freistellen lassen, um mich 
mit den Themen und Meinungen der 
Kolleg:innen und auch meinen Aufgaben als 
Betriebsrat vertraut zu machen und so auf  
einer vernünftigen Basis im Betriebsrat Ent-
scheidungen treffen zu können. Mit der Zeit 
hat die Fülle meiner Aufgaben es erforderlich 
gemacht, dass ich mich 35 Stunden in der 

Woche für Betriebsratsarbeit freistellen lasse. 
Der Unterschied zu den freigestellten Be-
triebsräten ist, dass ich mich immer wieder 
in meiner Abteilung von der beruflichen Tä-
tigkeit abmelden muss und das auch immer 
mal wieder zu Diskussionen mit Vertretern 
des Kapitals führt.

Welche Betriebsrats-Aufgaben sind es, die Dich 
den ganzen Tag auf Trab halten?

TB: Ich versuche regelmäßige Rundgänge zu 
machen und wirklich mit allen knapp 200 
Personen in meiner Abteilung zu reden und 
mir den Arbeitsplatz anzugucken. Auch das 
ist vom BetrVG gedeckt (§ 85 Beschwerde-
recht und § 86a Vorschlagsrecht der Arbeit-
nehmer). Oft haben Leute dann auch Fragen 
zu einer Betriebsvereinbarung oder einem 
Tarifvertrag, zu ihrem Urlaub, ihrem Entgelt 
oder sie haben gesundheitliche Probleme 
aufgrund des Arbeitsplatzes. Dann recher-
chiere ich, wie wir das Problem lösen kön-
nen. Dabei versuche ich nicht stellvertretend, 
sondern mit meinen Kolleg:innen gemein-
sam zu handeln und mit ihnen gemeinsam 
unsere Rechte, die richtigen Ansprechperso-
nen und gute Druckmittel ausfindig zu ma-
chen, um gemeinsam handlungsfähig zu 
werden. Beispielsweise werden Schichten  
ab und an kurzfristig wegen Fehlplanungen 
oder Materialmangels abgesagt und die Leute 
direkt nach Schichtbeginn wieder nach 
Hause geschickt. Im Manteltarifvertrag ist 
geregelt, dass in so einem Fall das Unterneh-
men für die ausgefallenen Arbeitsstunden 
aufkommen muss. Diesen Passus habe ich 
einmal allen Kolleg:innen in einer betroffe-
nen Abteilung ausgedruckt und verteilt. Das 
hat dazu geführt, dass die Leute dann darauf 
bestanden haben, keine Arbeitszeit mehr ab-
gezogen zu bekommen, wenn sie aufgrund 
einer Betriebsstörung nach Hause geschickt 
werden.

Aber ich biete z.B. auch Sprechstunden 
(§ 39) zu verschiedenen Themen an. Seit 
2018 gibt es einen Tarifvertrag, der es er-
möglicht, eine Sonderzahlung in acht Tage 
mehr Urlaub umzuwandeln und die regel-

mäßige individuelle Arbeitszeit zeitweise ab-
zusenken und so bspw. eine Vier-Tage-Wo-
che für zwei Jahre zu haben und danach 
wieder zur alten Arbeitszeit zurückzukehren. 
Zu diesem neuen Tarifvertrag biete ich jedes 
Jahr Sprechstunden an, von denen auch jähr-
lich über 100 Kolleg:innen Gebrauch ma-
chen.

Außerdem versuchen wir Willkommens-
runden für alle neuen Kolleg:innen zu orga-
nisieren und sie in diesen über ihre Rechte 
zu informieren, ihnen zu erklären, welche 
Tarifverträge für sie gelten, wer ihre An-
sprechpersonen aus dem Betriebsrat sind und 
welche Rolle Gewerkschaften spielen. Auch 
diese Runden benötigen Vor- und Nachbe-

reitungszeit. Sie werden sehr gut angenom-
men und man merkt, dass man mit den 
Kolleg:innen, die in einer Willkommens-
runde waren, viel schneller und besser ins 
Gespräch kommt als mit anderen neuen  
Personen im Betrieb.

Hinzu kommt dann noch das Tagesge-
schäft. Ich bin im Betriebs-, Personal-, Öf-
fentlichkeits- und Ausbildungsausschuss. 
Hier fallen regelmäßige Sitzungen an und 
dann natürlich das Abarbeiten der Themen 
aus den Ausschüssen. Also bspw. regelmäßige 
Rücksprachen mit den Ausbildern, der Ju-
gend- und Auszubildendenvertretung und 
den Auszubildenden selbst, um eine gute 
Ausbildung abzusichern. Oder aber die 
Überprüfung von personellen Einzelmaß-
nahmen (§ 99) wie Neueinstellungen, Kün-
digungen, Versetzungen, Umgruppierungen 

für den Personalausschuss, bei denen der Be-
triebsrat Mitbestimmungsrechte hat, oder 
die Planung und Durchführung von Be-
triebsversammlungen (§ 42), die einmal im 
Quartal stattfinden und zu denen alle Be-
schäftigten eingeladen werden müssen. Sie 
dienen dazu, dass der Betriebsrat Rechen-
schaft über seine Arbeit ablegt. Auf die Ta-
gesordnung können auch tarif-, sozial- und 
umweltpolitische Themen gesetzt werden. 
Meine Arbeitswoche bekomme ich auf jeden 
Fall ohne Probleme gefüllt, ohne tatsächlich 
alle Möglichkeiten, die das Betriebsverfas-
sungsgesetz bietet, ausschöpfen zu müssen. 
Was das Betriebsverfassungsgesetz aber auch 
für Hindernisse mit sich bringt, wäre noch-
mal ein eigenes Gespräch wert.

Arbeitnehmer:innen haben bei verschiedenen 
Anlässen das Recht, ein BR-Mitglied ihres Ver-
trauens hinzuzuziehen. Machst Du für diese 
Möglichkeit offensiv Reklame im Betrieb?

TB: Ich kläre die Arbeiter:innen schon über 
ihr Recht auf, immer einen Betriebsrat zu 
Gesprächen hinzuzuziehen. Aber ich mache 
da jetzt keine Reklame für mich als Person 
oder so. Also, ich sehe mich da nicht in Kon-
kurrenz zu meinen Betriebsratskolleg:innen 
und freue mich, wenn wir als Betriebsrats-
gremium Hand in Hand arbeiten. Es gibt 
einfach Themen, in denen andere Betriebs-
räte fitter sind, und dann verweise ich meine 
Kolleg:innen auch an die.

Ich kann mir vorstellen, dass das Unternehmen 
und vielleicht auch die direkten Vorgesetzten 
das nicht witzig finden, wenn Du kaum an 
Deinem »eigentlichen« Arbeitsplatz bist. Wird 
da Druck auf Dich ausgeübt? Wie?

TB: Auf jeden Fall wird da Druck ausgeübt. 
Ich hatte schon einige Personalgespräche mit 
unterschiedlichen höheren Vorgesetzten, 
Vertretern der Personalabteilung und der 

Werksleitung, in denen es um meine Be-
triebsratsarbeit ging. Die IG Metall und 
auch andere Betriebsratskolleg:innen haben 
mich bei diesen Gesprächen immer tatkräftig 
unterstützt und betont, warum meine Arbeit 
notwendig ist. Mit meinen direkten Vorge-
setzten hatte ich deswegen nie Probleme, 
weil sie selbst wissen, wie wichtig Betriebs-
ratsarbeit ist. Aber die Werksleitung hat so-
gar schon einmal ein Kündigungsverfahren 
gegen mich eingeleitet, sie wollte mich ernst-
haft loswerden. Inwiefern dabei tatsächlich 
meine Betriebsratsarbeit oder mein politi-
sches Engagement außerhalb des Betriebs 
oder andere Dinge Ursache des Versuchs wa-
ren,  ist natürlich Interpretationssache. Aber 
ein Einschüchterungsversuch war es allemal 
und eine Zeit lang konnte ich das Werksge-
lände nur eingeschränkt betreten. Das hat 
meine Betriebsratsarbeit natürlich behindert. 
Aber letztendlich haben sich viele Leute aus 
dem Betrieb und auch darüber hinaus solida-
risiert und wir haben vor Gericht gewonnen. 
Auch das wäre nochmal ein eigenes Kapitel.

Und die Kolleg:innen? Wirst Du von denen 
auch schief angeguckt, weil Du »nichts 
schaffst«?

TB: Am Anfang meiner Betriebsratsarbeit 
gab‘s das schon. Also solche Kommentare 
wie »Der soll erst mal richtig schaffen, bevor 
der sich für die Betriebsratsarbeit freistellen 
lässt«. oder »Was macht ihr da unten eigent-
lich den ganzen Tag? Kaffee saufen?« In den 
letzten Jahren habe ich aber öfter gehört, 
dass es ihnen viel mehr bringt, wenn ich Be-
triebsratsarbeit mache, als wenn ich an der 
Maschine stehe. Wir haben viel gemeinsam 
erreicht und konnten viele Fragen klären 
oder Probleme lösen. Solche Erfahrungen ge-
ben mir auf jeden Fall Kraft und zeigen mir, 
dass sich die stressige Arbeit lohnt. Am bes-
ten ist es aber, wenn sich Kolleg:innen für 
ihre Interessen einsetzen und sich z.B. für die 
Vertrauenskörperarbeit der IG Metall inter-
essieren oder mir sagen, dass sie sich bei den 
nächsten Betriebsratswahlen auch selbst auf-
stellen lassen wollen.

* Das Interview führte Stefan Schoppengerd.
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B ereits seit Jahren werden die menschen-
unwürdigen Verhältnisse, unter denen 

Arbeitnehmer:innen aus osteuropäischen 
Ländern in der deutschen Fleischindustrie 
beschäftigt sind, massiv kritisiert. Eine von 
der Bundesregierung 2015 angeregte Selbst-
verpflichtung der Branche brachte kaum 
Verbesserungen. Nachdem es 2020 unter Be-
schäftigten in zahlreichen Schlachthöfen zu 
Corona-Ausbrüchen gekommen war, be-
schloss die Bundesregierung unter Federfüh-
rung des Bundesarbeitsministeriums Ende 
Juli 2020, die Fleischwirtschaft gesetzlich zu 
regulieren.

Kern des am 1. Januar 2021 in Kraft ge-
tretenen Arbeitsschutzkontrollgesetzes ist ein 
Werkvertragsverbot: Der Fleischindustrie 
wurde es ab dem 1. Januar untersagt, Subun-
ternehmer für das Schlachten und Zerlegen 
zu beauftragen. Ab dem 1. April darf sie 
auch keine Leiharbeiter:innen für diese Auf-
gaben einsetzen, nur noch bei den Unterneh-
men direkt Angestellte dürfen im Kernge-
schäftsbereich beschäftigt werden. Eingeführt 
wurden außerdem Standards für Gemein-
schaftsunterkünfte, zusätzliche Arbeits-
schutzkontrollen und eine elektronische Ar-
beitszeiterfassung. Für Betriebe mit weniger 
als 50 Beschäftigten gelten Ausnahmerege-
lungen. 

Die Arbeitgeberverbände und die großen 
Unternehmen der Fleischindustrie stemmten 
sich gegen das Gesetzesvorhaben. Die Sub-
unternehmer, deren Geschäftsmodell von 
den Änderungen massiv bedroht wurde, 
streuten unter den Beschäftigten gezielt 
Falschinformationen und schürten Ängste 
vor einem angeblich drohenden Jobverlust. 
Wie die verschiedenen Akteure, Konzerne 
und Subunternehmer, Beschäftigte und Ge-
werkschaft, auf die Regulierung reagieren 
und welche Auswirkungen auf die Arbeitsbe-
ziehungen der Branche festzustellen sind, ha-
ben wir mit unseren Kolleginnen und Kolle-
gen im Beratungsnetzwerks Faire Mobilität 
in Kooperation mit der Gewerkschaft NGG 
in den vergangenen Monaten intensiv beob-
achtet. Unsere Beobachtungen fassen wir 
hier zusammen. Vieles ist noch offen und 
ungewiss, aber schon jetzt können wir sagen: 
Das Arbeitsschutzkontrollgesetz hat ein-
schneidende Veränderungen in der Fleischin-
dustrie in Deutschland bewirkt, die potenzi-
ell zu einer Transformation der toxischen 
Arbeitskultur in der Branche führen könn-
ten.

	 Informationskampagne 
von Faire Mobilität

Das DGB-Beratungsnetzwerk Faire Mobili-
tät berät schon seit vielen Jahren Werkver-
tragsbeschäftigte in der Fleischindustrie, die 
überwiegend aus Polen, Rumänien und Bul-
garien stammen. Nach dem Entwurf des Ar-
beitsschutzkontrollgesetzes haben wir diese 
Aktivitäten erheblich verstärkt: Von Septem-
ber 2020 bis April 2021 haben wir bundes-
weit mehr als 200 Informationsveranstaltun-
gen vor den Werkstoren großer Fleischpro- 
duzenten durchgeführt. Wir haben die 
Mitarbeiter:innen mit Informationsmateria-
lien über ihre Arbeitsrechte versorgt und 
Kurzgespräche über die aktuelle Situation 
geführt. Unser Ziel ist es, den Beschäftigten 
die neuen gesetzlichen Regelungen zu erklä-
ren und ihnen die Informationen zu geben, 
die sie benötigen, um ihre Rechte wahrzu-
nehmen. Mehr als 20.000 Beschäftigte bei-
nahe aller großen und vieler mittelständi-
schen Unternehmen der Fleischindustrie 
konnten wir bislang auf diesem Weg infor-
mieren. Zusätzlich haben wir in regelmäßi-

gen Abständen Live-Beratungsveranstaltun-
gen über soziale Medien angeboten. Parallel 
zu unseren Aktivitäten mobilisiert die NGG 
Beschäftigte zur Unterstützung für einen 
Mindestentgelttarifvertrag (s.u.). Dabei be-
gleiten wir die NGG, informieren die aus-
ländischen Beschäftigten in ihren Mutter-
sprachen über die Auseinandersetzung und 
ihre Rechte auf Beteiligung an Protestaktio-
nen.

Durch die zahlreichen Gespräche vor 
Werkstoren und durch die arbeitsrechtliche 
Beratung, die wir anbieten, haben wir viel 
über die Prozesse, die durch das Arbeits-
schutzkontrollgesetz in der Fleischindustrie 
angestoßen wurden, erfahren. Es handelt 
sich jedoch um ein vorläufiges und nicht 
vollständiges Lagebild. Hinzu kommt: Der 
Umgang der Unternehmen mit dem Arbeits-
schutzkontrollgesetz ist unterschiedlich und 
kann selbst innerhalb eines Konzerns an ein-
zelnen Niederlassungen variieren. Die Situa-
tion in den Betrieben hängt außerdem von 
vielfältigen Entwicklungen ab, wie der wirt-
schaftlichen Lage auf dem Fleischmarkt, der 
Auseinandersetzung um den Branchentarif-
vertrag, der Beschäftigtenfluktuation und der 
Organisation der Rekrutierung, der öffentli-
chen Debatte und der juristischen Auseinan-
dersetzung um die Gesetzesnovelle. Eine 
tiefergehende Untersuchung der Auswirkun-
gen des Gesetzes, die wir nicht leisten kön-
nen, aber für wichtig hielten, müsste auch 
diese Faktoren einbeziehen.

	 Verbot der Werkverträge 
umgesetzt

Die Unternehmen haben das Verbot von 
Werkverträgen im Kerngeschäftsbereich zum 
1. Januar 2021 umgesetzt und den Mitarbei
ter:innen der Subunternehmen Anstellungs-
verhältnisse direkt bei den Konzernen ange-
boten. Die Schlachtkonzerne hatten diesen 
Prozess bereits im Herbst 2020 eingeleitet. 
Im Wesentlichen sind die Unternehmen bei 
der Übernahme der ehemaligen Werkver-
tragsbeschäftigten korrekt vorgegangen. Nur 
vereinzelt sind uns Fälle bekannt geworden, 
bei denen Mitarbeiter:innen Verträge mit 
neuer Befristung und neuer Probezeit ausge-
händigt wurden.

Die in der Schlachtung und Zerlegung tä-
tigen Unternehmen haben die Übernahmen 
mehrheitlich im Sinne eines Betriebsüber-
gangs nach §613a BGB gestaltet. Dadurch 
wurden alle Beschäftigten, auch arbeitsunfä-
hig erkrankte, übernommen. In einigen Fäl-
len erhielten längerfristig Erkrankte oder 
Schwangere keine schriftliche Mitteilung 
über den Betriebsübergang. Stattdessen teil-
ten ihnen ihre alten Vorgesetzten aus den 
Subunternehmen mündlich mit, dass sie 
nicht oder erst nach ihrer Genesung über-
nommen würden. In allen Fällen, in denen 
wir intervenieren konnten, reagierten die 
Konzernpersonalleitungen, indem sie von 
administrativen Fehlern sprachen, die sie 
umgehend korrigieren würden.

Eine Übernahme nach dem § 613a BGB 
bedeutet auch, dass die Arbeitsbedingungen 
bei dem neuen Arbeitgeber nicht schlechter 
sein dürfen als bei dem vorherigen. Da die 
Arbeitsverträge bei den Subunternehmen in 
aller Regel zu den gesetzlichen Mindestbe-
dingungen geschlossen worden waren, spiel- 
te diese Regelung in der Praxis keine große 
Rolle. Die Übernahmen brachten keine au-
tomatischen Verbesserungen, höhere Löhne 
etwa. Ein Teil der Mitarbeiter:innen nutze 
zwar die Gelegenheit, um die Stundenlöhne 
individuell neu zu verhandeln, teilweise auch 
mit Erfolg. Die meisten hatten aber nicht 

den Mut, eine Lohnerhöhung zu fordern.  
Sie arbeiten nach wie vor für den gesetzli-
chen Mindestlohn.

Für die Beschäftigten bedeutet ein Be-
triebsübergang außerdem, dass ihre Betriebs-
zugehörigkeit berücksichtigt werden muss 
und eine neue Probezeit oder eine erneute 
Befristung nicht erlaubt sind. Diese Rege-
lung könnte erhebliche Auswirkungen auf 
die Arbeitsbeziehungen haben: Wenn die Be-
schäftigten, mit sicheren Verträgen ausgestat-
tet, bei den anstehenden Betriebsratswahlen 
und Tarifauseinandersetzungen ihre Rechte 
angstfrei einfordern, könnte dies einen Pro-
zess kultureller Veränderung in der Branche 
befördern, die bislang kaum Betriebsräte und 
Tarifverträge kennt.

	L eiharbeiter:innen mit 
neuer Probezeit

Leiharbeiter:innen, die in der Fleischverede-
lung und Wurstherstellung arbeiten, berich-
teten in vielen Fällen, dass sie bis zur letzten 
Märzwoche keine Information von ihren Ar-
beitgebern bekamen, wie es nach dem In-
krafttreten des Zeitarbeitsverbots am 1. April 
2021 weitergehen würde. Das löste bei sehr 
vielen Beschäftigten Ängste vor einem Job-
verlust aus. Einige Wursthersteller spekulier-
ten wahrscheinlich bis zuletzt auf einen Ta-
rifvertrag mit der NGG, der die Leiharbeit 
weiter ermöglichen würde. In vielen Fällen 
hatten wir jedoch den Eindruck, dass Unter-
nehmen gezielt Informationen zurückhiel-
ten, um Beschäftigte in einer prekären Lage 
zu halten, in der sie auf Lohnforderungen 
verzichten würden.

Exemplarisch dafür ist der Verlauf bei ei-
nem Wursthersteller aus dem Kreis Güters
loh: Die Leiharbeiter:innen, die etwa die 
Hälfte der Belegschaft stellten, klagten seit 
Anfang 2021 über Unregelmäßigkeiten, so 
seien ihnen Quarantänezeiten generell nicht 
vergütet worden. Gleichzeitig plagte sie die 
Sorge, ob sie von dem Unternehmen über-
nommen würden, wenn sie ihre Rechte gel-
tend machten. Denn: »Schwierige Leute«, so 
hätten Vorgesetzte gedroht, könne man zu-
künftig nicht brauchen. Schließlich kamen 
die Vertreter des Leiharbeitgebers und des 
Auftraggebers am 31. März ins Werk, bestell-
ten die Leiharbeiter:innen einzeln ins Büro 

und händigten ihnen neue Arbeitsverträge 
aus – unter der Voraussetzung, dass sie davor 
eine einvernehmliche Beendigung des Leih-
arbeitsverhältnisses unterzeichnen. Die 
neuen Verträge sahen eine neue, sechsmona-
tige Probezeit ab dem 1. April sowie Befris-
tungen vor, obwohl die Beschäftigten in aller 
Regel seit mehreren Jahren bei dem Wurst
hersteller im Einsatz waren. Bei mehreren 
Informationstagen vor dem Betrieb hatten 
wir davor gewarnt, vorgefertigte Eigenkündi-
gungen zu unterzeichnen. Leider gaben alle 
Beschäftigten dem Druck nach.

	A rbeitszeiterfassung und 
Arbeitsverdichtung 

Sehr häufig klagten Beschäftigte der Subun-
ternehmen darüber, dass Überstunden nicht 
abgerechnet und auch nicht vergütet wür-
den, obwohl dies nach dem Mindestlohnge-
setz illegal ist. Staatliche Kontrollen bestätig-
ten diese Berichte. In mehreren Fällen haben 
zudem ehemalige Bürobeschäftigte von Sub-
unternehmen zutage gefördert, dass dort die 
Arbeitsstundenaufzeichnungen der Mitarbei
ter:innen systematisch und auf Anweisung 
der Inhaber:innen nachträglich gefälscht 
worden seien.

Wie die neuen Arbeitgeber mit dieser 
Frage umgehen werden, kann noch nicht be-
urteilt werden. Bislang gaben Beschäftigte in 
der Beratung fast immer an, dass ihre Ar-
beitszeiten im ersten Quartal 2021 richtig 
abgerechnet und vergütet worden seien. 
Nach den bisherigen Erkenntnissen scheinen 
die elektronische Zeiterfassung und die ange-
kündigten Kontrollen Wirkung zu zeigen.

Allerdings hat die neue Aufzeichnungs-
pflicht auch nicht beabsichtigte, negative 
Auswirkungen: Viele Arbeitnehmer:innen in 
der Schlachtung und Zerlegung berichten 
von einer Arbeitsverdichtung. Die gesetzlich 
erlaubten Arbeitszeiten würden zwar einge-
halten, die Arbeitsmenge sei jedoch gleich 
hoch geblieben. So erzählten Schlachter aus 
einem Großbetrieb im Ruhrgebiet, dass sie 
vor ihrer Übernahme zehn Stunden täglich 
gearbeitet hätten. Mit der Übernahme wurde 
die Arbeitszeit auf acht Stunden reduziert. 
Dieselbe Belegschaft müsse jedoch dieselbe 
Anzahl Schweine in acht statt zehn Stunden 
verarbeiten. Da das Arbeitstempo ohnehin 
sehr hoch war, sei die Arbeit nun kaum mehr 
zu schaffen, so die Schlachter; die Verdich-
tung sei für sie belastender als die überlangen 
Arbeitstage zuvor.

	 »On-Site-Management« und 
Führungskultur

Die Übernahme der Beschäftigten von den 
Subunternehmen ist nach unseren Beobach-
tungen weitgehend konfliktfrei erfolgt. Das 
steht im scharfen Kontrast zu den Erfahrun-
gen von Unternehmen, die sich in der Ver-
gangenheit von Subunternehmen trennten: 
Sie hatten mit erbittertem Widerstand zu 
rechnen, Subunternehmer versuchten regel-
mäßig, die Übernahme »ihrer« Mitarbeite
r:innen zu vereiteln, etwa indem sie drohten, 
Unterkünfte nicht mehr zur Verfügung zu 
stellen. Die flächendeckende Abschaffung 
der Werkverträge und der Leiharbeit hat die 
Verhandlungsposition der Subunternehmen 
gegenüber den Konzernen deutlich ge-
schwächt.

Entscheidend für den zügigen Umbruch 
war jedoch aus unserer Sicht die Tatsache, 
dass die führenden Unternehmen das Gesetz 
akzeptierten, anstatt es zu bekämpfen. Viele 
Schlachtkonzerne hatten bereits zwei bis drei 

Das Arbeitsschutzkontrollgesetz in der Praxis
Eine erste Bilanz aus der Perspektive von Faire Mobilität – von Szabolcs Sepsi und Anna Szot*
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Monate vor der Verkündung des Arbeits-
schutzkontrollgesetzes die Umstellung einge-
leitet und diese im Spätherbst, ohne den 
Ausgang politischer und juristischer Ausein-
andersetzungen abzuwarten, entschieden 
vorangetrieben.

Ausschlaggebend für diese Entscheidun-
gen könnte gewesen sein, dass die Zusam-
menarbeit mit den Subunternehmen vielen 
Konzernen zu ineffizient und möglicherweise 
auch zu teuer geworden war – die Fachar-
beiterlöhne sind deutlich gestiegen; der 
zweite Kostenfaktor sind die Profite, die 
Subunternehmen für ihre Vermittlungsleis-
tungen verlangen. Gleichzeitig bestand eine 
Abhängigkeit der Konzerne von ihren Sub-
unternehmern, insbesondere wegen deren 
Erfahrungen und Zugängen für die Rekru-
tierung neuer Arbeitskräfte. Die Verantwort-
lichen wagten es offenbar erst durch den  
Anstoß des Gesetzgebers, sich von diesem 
etablierten System zu lösen.

Ob die Ablösung von der Subunterneh-
merstruktur auch einen Wandel der Unter-
nehmenskultur bringen wird, bleibt aktuell 
noch offen. Denn trotz der Übernahmen 
scheint es in vielen Unternehmen eine unge-
klärte Kompetenzverteilung zwischen den 
Personalabteilungen und den alten, infor-
mellen Vorgesetztenstrukturen zu geben.

Sehr häufig berichten Ratsuchende, dass 
ihre ehemaligen Vorgesetzen aus den Subun-
ternehmen mündlich erklären würden, sie 
seien weiter für die Beschäftigten zuständig. 
Mitarbeiter:innen, die beispielsweise mit un-
serer Unterstützung die Konzernpersonalab-
teilung kontaktierten, um etwa Lohnabrech-
nungen zu beanstanden oder Urlaub zu 
beantragen, bekamen zwar Antworten, wur-
den ihren Berichten zufolge aber anschlie-
ßend durch ihre »alten« Vorgesetzten verbal 
gemaßregelt. Diese versuchen offenbar, ihren 
Einfluss zu verteidigen. Beispielsweise wur-
den den Beschäftigten eines ehemaligen Sub-
unternehmens A neue muttersprachliche An-
sprechpersonen im Konzernpersonalbüro 
genannt; bei Problemen sollten sie sich an 
diese wenden. Im selben Konzern arbeitende 
ehemalige Mitarbeiter:innen des Subunter-
nehmens B werden indessen nach wie vor 
von ihrem »alten« Vorgesetzten »verwaltet«; 
zur Beanstandung von Lohnabrechnungen 
sollen sie sich nach wie vor im Verwaltungs-
büro des ehemaligen Subunternehmens mel-
den, das in einer anderen Stadt liegt.

Offiziell sind viele ehemalige Subunter-
nehmer in die Arbeitskräftevermittlung ge-
wechselt. Sie bieten den Konzernen ihre 
Dienste an, um den durch die Mitarbeiter-
fluktuation permanent hohen Arbeitskräfte-
bedarf zu decken. Die Leistung scheint ein 
»On-Site-Management« einzuschließen: Die 
Arbeitskräftevermittler:innen bleiben vor 
Ort für die von ihnen vermittelten Arbeits-
kräfte zuständig, organisieren deren Ankunft, 
unterstützen sie bei der Beschaffung von Un-
terlagen, Bankkonten, Krankenversicherung, 
usw. Ebenfalls sind die Vermittler:innen in 
den Betrieben augenscheinlich befugt, be-
trieblichen Vorarbeiter:innen Anweisungen 
zu erteilen, mitunter sind sie Berichten zu-
folge sogar für die betriebliche Einarbeitung 
zuständig.

Eine weitere Ursache für die unklare 
Kompetenzverteilung ist die Tatsache, dass 
Vorarbeiter:innen und Führungskräfte aus 
der Produktion, die meistens bei den Subun-
ternehmen angestellt waren und diesen nach 
wie vor eng verbunden sind, mit übernom-
men wurden. Mit ihnen ist in vielen Fällen 
auch die alte Führungskultur übernommen 
worden. So berichten uns Beschäftigte, dass 
sie am Arbeitsplatz angeschrien werden. Ei-
nige Unternehmen scheinen hier gegensteu-
ern zu wollen; sie haben beispielsweise soge-
nannte »Integrationsteams« geschaffen, die 
den Mitarbeiter:innen auch bei Problemen 
helfen sollen. So berichtete eine langjährige 
Schlachthofbeschäftigte, dass ihr Vorarbeiter 
sie angeschrien und mit Kündigung gedroht 
habe, nachdem sie es abgelehnt hätte, zwei 

Stunden früher als üblich zur Arbeit zu kom-
men. Nachdem sie sich beim Integrations
team des Betriebs über den Umgang be-
schwert hatte, hätte sich der Vorarbeiter 
entschuldigt und später klargestellt, dass er 
nicht mehr befugt sei, Kündigungen zu ver-
anlassen.

Ob solche positiven Beispiele als Zeichen 
für die Etablierung einer neuen Führungs-
kultur gedeutet werden können oder Aus-
nahmen bleiben, ist bisher nicht abzusehen. 
Uns erreichen zurzeit noch viele Beschwer-
den darüber, dass die »alten« Vorgesetzten 
und Vorarbeiter:innen weiter in alter Manier 
auftreten.

	 Mitarbeiterfluktuation 
und Rekrutierung

Immer, wenn Unternehmen der Fleischin-
dustrie auf Subunternehmen setzten, war die 
Mitarbeiterfluktuation enorm hoch. Die Co-
rona-Ausbrüche haben diese Entwicklung 
nach unseren Beobachtungen in der zweiten 
Hälfte des Jahres 2020 verschärft. Da die 
Mitarbeiterrekrutierung über informelle 
Netzwerke funktioniert und die Konzerne 
selbst nicht über das notwendige Know-how 
verfügen, um ihren permanent hohen Ar-
beitskräftebedarf zu decken, greifen sie auf 
die Dienste der »alten« Subunternehmen zu-
rück, die ihnen nun Arbeitskräfte vermitteln.

Aus vielen Gesprächen ist uns bekannt, 
dass es für die Unternehmen schwieriger 
wird, zu den schlechten Arbeitsbedingungen 
und niedrigen Löhnen Fachkräfte zu finden. 
Schlachter und Zerleger scheinen von dieser 
Entwicklung profitieren zu können. Oft 
haben sie die Kontaktdaten aller relevanten 
Arbeitsvermittler:innen, kontaktieren diese 
regelmäßig, vergleichen die Löhne und 
wechseln entweder den Arbeitgeber oder ver-
handeln einen höheren Lohn. So schien An-
fang 2021 ein gewisser Überbietungswettbe-
werb zu entstehen, weil viele der Recruiter 
unter dem Druck standen, schnell Personal 
zu finden. Die Löhne vieler Fachkräfte stie-
gen spürbar, während ungelernte Beschäf-
tigte nach wie vor für den gesetzlichen Min-
destlohn arbeiten mussten.

Die Vermittler:innen bemühen sich zur-
zeit, ihre Aktivitäten auf Drittstaaten der Eu-
ropäischen Union auszuweiten. So berichte-
ten beispielsweise rumänische Beschäftigte, 
dass ihnen ihre Vorgesetzten während der ak-
tuellen Tarifauseinandersetzungen damit ge-
droht hätten, sie durch Arbeiter:innen aus 
Georgien, Serbien oder der Ukraine zu erset-
zen, falls sie sich an Streikmaßnahmen betei-
ligen würden. Es bleibt aber fraglich, ob sich 
die hohe Mitarbeiterfluktuation und die 
spontane Rekrutierungspolitik der Fleisch-
wirtschaft mit dem höheren administrativen 
und logistischen Aufwand, den eine Rekru-
tierung aus Drittstaaten mit sich brächte, 
vereinbaren ließe.

	 Betriebliche Mitbestimmung 

Das Arbeitsschutzkontrollgesetz hat rechtli-
che Rahmenbedingungen verändert und da-
mit das Gefüge von Macht- und Abhängig-
keitsverhältnissen in den Betrieben aus dem 
Gleichgewicht gebracht. Alle Akteure – Ar-
beitgeber, Betriebsräte, die NGG, die alten 
Subunternehmer, die Führungskräfte in der 
Produktion und die einfachen Mitarbeite- 
r:innen – versuchen, sich in der dynami-
schen Situation zu orientieren. Es gibt neue 
Auseinandersetzungen, etwa durch die Tarif-
lohnforderung der NGG, und alte Wege, um 
Konflikte zu bearbeiten. Die Bedrohung, 
Einschüchterung oder Kündigung von »Stö-
rern«, stoßen zunehmend auf Widerstand.

Stehen wir am Beginn eines neuen Zeital-
ters in der Fleischindustrie? Wie viele und 
wie starke Betriebsräte es künftig geben wird, 
wird eine entscheidende Rolle spielen. Die 
Mehrheit der Unternehmen in der Fleisch

industrie kennt bislang keine Betriebsräte, es 
sei denn als Interessenvertretung von Festan-
gestellten, die nur einen Bruchteil der Beleg-
schaften ausmachten. Quasi über Nacht hat 
sich, seitdem die ehemaligen Werkvertrags-
beschäftigten zur Belegschaft zählen, diese 
Zuständigkeit vervielfacht. Bei den Betriebs-
ratswahlen im Frühling 2022 wird sich zei-
gen, ob es gelingt, alle Beschäftigtengruppen 

der großen Betriebe angemessen in Betriebs-
räten zu vertreten, und vor allem, ob die 
ausländischen Beschäftigten sich aktiv und 
passiv an den Wahlen beteiligen und die 
Chancen der betrieblichen Mitbestimmung 
für sich erkennen werden.

	 Verhandlungen um 
einen Branchentarifvertrag

Bisher war die Branche, mit Ausnahme we-
niger Tarifverträge auf Betriebsebene, weitge-
hend tariflos. Im Frühjahr startete die Ge-
werkschaft NGG Verhandlungen um einen 
Branchenmindestlohntarifvertrag. Die For-
derung der NGG nach einem bundeseinheit-
lichen Branchenmindestlohn von 12,50 
Euro hatte bei den Beschäftigten eine sehr 
positive Resonanz. Das Interesse an den Er-
gebnissen der Verhandlungsrunden war auch 
in unserer Beratungshotline und Sprech-
stunde außerordentlich groß. Die ausländi-
schen Mitarbeiter:innen hatten gehört, dass 
die Gesetzesnovelle ihre Arbeitsbedingungen 
verbessern sollte. Für viele bedeutet dies in 
erster Linie eine Erhöhung der niedrigen 
Löhne.

Dementsprechend groß war die Beteili-
gung der ehemaligen Werkvertragsbeschäf-
tigten an den Protestaktionen und Warn-
streiks der NGG. Schon in den Wochen und 
Monaten davor war es insbesondere in der 
Schlacht- und Zerlegeindustrie zu spontanen 
Arbeitsniederlegungen gekommen. Die Be-
teiligten, in aller Regel Schlachter und Zerle-
ger, sowohl Angelernte als auch Facharbeiter 
versuchten so, Lohnerhöhungen durchzuset-
zen, und hatten damit teilweise Erfolg. Viele 
machten dabei zum ersten Mal die Erfah-
rung, dass sie in eine Konfrontation mit ih-
rem Arbeitgeber gehen können, ohne sofort 
ihren Job zu verlieren.

Viele Arbeitgeber schienen von der regen 
Beteiligung an den von der NGG organisier-
ten Protestaktionen und Warnstreiks den-
noch überrascht. Vielerorts berichteten Strei-
kende, dass Vorgesetzte massiven Druck 
ausgeübt hätten, um sie von den Aktionen 
fernzuhalten. Nach Warnstreiks erhielten wir 
viele Berichte darüber, dass Streikende und 
gewerkschaftliche Vertrauenspersonen ver-
setzt, bei der Einsatz- oder Urlaubsplanung 
benachteiligt, gemobbt, beschimpft, in Ein-
zelfällen auch geschlagen worden seien – eine 
deutliche Demonstration, dass die alten 
Konfliktregelungsmechanismen, die über-

wunden werden müssen, die Haltung gegen-
über den Beschäftigten in der Fleischindust-
rie immer noch prägen.

Nach mehreren Verhandlungsrunden 
schloss die NGG mit den Arbeitgebern einen 
Tarifvertrag ab, der – sobald er für allge-
meinverbindlich erklärt wird – einen bun-
desweit geltenden Branchenmindestlohn von 
10,80 Euro vorsieht. Dieser soll zum 1. Ja-
nuar 2022 auf 11,00 Euro, zum 1. Dezem-
ber 2022 auf 11,50 Euro und zum 1. De-
zember 2023 auf 12,30 Euro steigen. Der 
Tarifvertrag endet am 30. November 2024. 
Die Bedeutung einer allgemeinen Tarifbin-
dung in der Branche ist kaum zu überschät-
zen. Der Tarifvertrag schafft eine Lohnunter-
grenze und somit mehr Transparenz, zudem 
wird die Abhängigkeit von informellen 
Strukturen vermindert. Eine Verbesserung 
des Lohnniveaus in der Branche dürfte auch 
dazu beitragen, die Mitarbeiterfluktuation zu 
reduzieren und der bisherigen Tendenz ent-
gegenwirken, dass mobile Beschäftigte die 
Branche primär als »Sprungbrett« in den 
deutschen Arbeitsmarkt und weniger als Be-
rufsperspektive sehen.

	 Unterbringung und 
Integration

Die menschenunwürdige Unterbringung von 
Werkvertragsbeschäftigten in der Fleischin-
dustrie ist medial und politisch intensiv the-
matisiert worden. Nun sind viele große Un-
ternehmen, die noch in der Corona-Krise 
bequem die Verantwortung für die haltlosen 
Zustände an die Subunternehmer weiterge-
ben konnten, selbst für die Unterbringung 
von Teilen ihrer Belegschaft zuständig. Meh-
rere große Unternehmen haben angekündigt, 
die Wohnsituation verbessern zu wollen.  
Seit Anfang des Jahres fanden vielerorts Sa-
nierungen statt, teilweise wurden extrem 
schlechte Wohneinheiten geräumt, auch 
wurde die Überbelegung in vielen Wohnein-
heiten reduziert. Nach wie vor treffen wir je-
doch auf Unterkünfte, die stark überbelegt 
sind oder erhebliche Mängel bei der Ausstat-
tung, den Hygienebedingungen oder bei der 
Strom- und Wasserversorgung und beim 
Brandschutz aufweisen.

Zudem sind die Schlafplätze häufig über-
teuert. Preise wie 150-200 Euro pro Bett im 
Zweibettzimmer sind nach wie vor üblich. In 
vielen Fällen ist es zudem unklar, ob es sich 
um Mietverhältnisse handelt, die den Rege-
lungen des Mietrechts unterliegen, um 
Werkmietwohnungen im Sinne des Bürger
lichen Gesetzbuchs oder um andere Unter-
bringungsformen. Diese Unschärfe ist vor  
allem bei Kündigungen ein großes Problem, 
da es bei vielen Unternehmen nach wie vor 
üblich zu sein scheint, dass Beschäftigte nach 
einer Kündigung mit gleicher Frist auch die 
Wohnung verlassen müssen – obwohl weder 
das Mietrecht noch die Regelung für Werk-
mietwohnungen solche fristlosen Kündigun-
gen erlauben.

Trotz der Festanstellungen ist bisher kaum 
eine Strategie der Unternehmen erkennbar, 
um die Mitarbeiterfluktuation zu reduzieren 
und stabile Belegschaften zu schaffen, die so-
zial in den Kommunen integriert sind. Die 
Lebens- und Arbeitssituation erschwert nach 
wie vor die Teilnahme an Sprachkursen so-
wie am kulturellen Leben. Um die Integra-
tion zu verbessern, wären ambitionierte Inte-
grationsmaßnahmen notwendig, in erster 
Linie Deutschunterricht, der entweder am 
Arbeitsplatz oder in der Nähe der Wohnun-
gen angeboten werden und auf die Arbeits-
zeiten und Bedürfnisse der Beschäftigten zu-
geschnitten sein müsste. Die gesellschaftliche 
Integration der ehemals mobilen Beschäftig-
ten bleibt somit eine der größten Herausfor-
derungen für die nähere Zukunft.

*  Szabolcs Sepsi ist bei Faire Mobilität Regionalleiter für 
Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen und Bremen. Anna 
Szot ist bei Faire Mobilität Branchenkoordinatorin 
Fleischindustrie.
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Der sperrige Titel, der diesen Beitrag 
ziert, verdankt sich seinem Ursprung: 
Der folgende Text ist das überarbeitete 
Skript eines Referats von Aktiven der 
Arbeitslosenselbsthilfe Oldenburg 
(ALSO) auf dem Internationalen 
Friedrich Engels-Kongress Ende Sep­
tember 2021 in Wuppertal, der im Ti­
tel die Frage nach der aktuellen Lage 
der arbeitenden Klasse in Europa auf­
warf. Der Bezug auf einen der bekann­
testen Texte Friedrich Engels ist, wie 
auch Peter Birke in seinem Beitrag auf 
der Konferenz deutlich machte, durch­
aus mehr als reine Wortspielerei, be­
denken wir Engels’ Beschreibung der 
irischen Arbeiter:innen zu Beginn des 
19. Jahrhunderts.

Als Redaktion haben wir um diesen 
Beitrag gebeten, weil er eine Innenan­
sicht aus den Betrieben der Fleischin­
dustrie bietet, die so viel zu selten zu 
lesen ist. Die folgende Darstellung ge­
winnt nicht nur dadurch, dass hier die 
Arbeitenden selber ihre Situation dar­
stellen, sondern auch dadurch, dass 
hier implizit eine eigene Aktivität da­
gegen herauszulesen ist (nicht umsonst 
heißt es ja bei ALSO »Selbsthilfe«). 
Wir danken!

Die Arbeitslosenselbsthilfe Oldenburg ist seit 
1982 eine unabhängige Initiative mit einem 
eigenen öffentlichen Zentrum. Hier unter-
stützen und organisieren sich Menschen in 
prekären Lebenslagen. Das, was wir tun, ein-
fach als »Beratung« zu bezeichnen, wäre zu 
wenig. Wir streiten für Zugang zu den gesell-
schaftlichen Existenzsicherungssystemen 
ohne Schikanen und Hürden – ganz grund-
sätzlich und ganz praktisch jeden Tag. Diese 
alltäglichen Aktionen sind seit nun 40 Jahren 
eine wesentliche Grundlage unserer politi-
schen und sozialen Verankerung.

Seit 2015 sind wir auch in Südoldenburg 
bis nahe Osnabrück aktiv. In den jährlich 
weit mehr als 3.000 Kontakten mit Ratsu-
chenden haben nicht nur Probleme mit den 
Jobcentern, sondern auch der Zugang zu 
Leistungen des bundesdeutschen Gesund-
heits-, Schul- und Bildungssystems einen ho-

hen Stellenwert – unsere Beratungen zum 
Kinder-, Mutterschafts- und Elterngeld, zum 
Arbeitslosen- oder Kranken- und Verletzten-
geld bieten wir in zahlreichen Sprachen an.

So treffen wir täglich auch Beschäftigte 
aus den Schweineschlachthöfen von Danish 
Crown (Essen) oder Vion (Emstek & Hol- 
dorf ), der Hähnchen-Schlachter und -Zerle-
ger von Wiesenhof/PHW, Plukon (Visbek), 
Steinemann (Steinfeld) oder der Puten-
schlachter von Heidemark (Ahlhorn) oder 
Geestland (Wildeshausen).

Viele andere Beschäftigte klotzen teils 
rund um die Uhr für die zahlreichen Geflü-
gel-Ausstallungsbetriebe. Wir treffen uns mit 
ihnen in Kirchen- und Gemeindehäusern, in 
Arbeiterunterkünften und Wohnungen, im 
Arbeitsamt oder Jobcenter, beim Arzt oder 
im Krankenhaus, auch in der Schwangeren- 
oder Schuldnerberatung.

Die aktuelle Lage in der Fleischindustrie 
werden wir in vier Abschnitten anhand der 
Aspekte Gewalt und Entwürdigung im Be-
trieb, der Lage nach Inkrafttreten der Ände-
rungen im Arbeitsschutzgesetz, Erkrankungen 
in Folge der Industriearbeit sowie der vergan-
genen Monate in der Corona-Pandemie be-
leuchten.

	 Entwürdigung und Gewalt im 
Fabrikalltag

Die Effektivität industrieller Produktion 
setzt eigentlich die fein aufeinander abge-
stimmte Kooperation der Arbeiter:innen vor-
aus, die auf dieser Grundlage mit hohem 
Tempo ihr Werk verbringen. Die Maschine-
rie in Schlacht-und Zerlegebetrieben besteht 
aus zahlreichen automatisierten oder von 
Hand geführten Schneidewerkzeugen. Wo 
zudem tagtäglich tonnenweise Fleisch bear-
beitet werden, sind hohe Lasten oft von 
Hand zu bewegen. Arbeiter:innen berichte-
ten, was sie in dieser Maschinerie erleben:

Druck statt Vorbereitung: Statt gut geplan-
ter Einarbeitung für die Aufgabe im Betrieb 
werden Arbeiter:innen quasi unvorbereitet 
ans Band gestellt. Wer nicht gleich funktio-
niert, wird angebrüllt, gemobbt, beleidigt, 
geschlagen, gefeuert.

»Ich habe in drei verschiedenen Betrieben 
gearbeitet, so kann ich meine Erfahrungen äu-
ßern. Am ersten Tag musste ich 18 Stunden ar-
beiten. Es war der schrecklichste Tag meines  
Lebens. Ich wusste nicht, wie ich am Band ar-
beiten sollte. Der Schichtleiter hat nur gesagt, 
dass ich mit anderen Leuten am Band arbeiten 
muss. Andere Mitarbeiter:innen haben mir ge-
holfen, aber die waren nicht zufrieden, weil  
ich am ersten Tag noch nicht schnell arbeiten 
konnte. Ich denke, jede Person sollte die Mög-
lichkeit haben, eingearbeitet zu sein. So wäre es 
richtig. Vom Schichtleiter habe ich nur gehört, 
dass wir Gas geben müssen und ohne Stopp zu 
machen arbeiten sollen. Das Band muss am 
Maximum laufen.

Schreierei existiert bis heute noch im Betrieb. 
Schichtleiter oder Chefs wissen nicht, wie sie 
mit Leuten vernünftig umzugehen haben. Im 
ersten Betrieb hatte ich noch Angst, was zu sa-

gen, weil immer Druck war, dass sie dich kün-
digen, wenn du nicht schnell arbeitest. Schon 
im zweiten und dritten Betrieb hatte ich keine 
Angst, was zu sagen. Ich habe immer Kontakt 
gesucht mit Chefs und dann mit denen geredet, 
dass das kein Kindergarten ist und wir alle er-
wachsene Leute sind. Die Vorarbeiter müssen 
mit uns vernünftig und ohne Schreierei reden. 
Von meiner Seite: ich hasse es, wenn jemand 
schreit. Ich denke, die Schichtleiter:innen und 

Chefs müssten erst mal lernen, wie Sie mit  
Leuten umgehen sollten. Schreierei hilft nicht, 
schneller zu arbeiten. Mein Chef wollte auch, 
dass das Band am Maximum läuft, weil schon 
der Lkw draußen wartet und wir alles schnell 
verpacken sollen, aber das Band konnte nicht 
so schnell funktionieren, wie er gedacht hat.

Dann hat er angefangen zu schreien, warum 
die Linie steht. Ich habe gesagt, ›Komm her 
und guck selbst, was passiert, wenn wir die 
Maschine aufs Maximum einstellen. Du darfst 
nicht so schreien, es ist nicht unsere Schuld, dass 
die Maschine nicht funktioniert wie du möch-
test. Du solltest früher schon planen, was wir 
zuerst machen müssen.‹

Ich weiß, dass viele Leute Angst haben, den 
Chefs etwas zu sagen. Aber wenn wir nicht 
kämpfen, dann macht das niemand für uns.«

Schlägereien im Betrieb: Bei uns in der Be-
ratung waren mehrere Leute, die auf der Ar-

Über die Lage der überausgebeuteten  
Klasse in Niedersachsen
Ieva Lapaitiené, George Nechifor und Guido Grüner* zur Situation in der Fleischindustrie

Ver lag Graswurzelrevolut ion
Anatole Dolgoff 

Links der Linken
Sam Dolgoff und die radikale  
US-Arbeiterbewegung

426 S. | zahlr. Abb. | 24,90 Euro  
ISBN 978-3-939045-40-3

        Sam Dolgoff (1902–1990) war Maler, Anarchist und Wobbly.  Von 
den frühen 1920er-Jahren bis zu seinem Tod stand er zusammen mit 
seiner Ehefrau, Esther Dolgoff, im Zentrum des US-amerikanischen 
Anarchismus, insbesondere des Anarchosyndikalismus. Anatole Dolgoff 
zeichnet das Leben seines Vaters nach und schreibt gleichzeitig eine 
lebendige Geschichte der radikalen Arbeiterbewegung in den USA des 
20. Jahrhunderts.
»Es ist die überaus emphatisch geschriebene Lebensgeschichte eines 
Mannes, der Stolz auf seine Arbeit war, und der Privilegien (…) 
verachtete. Gleichzeitig betreibt das Buch (…) eine kleine Sozial­
geschichte des Anarchismus in den USA.«
Jens Kastner in: Tagebuch – Zeitschrift für Auseinandersetzung, Nr. 5 (2020)

Noam Chomsky 
Über Anarchismus
Beiträge aus vier Jahrzehnten

Ausgewählt, übersetzt und kommentiert  
von Rainer Barbey

246 S. | 17,90 Euro 
ISBN 978-3-939045-42-7 

       Noam Chomsky (geb. 1928) ist einer der bekanntesten und einfluss-
reichsten Intellektuellen unserer Zeit. Seit seiner Jugend beschäftigt er 
sich mit dem Anarchismus und bekannte sich stets zu libertären Idealen 
als Teil seiner gesellschaftspolitischen Ziele. Dieser Band versammelt 
zentrale Vorträge, Interviews und Essays aus Chomskys jahrzehnte-
langer Auseinandersetzung mit der anarchistischen Tradition, die 
gleich zeitig immer auch Beiträge zu aktuellen politischen Diskussionen 
gewesen sind. Die Texte zeigen, dass der Anarchismus für Chomsky für 
alle Bereiche des menschlichen Zusammenlebens von Bedeutung ist.

»Sobald jemand illegitime Macht erkennt, herausfordert und über­
windet, ist er Anarchist. Die meisten Menschen sind Anarchisten. 
Mir ist egal, wie sie sich nennen.« Noam Chomsky

Findus 

Kleine Geschichte  
der Protestmusik
Von Katzenmusik bis K-Pop

Graphic Novel

52 S. | 8,90 Euro 
ISBN 978-3-939045-43-4 

       Soziale Bewegungen haben ihren eigenen Sound. Findus nimmt 
uns mit auf einen Streifzug durch die  Geschichte der Protestmusik.
Emanzipative Momente der Populärmusik werden in Erinnerung 
gerufen. Arbeiterlieder aus dem 19. Jh. und widerständige Musik 
der Bewegungen des 20. Jh. werden vorgestellt, Stilrichtungen wie 
Blues, Folk, Gospel, Politrock, Punk und Hip-Hop beschrieben, sodass 
deutlich wird, für welche Bewegungen in Deutschland, den USA und 
anderen Teilen der Welt sie von Bedeutung waren. 
»Das Büchlein animiert dazu, sich mit der einen oder anderen 
Bewegung oder Musik intensiver auseinanderzusetzen. Sehr 
empfehlenswerte und kritische Lektüre!« 
Simon Brunner in: Ox-Fanzine 156, 3/2021, Juni/Juli

★ ★ ★

              Gesamtverzeichnis

             www.graswurzel.net  
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beit geschlagen oder Opfer einer Schlägerei 
wurden. Ein Mann aus Lohne hat erzählte, 
dass er Angst hat, arbeiten zu gehen. Ein 
Schichtleiter mobbt ihn, schlägt ihn, und 
niemand reagiert. Als wir im Betrieb waren 
und mit seinem Chef geredet haben, war er 
schockiert, dass solche Sachen im Betrieb 
passieren. Er sagte, dass er es nicht wusste.

Eine andere Arbeiterin wurde noch auf 
dem Betriebsgelände in Visbek nach Arbeits-
ende von anderen Beschäftigten geschlagen, 
erheblich verletzt und war wochenlang 
krank. Sie hatte ihnen zuvor am laufenden 
Band Hinweise zur Arbeitsdurchführung ge-
geben. Die Personalabteilung sagte, sie wisse 
von nichts.

 Was hat das erneuerte Arbeits-
schutzkontrollgesetz geändert?

Die Neuregelungen zum Verbot von Leihar-
beit und Werkverträgen in Kernbereichen 
von Schlachtung und Zerlegung (ausführlich 
im Artikel xy in dieser Ausgabe) verschieben 
die unmittelbare Verantwortung zurück zu 
den Betrieben und Konzernen. Das ändert 
allerdings  leider:
	 nichts am Arbeitsdruck,
	 nichts am System von Heuern und Feu-
ern,
	 nichts daran, dass überlange Probezeiten 
bei kurzer Befristung des Arbeitsvertrages 
übliche Disziplinierungsinstrumente sind.
	 und gleich gar nichts ändert es etwas dar-
an, dass Löhne nur unwesentlich über 
dem Mindestlohn die Regel bleiben.

Trotz des neuen Arbeitsschutzkontrollgeset-
zes gilt wie bisher:
	  Wer krank wird, dem droht die Kündi-
gung,
	 Betriebe haben weiterhin die Routine, 
Entlassungsschreiben als »Aufhebungs-
vertrag« oder als »Eigenkündigung der 
Beschäftigten« abzufassen und die Unter-
schrift den zu Entlassenen abzunötigen; 
ohne oder mit unzutreffender Erklärung 
des zu unterzeichnenden Dokumentes, 
ohne oder mit falschem Dolmetscher, 
ohne Vertrauenspersonen auf der Seite 
der Beschäftigten.

Viele Betriebe praktizieren damit effektiv 
den Ausschluss der Arbeiter:innen von An-
sprüchen im Arbeits- und Sozialrecht und 
setzen so eben die Verfahren fort, die bei ih-
nen durch Subunternehmer bereits lange 
eingeübt wurden. Arbeiter:innen sind 
damit in der großen Masse – wie bisher 
schon – auf Gedeih und Verderb darauf an-
gewiesen, sich den Fleischfabriken anzubie-
ten, um ihren Lebensunterhalt irgendwie 
bestreiten zu können.

Das deutsche System der Fleischverarbei-
tung bietet keinen tatsächlichen Schutz vor 
der Überausbeutung migrantischer Arbeite-

r:innen, die dort im Wesentlichen tätig sind. 
Die Neuerungen  im Arbeitsschutzkontroll-
gesetz für die Fleischindustrie haben daran 
bei Weitem nicht genug geändert. Es gibt 
wirklich keinen Grund für Zufriedenheit.

Beschäftigte eines Schlachthofes berichte-
ten:
	 Die Arbeiter:innen kommen mit ihren 
Anliegen im Betrieb nicht weiter als bis 
zum Vorarbeiter. Die Leitungsebene 
grenzt sich gegen Proteste systematisch ab.
	 Die Vorarbeiter:innen entscheiden alles 
für die Arbeiter:innen, auch wann man  
zur Toilette zu gehen hat.
	 Es gibt große Unterschiede zwischen 
Frühschicht und Spätschicht. Die erste 
arbeitet neun Stunden, die anderen »bis 
zum Ende«. Auch wenn dann die vorgese-
hene Zeit für die Reinigungsschicht sein 
sollte. Was bedeutet das wohl für die, die 
in der Reinigungs-Schicht arbeiten? Ab 
und an entfällt die Reinigungsschicht 
gleich ganz. Die Industriereiniger:innen 
dieser Nachtschicht verlassen Pausenraum 
und Betrieb in dieser Nacht unverrichteter 
Dinge. Hygienevorschriften? Egal!

	Krank durch arbeit

Hohe Arbeitsbelastung und -druck, überzo-
gene Schichtzeiten, oft unter Kühlhausbe-
dingungen, machen viele krank. Erkrankun-
gen an Haut, Muskeln, Gelenken, Unterleib, 
Nieren bis hin zur völligen Erschöpfung sind 
keine Ausnahme. Viele Menschen treffen wir 
nach Arbeitsunfällen in Folge von Erschöp-
fung und Arbeitshetze oder Rund-um-die 
Uhr-Arbeit in der Ausstallung.

Arbeit in der Fleischindustrie heißt für 
viele:
	 Weiterarbeiten, obwohl der ärztliche Rat 
Ruhe oder Arbeitsplatzwechsel dringend 
nahelegt,
	 bei Erkrankung in der (6-Monats-)Probe-
zeit sofort entlassen zu werden,
	 nach ein bis zwei Jahren Kühlhausarbeit 
und nötiger Regeneration die Entlassung 
in die Arbeitslosigkeit,
	 bei einer wenige Wochen dauernden 
Arbeitsunfähigkeit von der Krankenkasse 
aufgrund angeblicher Gutachten des 
MDK arbeitsfähig geschrieben zu werden. 
Das Problem bei diesen Gutachten: Die 
Entscheidung, die Arbeitsunfähigkeit zu 
beenden, erfolgt regelmäßig nach Aktenla-
ge, regelmäßig ohne Befragung des behan-
delnden Arztes und das alles häufig trotz 
weiterbestehender, von den jeweils behan-
delnden Ärzt:innen bescheinigter Erkran-
kung. Oft sehen wir in diesen Fällen, dass 
es für die Anerkennung der weiteren 
Arbeitsunfähigkeit im Wesentlichen reich-
te, das sogenannte »Gutachten« des medi-
zinischen Dienstes anzufordern.

Und was folgt daraus für die Betroffenen?
Viele der Entlassenen bleiben monatelang 

ohne Lohnersatz- oder Sozialleistungen und 
Versicherungsschutz. Sie scheitern an rechtli-
chen, bürokratischen und sprachlichen Hür-
den, die ihnen den Zugang zu Krankengeld, 
ALG I oder II versperren.

Im Ergebnis pressen Institutionen des 
bundesdeutschen Sozialversicherungs- und 
Sozialleistungssystems Arbeiter:innen zurück 
in die Betriebe, statt Kranke und Ausgesteu-
erte aufzufangen.

	arbeiten mit corona

Die Corona-Prämisse in den Unternehmen 
der Fleischindustrie und assistierender staat-
licher Stellen lautete: Weiter arbeiten – und 
das obwohl die Zustände in der Tönnies-
Bude in Rheda schon aufgeflogen waren.

Und als nichts mehr zu vertuschen war:
	 kein verringertes Tempo am Band und 
keine notwendigen Zusatzpausen bei 
Arbeit mit FFP2-Masken.
	 Statt sorgfältiger Abstriche beim Schnell-
test im Betrieb wochenlang nur ein kurzer 
Strich vorne im Mundraum. Als das auf-
flog und sorgfältig getestet wurde, wurden 
massenweise Infizierte gefunden.
	 Verweigerung von Quarantänemaßnah-
men:  Mitbewohner:innen (Kontaktperso-
nen ersten Grades) positiv Getesteter wur-
den zum Arbeiten geholt, statt sie in 
Quarantäne zu schicken.
	 Kaum sachliche Informationen über die 
Gründe für Hygienemaßnahme, stattdes-
sen vielfach unsinnige Kommandos.
	 Die auf Deutsch geschriebene Quarantä-
neanordnung mussten wir positiv geteste-
ten Arbeiter:innen ohne Deutschkenntnis-
se erst in unser Beratung übersetzen.
	 Bis September 2021 schickte das Gesund-
heitsamt Vechta nach unseren Beobach-
tungen erst bei ausdrücklicher Anforde-
rung die schriftlichen Bestätigungen seiner 
fernmündlichen Quarantäneanordnung. 
Ohne diese Bestätigung unterblieb die 
Lohnzahlung dort, wo Arbeiter:innen 
wegen der Quarantäne der Arbeit fern 
blieben.

Der Eindruck verdichtete sich: Vom Tön-
nies-Corona-Hotspot in Rheda lernen, hieß, 
Pandemie-Infektionen unter den Teppich zu 
kehren.

Wenn Betriebe die Pandemie wirklich 
nicht mehr wegleugnen konnten, berichteten 
uns Arbeiter:innen über eine hohe Rotation 
in der Belegschaft, hohe Krankenstände, feh-
lende Ersatzkräfte. Der Druck auf die ver-
bliebenen Arbeiter:innen stieg immens.

Zum Impfen sei hier nur so viel angeführt:
	 Vorbeugender Schutz von Arbeiter:innen 
hätte bedeutet, nach der Impfung für alle 
Ruhetage anzuordnen. Stattdessen wurde 
durchgearbeitet trotz Impffolgen wie Fie-
ber, Schmerz, Schwäche.
	 Der weniger schützende Corona-Einma-
limpfstoff von Johnson & Johnson wurde 
in Vechta, nachdem diese Region in die 
TOP-10 im bundesweiten Corona-Ran-
king aufgestiegen war, unterschiedslos an 
Arbeitsmigrant:innen verimpft. 

Im Bereich Vechta wurde damit ignoriert, 
dass der Johnson-Impfstoff laut Bundesge-
sundheitsministerium und Ständiger Impf-
kommission »für Personen ab 60 Jahren 
empfohlen« wird. »Personen unter 60 Jahren 
sollten mit diesem Stoff nur nach ärztlicher 
Aufklärung und individueller Risikoakzep-
tanz (…) geimpft werden.«1 Auch hier schei-
nen Kostengründe im Vordergrund zu ste-
hen: Wer nur einmal geimpft wird, kann nur 
einmal impfbedingt ausfallen.

Von dieser Einzelfall-Aufklärung haben 
wir nichts erfahren. Traurig, aber wahr: Dem 
Misstrauen vieler Arbeitsmigrant:innen ge-
gen deutsche Impfkampagnen wurden durch 

ihre Erfahrungen in Vechta einmal mehr 
Gründe gegeben. 

	Endlich wirklich eingreifen

Das deutsche Arbeitsrechtssystem bietet mig-
rantischen Arbeiter:innen keinen tatsächli-
chen Schutz vor ihrer Überausbeutung. Die 
Änderungen im Arbeitsschutzgesetz für die 
Fleischindustrie haben daran bisher nicht ge-
nug geändert.

Eine Gesellschaft, die diese Überausbeutung 
und Vernutzung von Menschen nicht mehr 
dulden will, 
	 verpflichtet sich darauf, die Einhaltung 
aller Schutz-Regelungen für Beschäftigte 
und Verbraucher:innen auch konsequent 
zu kontrollieren.
	 verbietet es, Arbeiter:innen in der Fabrik 
anzuschreien und zu schlagen und setzt 
dies durch,
	 untersagt monatelange Probezeiten und 
Befristung dort, wo ununterbrochen pro-
duziert wird,
	 unterstützt systematisch den Bezug von 
Sozialleistungen und Kindergeld, um der 
Macht der Ausbeuter Grenzen zu setzen.

*  Die Autor/innen sind aktiv im Beratungsteam der 
Arbeitslosenselbsthilfe Oldenburg (ALSO), siehe 
www.also-zentrum.de/

Anmerkung:
1 https://www.zusammengegencorona.de/impfen/

impfstoffe/covid-19-vaccine-janssen-r-von-johnson-
und-johnson-auf-einen-blick/
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W enn Migrant:innen streiken, wird 
der Staatsschutz nervös. Das ist 

nicht erst seit gestern so. Es brauchte nicht 
erst die bekannte »wilde« Streikwelle von 
1973, um den Verfassungsschutz darauf auf-
merksam zu machen, dass renitente migran-
tische Arbeiter:innen offenbar als Problem 
für die freiheitlich-demokratische Grundord-
nung gelten, das vermerkten die Verfassungs-
schutzberichte auch bereits in den 1960er 
Jahren.

Diese Tradition ist, wie die staatliche Re-
aktion auf den Arbeitskampf bei dem Liefer-
dienst Start-Up Gorillas zeigt, ungebrochen.

Mit der Entlassung von 350 Ridern, von 
denen das Management annimmt, dass sie 
am Streik teilgenommen haben, eskaliert die 
Unternehmensführung die seit Frühjahr die-
sen Jahres laufenden Proteste. 40 Entlassun-
gen sind aus der Belegschaft bestätigt (neues 
deutschland, 14. Oktober  2021), darunter – 
je nach Quelle – 16 bis 18 Kandidat:innen 
für eine Betriebsratsliste sowie das Mitglied 
des Wahlvorstandes Muhammad Umar Fa-
rooq. Die Kündigungen wurden telefonisch 
ausgesprochen, von einer unterdrückten Ruf-
nummer, sodann werden mit Sperrung der 
für die Arbeit notwendigen App Fakten ge-
schaffen. Jan-Ole Arps mutmaßt in der ana-
lyse und kritik (Nr. 675, November 2021), 
dass das Unternehmen mit dieser Kündi-
gungswelle auf die besser organisierten 
Streiks Anfang Oktober 2021 reagiert hat.

Die junge welt (12. Oktober 2021) berich-
tete, dass die aktuellen Proteste vom Landes-
kriminalamt, genauer von »szenekundigen 
Beamten« beobachtet und auch fotografiert 
wurden – ebenso wie von einem NPD-
Funktionär. ver.di- und dju (Deutsche Jour-
nalisten Union in ver.di)-Sekretär Jörg Rei-
chel hatte bereits im Juni 2021 berichtet, 
dass das LKA die Proteste der Riders beo
bachte. In der taz vom 14. Oktober 2021 
wird präzisiert: Das LKA legitimiere die ak-
tuelle Beobachtung der Streikenden mit  
Solidaritätsbekundungen aus dem Hausbe-
setzungsprojekt Rigaer 94. Und das sei sinn-
gemäß, so schiebt die Berliner Polizei hinter-
her, auch Motiv der früheren Beobachtun- 
gen: Linke Gruppen hätten sich via twitter 
solidarisiert. Dabei wäre es – aus staatlicher 
Sicht – ja genauso einfach gewesen, die Be-
obachtung durch den Verfassungsschutz mit 
der heiß debattierten Illegalität »wilder« 
Streiks zu begründen. »Das ist Revolution« 
kommentierte ja seinerzeit schon der Neus-
ser Polizeipräsident den Streik bei Pierburg 

1973, um das polizeiliche Vorgehen zu legiti-
mieren. Für die Beurteilung der gesellschaft-
lichen Stimmung ist es insofern schon inter-
essant, wenn das Berliner LKA den virtuellen 
Linksradikalismus als Begründung heranzie-
hen muss…

Die diversen Streiks der Gorilla Workers 
im laufenden Jahr stechen aber noch aus ei-
nem anderen Grund heraus und markieren 
damit auch eine Differenz zu den »wilden« 
Streiks um 1973: Sie sind expliziter politisch 
(womit auf keinen Fall behauptet werden 
soll, die migrantisch geprägten Streiks der 
1960er und 1970er seien unpolitisch gewe-
sen!): Vertreter:innen des Gorillas Workers 
Collective haben mehrfach betont, dass sie 
auch für ein politisches Streikrecht und ge-
gen die rigiden Streikrechtsbegrenzungen der 
Bundesrepublik streiken würden. »Ich will 
das vor Gericht bringen und einen Präze-
denzfall schaffen auch für andere Menschen 
und andere Arbeitskämpfe; dass wilde, selb-
storganisierte Streiks nicht illegal sind«, be-
tont etwa eine Riderin in einem ZDF heute-
Beitrag (youtu.be/BAzI8d6ZVh8). Das 
kontert ver.di-Pressesprecher Andreas Spla-
nemann so: »Dass es hier keine politischen 
Streiks gibt, schützt ja auch die deutsche 
Wirtschaft und damit Arbeitsplätze« (taz, 
11. Oktober 2021). Probleme könnten qua 
Betriebsrat »gemeinsam mit dem Arbeitgeber 
angegangen« werden. Eine politisch äußerst 
befremdliche Begründung, die noch dazu 
davon zeugt, dass der Pressesprecher sich of-
fenbar bisher kaum mit dem Konflikt ausei-
nandergesetzt hat, demonstriert doch der 
»Arbeitgeber« hier gerade, dass mit ihm ge-
meinsam offenbar keine Lösung möglich ist. 
Auch die Gründung eines Betriebsrats steht 
ja auf der Agenda der Riders.

Hintergrund der Zögerlichkeit der Ge-
werkschaften, den Arbeitskampf offiziell zu 
unterstützen und z.B. durch entsprechende 
Tarifforderungen zu legalisieren, ist offenbar 
die Angst davor, einen Konflikt mit juristi-
schen Unwägbarkeiten zu übernehmen.  
Sowohl das zwischenzeitliche Kompetenz- 
Gerangel zwischen NGG und ver.di als auch 
ein reichlich paternalistischer Umgang mit 
den bereits aktiven Riders sind einer zukünf-
tigen gewerkschaftlichen Organisierung 
nicht gerade zweckdienlich und bestärken 
eher die Skepsis vieler Riders gegenüber den 
DGB-Gewerkschaften. Die Kündigung eines 
Riders Anfang Juni 2021, die die zweite Pro-
testwelle ausgelöst hatte, muss im Kontext 
der direkt vorangegangenen Betriebsver-

sammlung zur Gründung eines Wahlvor-
stands gesehen werden. Die »wilden« Streiks 
sind so im Grunde auch ein Protest gegen 
Union-Busting und Betriebsratsmobbing 
und damit voll und ganz im Sinne der Ge-
werkschaften. Auch an einer gewerkschaftli-
chen Organisierung bislang interessierte Go-
rillas Riders gehen zunehmend auf Distanz, 
berichtete ein Berliner Mitglied der OKG 
(Organisieren – Kämpfen – Gewinnen) auf 
der »8. bundesweiten Konferenz gegen Be-
triebsratsmobbing« am 16. Oktober in 
Mannheim. »Ver.di spielt eine komplizierte 
Rolle: Einerseits will die Gewerkschaft die 
Kuriere gern bei sich organisieren, sie will die 
wilden Streiks bisher aber nicht unterstüt-
zen«, schreibt Nina Scholz im Freitag (Nr. 41 
vom 13. Oktober 2021). Das – späte – En-

gagement von ver.di wird bei den Riders 
skeptisch aufgenommen: »Sie haben sich erst 
für uns interessiert, nachdem wir so viel Auf-
merksamkeit bekommen haben«, zitiert Cle-
mens Melzer eine argentinische Riderin. »Ich 
habe erlebt, dass ver.di armen und illegali-
sierten Arbeitern verweigert hat, bei der 
Streikvorbereitung mitzureden«, ergänzt ein 
rumänischer Kollege (SoZ, Nr. 9/2021). Die 
FAU Berlin spielt die gegenteilige Rolle: Sie 
will die Rider explizit nicht organisieren, 
unterstützt sie aber dennoch. Aber auch das 
anfängliche Engagement der NGG wurde 
positiv aufgenommen.

Dass die FAU eine Rolle spielt, war zu 
vermuten, hat sie doch seit 2016 mit den 
Protesten bei Deliveroo und Foodora viel 
von sich Reden gemacht (siehe express, Nr. 
10 und 11/2019). Und es wäre schon fast er-
staunlich, wenn nicht der eine oder die an-
dere Rider:in mit damaliger Erfahrung den 
Arbeitgeber gewechselt hätte und nun bei 

Gorillas aktiv wäre. Clemens Melzer schreibt 
entsprechend in der SoZ: »Dass die Rider zu-
sammenhalten müssen, egal welches Unter-
nehmenslogo auf ihrem Rucksack klebt, ist 
eine Überzeugung, die hier alle zu teilen 
scheinen. Neben Gorillas-Rucksäcken sieht 
man auch vereinzelt Lieferando-Orange. Die 
Unternehmen kommen und gehen – die Ri-
der bleiben. In Berlin scheint sich ein eigenes 
Milieu zu bilden, eine Rider-Community, 
aus der sich ein immer wichtigerer Anteil der 
Beschäftigten rekrutiert. Immer mehr Chat-
gruppen, in denen Aktionen geplant und be-
worben werden, lassen sich nicht mehr nur 
Ridern eines Unternehmens zuordnen« (SoZ, 
Nr. 9/2021). Riders von Wolt, Domino’s 
und Lieferando seien auf den Kundgebungen 
anzutreffen, die Namen der Unternehmen 
würden auch schon mal verwechselt.

»Wenn ich mein Gehalt nicht bekomme, 
streike ich. Was ist daran so schwer zu verste-
hen?«, zitiert Nina Scholz einen bulgarischen 
Rider. Rückendeckung kommt auch von Ar-
beitsrechtler Wolfgang Däubler, der in der 
zitierten heute-Sendung die völkerrechtliche 
Dimension und den Schutz des individuellen 
Streikrechts durch die europäische Sozial-
charta in Erinnerung ruft, im Sinne des zi-
tierten Riders aber auch auf das Zurückbe-
haltungsrecht der Arbeitskraft im Fall von 
Verfehlungen des Arbeitgebers verweist. 
Letztere nun sind kaum bestreitbar, das selt-
same Kündigungsgebaren ist hier nur die 
Spitze des Eisbergs. Dabei könnte es dem 
Unternehmen sogar nutzen, wenn die De-
batte um die Legalität des Streiks in den  
Vordergrund tritt. Denn die Mühlen des Ar-
beitsrechts mahlen bekanntlich langsam, und 
eine schnelle Verhandlung der illegalen Kün-
digungen könnte über das Thema des Streik-
rechts in Vergessenheit geraten – unterdessen 
müssen sich die entlassenen Kolleg:innen um 
neue Jobs kümmern.

Es hat sich etwas verändert, nicht nur in 
der Riders-Community, sondern auch in der 
Branche: Auf hohe Fluktuation und eine 
nicht versiegende Reservearmee können die 
Start-Ups nicht mehr bauen, die Unterneh-
men stehen in einem stärkeren Wettbewerb 
um gute Fahrer:innen. Clemens Melzer 
schließt daraus auf eine gestiegene Organisa-
tions- und Marktmacht der Riders. arbeits-
unrecht.de geht sogar so weit zu vermuten, 
dass Gorillas bereits am Ende ist, da sich 
auch international der Ruf nicht wiederher-
stellen lasse. Ein starkes Argument: »Am 3. 
August 2021 wurde mit der US-Amerikane-
rin Deena Fox eine Abwicklungsspezialistin 
als Personalmanagerin bei Gorillas installiert« 
(arbeitsunrecht.de, 14. Oktober 2021). Die 
Massenentlassungen im Oktober könnten 
bereits Teil einer solchen Abwicklung sein.

Torsten Bewernitz

›Diverse‹ Streiks
Die Auseinandersetzungen bei Gorillas aktualisieren laufende Streikdebatten
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A m 29. September 2021 einigten sich 
der ver.di-Fachbereich Handel in Hes-

sen und der Arbeitgeberverband »Handels-
verband Hessen e.V.« über einen neuen Ta-
rifvertrag für den Einzelhandel in Hessen. 
Danach werden zum 1. August 2021 nach 
vier Nullmonaten (d.h. die bisherigen tarifli-
chen Entgelte werden vom 1. April 2021 bis 
31. Juli 2021 nicht verändert) alle Tarifent-
gelte unter 2.704 Euro − dieser Betrag ent-
spricht dem Endgehalt einer gelernten Ver-
kaufskraft − um drei Prozent erhöht. Alle 
tariflichen Gehälter und Löhne ab 2.704 Eu- 
ro werden jeweils um 81,12 Euro erhöht. 
Nach HDE-Angaben bedeutet diese Decke-
lung der Erhöhungen im ersten Tarifjahr 
eine Erhöhung zwischen 1,8 und drei Pro-
zent. Zum 1. April 2022 werden alle Ta-
rifentgelte um weitere 1,7 Prozent erhöht. 
Für die Ausbildungsvergütungen wurden  
gesonderte Erhöhungen vereinbart. 

	 Bundesweiter Handelsverband 
gegen den Tarifvertrag in Hessen

Noch am Tag der Tarifeinigung in Hessen 
polemisierte der HDE (bundesweiter Arbeit-
geberverband im Handel) öffentlich gegen 
den Tarifabschluss seiner hessischen Gliede-
rung. »HDE kritisiert Gewerkschaft und 
warnt vor Überlastung vieler Unternehmen«, 
so die Überschrift der HDE-Presseerklärung. 
Und weiter im Text: »Mit Blick auf den heu-
tigen Tarifabschluss für den hessischen Ein-
zelhandel sieht der HDE die Branche von 
der Gewerkschaft erpresst und in Teilen 
überfordert.« Dass es im Arbeitgeberlager 
häufiger heftige Diskussionen und unter-
schiedliche Meinungen und Interessen gab 
und gibt, ist kein Geheimnis. Diese aber so 
deutlich in aller Öffentlichkeit auszutragen 
ist neu. Der HDE begründete seine Position 
mit den in unterschiedlicher Weise von der 
Corona-Pandemie betroffenen Unternehmen 
und Teilbranchen des Einzelhandels: »Der 
durch den Lockdown zwangsgeschlossene 
Nicht-Lebensmitteleinzelhandel musste er-
hebliche Umsatzverluste hinnehmen und hat 
sich bis heute noch nicht erholen können.« 
Deshalb hätten die Arbeitgeber »intensiv für 
einen ausgewogenen und für alle Branchen 
des Einzelhandels insgesamt verkraftbaren 
Tarifabschluss gekämpft. Doch die Arbeitge-
ber wurden durch massive Streikaktivitäten 
in verantwortungsloser Art und Weise zu 

diesem für viele Nicht-Lebensmittelhändler 
überfordernden Tarifabschluss gezwungen, 
so HDE-Hauptgeschäftsführer Stefan 
Genth«. (Alle diese HDE-Zitate aus dem 
»Presse Info« des HDE vom 29. September 
2021) Und wenn sich die Gewerkschaft 
»ausschließlich an der Wirtschaftskraft der 
starken Unternehmen orientiere (…) werde 
der Bindungskraft der Branchentarifverträge 
ein Bärendienst erwiesen«. Nicht zufällig ver-
standen einige Journalist:innen diese Äuße-
rungen des Arbeitgeberverbandes als Anre-
gung an seine Mitgliedsfirmen, sich von der 
durch ihn herbeigeführten Tarifbindung zu 
lösen. Seit Jahren bietet der Handelsverband 
seinen Mitgliedern eine Mitgliedschaft ohne 
Tarifbindung als Alternative an –bundesweit 
liegt der Organisationsgrad im Handel ohne-
hin unter 50 Prozent.

	 ver.di-Handel: akzeptabler 
Tarifabschluss

Ver.di-Handel in Hessen erklärte diesen Ta-
rifabschluss nach Rücksprache mit den Ver-
handlungsführern in den anderen Bundes-
ländern/Tarifgebieten für akzeptabel, da er 
die »angespannte soziale Lage der Beschäftig-
ten in der Corona-Pandemie berücksichtigt«. 
Und ver.di weiter: »(…) Neben der materiel-
len Erhöhung der Gehälter, Löhne und Aus-
bildungsvergütungen ist es uns gelungen, die 
von den Arbeitgebern lange Zeit favorisierte 
Differenzierung der Branche und damit von 
ihnen abgeleitete Ungleichbehandlung der 
Beschäftigten verschiedener Bereiche des 
Einzel- und Versandhandels zu verhindern. 
Unsere Forderung ›Gleiche Erhöhung für 
alle im Handel‹ war nicht nur populär unter 
den Beschäftigten, sondern fand auch eine 
positive Resonanz in der Öffentlichkeit.« 
(Alle ver.di-Zitate aus der Presseinformation 
des Fachbereich 12 Handel im Landesbezirk 
Hessen vom 29. September 2021)

	H essenabschluss wurde 
Pilotabschluss

Trotz aller Bemühungen des HDE wurde  
der hessische Tarifabschluss inzwischen zum 
Pilotabschluss. In mehreren Bundesländern 
wurde der Inhalt für den Einzelhandel über-
nommen. In Bayern wurden die wesentli-
chen Bestandteile des Tarifabschlusses für 
den Einzelhandel in Hessen auch für den 
Groß- und Außenhandel übernommen. 
Diese Einigung erklärte der Bundesverband 
Großhandel, Außenhandel, Dienstleistungen 
(BGA) zum Vorbild für alle anderen Tarifge-
biete.

	 Rückblick auf die Tarifrunde 
im Einzelhandel

Obwohl der hessische Tarifabschluss ziemlich 
weit entfernt ist von der ursprünglichen, 
bundesweit einheitlichen ver.di-Forderung, 
wurde er ohne große Kritik − hie und da 
zähneknirschend, auch angesichts der ge-
werkschaftseigenen Schwächen − hingenom-
men. »Es war halt nicht mehr drin!« ver.di 
hatte eine Erhöhung von 4,5 Prozent ohne 
Nullmonate plus 45Euro für zwölf Monate 
pro Kopf on top gefordert. Im Vergleich 
dazu hat der jetzige Abschluss über 24 Mo-
nate damit ziemlich wenig zu tun. Er wird 
weder in 2021 noch 2022 die realen Löhne 
und Gehälter sichern. So betrug die durch-
schnittliche Preissteigerungsrate Ende Sep-
tember 2021 schon 4,1 Prozent. Prognosen 
halten zum Jahresende eine Fünf vorm 

Komma für realistisch. Und die diesjährigen 
Steigerungen werden im nächsten Jahr ganz 
sicher nicht zurückgenommen, sondern bil-
den die Grundlage für weitere Steigerungen. 
Auch deshalb ist ein zweijähriger Abschluss 
eher kritisch zu sehen.

Einer innergewerkschaftlichen Diskussion 
wert ist nach den diesjährigen Erfahrungen 
in den Tarifrunden − besonders im Han-
del −, ob und wie der reale Lebensstandard 
der abhängig Beschäftigten gesichert werden 
kann. Dass Krisen die Kampfkraft der deut-
schen Gewerkschaften eher schwächen, als 
ihre Kraft und den nötigen Willen stärken, 
gilt es zu diskutieren. Der Leiter des WSI-
Tarifs, Torsten Schulten, hatte bei der Zwi-
schenbilanz zu den Tarifabschlüssen im ers-
ten Halbjahr 2021 schon deutlich gemacht, 
dass die um die Preissteigerung bereinigte re-
ale Tariflohnentwicklung mit einem Minus 
von 0,2 Prozent erstmals seit zehn Jahren  
sogar leicht negativ ausfalle (PM der Hans-
Böckler-Stiftung vom 29. Juli 2021). Man 
kann nicht nur aus Siegen lernen: Inflations-
entwicklung und die absehbare Debatte um 
die Finanzierung der Schulden werden die 
Gewerkschaften argumentativ unter Druck 
setzen! Damit gilt es, sich auseinanderzuset-
zen.

	D ie Tarifabschlüsse im Handel 
haben auch was Gutes?

Ob die diesjährige Tarifrunde im Handel 
überhaupt gut zu Ende gebracht werden 
könnte, daran zweifelten nicht wenige im 
Handel gewerkschaftlich Aktive im Vorfeld. 
Würde die spürbar geringere Kampfkraft rei-
chen, einen Tarifabschluss durchzusetzen? 
Was, wenn die Händler ihre Forderung nach 
differenzierter Berücksichtigung der Corona-
Folgen bei Umsatz und Gewinn konsequent 
durchzusetzen versuchen? Hätte ver.di dann 
erneut die Kraft für eine mehrmonatige Ta-
rifrunde mit begleitenden und wirksamen 
Tarifaktionen? Oder droht eventuell ein »ta-
rifloser Zustand«, der dann mehrere Jahre 
andauern könnte? Wer die Tarifgeschichte im 
Handel kennt, weiß, dass dies nicht ausge-
schlossen, sondern erfahrungsgemäß möglich 
ist. Ein Tarifkampf mit dem vorrangigen Ziel 
»Händler an den Verhandlungstisch« ist kein 
besonders leichter.

Dass die Einzelhändler − selbst nach An-
sicht des von Tarifaktionen nicht unmittel-
bar berührten HDE − von den ver.di-Dro-
hungen, einen »heißen Herbst« bis ins 
ansonsten umsatzträchtige Weihnachtsge-
schäft zu veranstalten, so beeindruckt waren, 
dass sie zu einem neuen Tarifvertrag bereit 
waren, ist vor allem über verschiedene Kon-
kurrenzbedingungen zu erklären. Offensicht-
lich haben si h im Arbeitgeberverband die 
während der Corona-Pandemie und übli-

cherweise auch im Weihnachtsgeschäft pros-
perierenden Unternehmen des Lebensmittel-
handels wie die Schwarz-Gruppe (Kaufland 
und Lidl), REWE (Rewe und Penny) und 
EDEKA durchgesetzt. Ihre Interessen an  
störungsfreien Geschäften dürften den Aus-
schlag gegeben haben. Um Tarifaktionen 
und Streiks zu erschweren, hatte die Schwarz- 
Gruppe den Beschäftigten bei Lidl und 
Kaufland alle alten Tarifgehälter schon zum 
1. Juni − also quasi nach zwei Nullmona-
ten − »freiwillig« um drei Prozent erhöht. 
»(…) Mit der freiwilligen tariflichen Erhö-
hung bringen wir unsere Wertschätzung zum 
Ausdruck und gehen zum wiederholten Male 
gerne in Vorleistung«, so die Unternehmens-
leitung am 28. Mai 2021 in einem Schreiben 
an die Beschäftigten. Offensichtlich hatte die 
Schwarz-Gruppe mit einem höheren als dem 
dann getätigten Tarifabschluss gerechnet und 
wollte ihren Konkurrenten wenigstens einen 
Teil der ihr entstehenden Kosten auch auf-
bürden. Soviel zur »Solidarität«, sprich: Kon-
kurrenz, im Arbeitgeberlager.

Insofern hat der diesjährige Abschluss 
auch andere als rein finanzielle Seiten, zu-
mindest für ver.di. So kann ver.di der neuen 
Bundesregierung bei den gewerkschaftlichen 
Bemühungen, die gesetzlichen Bestimmun-
gen für branchenspezifische Allgemeinver-
bindlichkeitserklärungen von Tarifverträgen 
zu verbessern, wenigstens einen Tarifvertrag 
für den Handel vorlegen. Ein kritikwürdiger 
Tarifvertrag als Grundlage für eine Allge-
meinverbindlichkeitserklärung hat allerdings 
einen eigenen Charme. 

Nachtrag der Redaktion: Nach Redaktionsschluss gab es 
Tarifvereinbarungen, die dem hessischen Abschluss folgen, 
in NRW, Baden-Württemberg, Bayern, SAT (Sachsen, 
Sachsen-Anhalt und Thüringen), Schleswig-Holstein, 
Bremen und Hamburg
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Amazon hat einen Generalversor­
gungsanspruch, an dessen Realisie­
rung vielfältig gearbeitet wird.  
Während die Lagerstandorte des On­
linehändlers, die dortigen Beschäfti­
gungsbedingungen und die regen 
Kämpfe um sie in der Öffentlichkeit 
zumindest wahrgenommen und pub­
lizistisch begleitet und unterstützt 
werden, bleibt die neu entstandene 
Sparte der Lieferlogistik weitgehend 
unbeachtet. Seit etwa fünf Jahren 
baut der Konzern seine eigene Liefer­
logistik als »letzte Meile« aus und bil­
det damit eine unmittelbare Konkur­
renz für bisherige Paketdienste. Dabei 
wird die Zustellung ausschließlich an 
Subunternehmen ausgelagert und zu 
einem kleineren Teil mit plattformba­
sierten Beschäftigungsmodellen reali­
siert. Die darin auftretenden gravie­
renden Probleme und Erfahrungen 
der Beschäftigten wurden von Tina 
Morgenroth, Johannes Schulten und 
Jörn Boewe im Auftrag der Rosa Lu­
xemburg Stiftung in Form einer Bro­
schüre systematisiert und damit die 
Funktionsweise dieses Geschäftsmo­
dells erstmals breiter zugänglich ge­
macht. Karin Zennig sprach darüber 
mit Tina Morgenroth.

express: Tina, du bist Koordinatorin für Faire 
Mobilität beim DGB Bildungswerk Thüringen 
und Mitautorin der Broschüre »amazon. Die 
letzte Meile«. Bitte erzähl uns doch, wie es zu 
der Broschüre gekommen ist.

Tina Morgenroth: Vor knapp zwei Jahren 
wandten sich die ersten Kurierfahrer:innen, 
die für Amazon in Erfurt Stotternheim tätig 
waren, an die arbeitsrechtlichen Anlauf- und 
Beratungsstellen beim DGB-Bildungswerk. 
Seither häuften sich die Anfragen und zeig-
ten strukturelle Probleme bei den Arbeitge-
bern und Amazon selbst auf. Im Austausch 
mit ver.di bündeln wir seither Informationen 
und arbeiten die Fälle systematisch auf. Ein 
guter Überblick entstand und ich habe ange-
fangen, das in einem ersten Papier niederzu-
schreiben, das im April 2021 veröffentlicht 
wurde. Dieses Papier bildet die Grundlage 
der Broschüre.

Was habt ihr im Laufe Eurer Arbeit herausge-
funden und in der Broschüre thematisiert? Was 
ist das Problem der »letzten Meile«? Kannst du 
uns kurz ein wenig von euren Erkenntnissen 
berichten?

TM: Unsere Informationen zeigen, dass die 
Menschen, welche auf der »letzten Meile« 
Pakete zustellen, zwar im Auftrag von Ama-
zon arbeiten, deren Apps nutzen bzw. nutzen 
müssen, teils auch Amazon-Westen tragen, 
und dass die Daten der Überwachung von 
Beschäftigten auch direkt an Amazon weiter-
geleitet werden. Wenn es aber darum geht, 
Verantwortung als Arbeitgeber zu überneh-
men, z.B. in Bezug auf die Einhaltung des 
Arbeitszeitgesetzes, Pausenzeiten, der Leis-
tung von Entgeltfortzahlung etc., ziehen sich 
die Subunternehmer wie auch Amazon als 
Generalunternehmer aus der Verantwortung. 
Dann ist niemand ansprechbar und die Ver-
antwortung wird hin und her geschoben. 
Die Subunternehmen und Amazon halten 
im Zweifel zusammen. Das macht es für 
Ratsuchende besonders schwer, gegen Ar-
beitsunrecht vorzugehen. Wenn beispiels-
weise ein Subunternehmen einem Fahrer 

eine Sperre erteilt, wird das ganze System ge-
gen den betroffenen Fahrer agieren, so dass 
eine Aufnahme der Arbeit bei einem anderen 
Subunternehmen faktisch unmöglich ist. 
Unterm Strich bleibt die Beobachtung: Gel-
tendes Recht wird schlicht nicht eingehalten.

Wie funktioniert die Rekrutierung der 
Fahrer:innen? Ist das vergleichbar mit anderen 
Branchen, die dir in der Beratung begegnen?

TM: Viele Jobs werden über Social Media 
und Plattformen wie Ebay-Kleinanzeigen an-
geboten. Auch Mund-zu-Mund-Propaganda 
spielt eine große Rolle. Das beobachten wir 
in vielen Branchen, die gezielt ausländische 
Beschäftigte anwerben. Nach unserer Ein-
schätzung sind 90 Prozent der Kurierfahre
r:innen ausländische Beschäftigte. Die  
Herkunftsländer innerhalb der EU sind 
hauptsächlich Rumänien, Polen und Bulga-
rien. Aber auch viele Drittstaatler:innen sind 
dabei. Teils findet die Anwerbung auch über 
Webseiten und Plattformen in den Her-
kunftsländern statt. Die Versprechungen 
über die Lohnhöhe und Arbeitszeiten, mit 
denen Menschen gelockt werden, sind häufig 
völlig unrealistisch. Manche Fahrer:innen 
werden auch von Kolleg:innen geworben, 
denen eine Prämie versprochen wird, wenn 
die neu geworbene Person eine bestimmte 
Zeit beschäftigt wird.

Die Broschüre ist jetzt nach wenigen Wochen in 
der ersten Auflage vergriffen und befindet sich 
bereits im Nachdruck. Kannst du dir erklären, 
warum euer Thema so eingeschlagen hat? Und 
was macht ihr noch, um diesem öffentlichen 
Interesse nachzukommen?

TM: In Gesprächen mit Kolleg:innen aus 
Betrieben, Gewerkschaften oder Beratungs-
stellen merke ich immer wieder, dass es bis-
her wenig Informationen gab, die explizit die 
Arbeitsbedingungen der Kurierfahrer:innen 
in den Blick nehmen. Da entwickelten wir  
in Thüringen Expertise, auf die andere gern 
zurückgreifen. Seit der Veröffentlichung mel-
deten sich Interessierte aus den Bereichen 
Medien, Gewerkschaft, aber auch Sozialver-
sicherungsträger. Die beiden Mitautoren und 
ich werden für Interviews und Workshops 
angefragt.

Kurierfahrer:innen sind überall anzutref-
fen: Sie beliefern den eigenen Haushalt, stel-
len in der Nachbarschaft Pakete zu und sind 
sichtbar. Dass wir die Missstände in der 
Branche aufgezeigt haben, macht den Leuten 
deutlich, dass die Ausbeutung vor ihren Au-
gen stattfindet. Viele Menschen bestellen on-
line und haben zu dem Thema einen Bezug.

Habt ihr über die Broschüre auch mit 
Kolleg:innen, die zu Euch in die Beratung 
kommen bzw. aus den Subunternehmen selbst 
gesprochen? Hat das etwas bei ihnen verändert? 
Sind daraus Aktivitäten entstanden, oder sind 
sie in Veranstaltungen einbezogen?

TM: Den Betroffenen ist bewusst, dass fast 
alle Kurierfahrer:innen von den Problemen 
betroffen sind und dass wir die Bedingungen 
in der Branche öffentlich kritisieren. Sie er-
hoffen sich davon, dass sich im Arbeitsalltag, 
aber auch der Arbeitswelt allgemein etwas 
ändert. Sie berichten, dass es für sie unver-
ständlich ist, dass eine ganze Branche so hart 
an der Grenze der Legalität funktionieren 
kann, und das in einem Land wie Deutsch-
land. Viele Betroffene haben Angst, dass 
ihnen Sanktionen drohen, wenn sie sich öf-
fentlich kritisch gegenüber ihrem Arbeit

geber äußern. Insofern ist der Einbezug von 
Ratsuchenden bei Veranstaltungen nahezu 
unmöglich. Wir versuchen, ihre Perspektive 
durch anonymisierte Fallbeispiele einzubrin-
gen. Hier und da ließen sich bereits Kon-
takte zwischen Presse und Ratsuchenden ver-
mitteln.

Ihr beschreibt aktuell, dass überwiegend 
Kurierfahrer:innen von Subunternehmen und 
nur zu einem geringen Anteil soloselbstständige 
Fahrer:innen involviert sind. Es gibt ja relativ 
viele gerade aufkommende Plattform-Ökono-
mien und Selbstständigen-Modelle im Logistik-
bereich. Rechnet ihr noch mit einer Zunahme 
der Selbstständigen oder denkst du, das Verhält-
nis bleibt erstmal so?

TM: Das kann ich schwer einschätzen. Die 
Selbstständigen scheinen in erster Linie Spit-
zen abzufangen oder Same Day Delivery-
Sendungen zuzustellen. Grundsätzlich sind 
die Touren aber so geplant, dass die bei Sub-
unternehmen angestellten Zusteller:innen 
mit Transportern unterwegs sind und diese 
auch für die Menge an Paketen benötigen. 
Das lässt sich kaum durch Selbstständige mit 
einem Privat-Pkw abdecken.

Ein Problem, das ihr beschreibt, ist, dass die 
Subunternehmen sich der Kontrolle entziehen, 
da der Unternehmenssitz nicht in Thüringen 

liegt. Wäre es nicht eine Möglichkeit, trotzdem 
über Amtshilfe etc. Kontrollen andernorts zu 
erreichen? Was versprichst du dir von mehr 
Kontrollen dieses Bereiches?

TM: Kontrollen allein können nur dann 
Missstände aufdecken, wenn sie qualitativ 
gut sind und das überprüfen, was falsch 
läuft. Hierzu bedarf es der Zusammenarbeit 
zwischen Arbeitsschutzbehörden und dem 
Zoll. Amtshilfe wäre da sicherlich nötig. So 
lange die staatlichen Behörden nur mit den 
Arbeitgebern sprechen und die Perspektive 
der Arbeitnehmenden nicht einholen (dür-
fen), werden die gesammelten Informationen 
aber nicht die Realität abbilden. Darüber hi-
naus gibt es aktuell keine Institution, die im 
Interesse der Beschäftigten kontrolliert. Das 
bedeutet, dass selbst bei festgestellten Ar-

beitszeitverstößen die Beschäftigten nicht 
zwingend davon profitieren. Alle Ansprüche, 
wie z.B. entgangener Lohn, müssen die Be-
schäftigten privatrechtlich geltend machen 
und nachweisen, um sie juristisch durchset-
zen zu können. Dieses Dilemma können 
Kontrollen nicht beheben. Aber Kontrollen 
können klar machen: Wir haben euch auf 
dem Schirm und schauen genau hin. Dieses 
Signal wäre dringend nötig. Zumal uns In-
formationen vorliegen, dass Unterlagen ge-
fälscht werden. Unter anderem, um regelmä-
ßige Bargeldzahlungen an die Beschäftigten 
zu verschleiern und so weniger Sozialversi-
cherungsbeiträge abzuführen.

Du hast jetzt in den Beratungen auch viel 
selbst mit den Fahrer:innen der Subunterneh-
men zu tun. Habt ihr im Rahmen der Bera-
tung auch versucht, die Kolleg:innen zu organi-
sieren? Welche Erfahrungen habt ihr damit 
gemacht und wie wäre deine Einschätzung 
dazu?

TM: Die Organisierung von Beschäftigten 
fällt in den Bereich der Gewerkschaft ver.di. 
Das ist als Anlauf- und Beratungsstelle nicht 
mehr unser Kompetenzbereich. Wir infor-
mieren die Kurierfahrer:innen über die Ge-
werkschaften und deren Aufgaben in 
Deutschland. Auch aus dem Grund, dass Ar-
beitnehmervertretung in den Herkunftslän-
dern unterschiedlich organisiert ist. Das ge-
hört zu unseren Aufklärungsaufgaben. 
Einzelne Kurierfahrer:innen sind der Ge-
werkschaft beigetreten und haben sehr gute 
Erfahrungen damit gemacht. Aus deren Be-
richten wissen wir aber, dass es nicht einfach 
ist, die anderen Kolleg:innen, die wir nicht 
persönlich erreichen konnten, dafür zu be-
geistern. Aber auch aus anderen Branchen 
wissen wir, dass es unglaublich schwer ist, 
Menschen zu organisieren, die bei unzähli-
gen unterschiedlichen Subunternehmen be-
schäftigt sind.

Ihr habt das Prinzip jetzt erst mal beschrieben 
und für viele zugänglich und nachvollziehbar 
gemacht. Was ist euer nächster Schritt? Bleibt 
ihr dran? Wie müsste oder könnte es deiner 
Meinung nach weitergehen?

TM: Das Thema wird weiterhin noch einen 
großen Platz einnehmen, nicht zuletzt durch 
die zahlreichen Fälle. Wir sind darüber hin-
aus an Erfahrungsaustausch mit Kolleg:innen 
interessiert, auch die Sensibilisierung inner-
halb der Gewerkschaft ist noch lange nicht 
abgeschlossen. Bei den arbeitsrechtlichen Be-
ratungsstellen spielt Wissensweitergabe eine 
große Rolle.

Aus der Perspektive der Beschäftigten gibt 
es aktuell keine Institution, die sich auf einer 
strukturellen Ebene um die Lösung ihrer 
Probleme kümmert. Die Hürde der Notwen-
digkeit des individuellen Klagewegs  ist ge-
rade für ausländische Beschäftigte zu hoch – 
und darauf wird gebaut. Das ist ein Thema, 
das beispielsweise durch Gesetzesänderungen 
bearbeitet werden könnte. So könnte ein 
Verbandsklagerecht beispielsweise für Ge-
werkschaften hier helfen und die Leute 
könnten damit effektiv unterstützt werden.

Auf den letzten Metern
Karin Zennig im Gespräch mit Tina Morgenroth über Amazons Ausbau  
eines unternehmenseigenen Zustelldienstes

Jörn Boewe, Tina Morgenroth und 
Johannes Schulten: Amazons letzte Mei-
le. Ein Onlinehändler als Prekarisierungs-
treiber in der Paketlogistik – Eine Fallstu-
die zum Verteilzentrum Erfurt-Stottern-
heim. Rosa Luxemburg Stiftung, Berlin 

2021. Download und Bestellmöglichkeit: 
th.rosalux.de/publikation/id/44910
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D ie im September bei Suhrkamp erschie-
nenen »Berichte aus der Klassengesell-

schaft« kommen zum richtigen Zeitpunkt. 
Angesichts der sich abzeichnenden Bildung 
einer neuen Regierungskoalition unter SPD-
Führung rücken mit einer öffentlichen Dis-
kussion um soziale Verwerfungen die Fragen 
von prekärer Beschäftigung, Niedriglohn 
und schlechten Arbeitsbedingungen wieder 
etwas stärker nach vorne. Da ist es hilfreich, 
wenn ein umfangreicher Sammelband er-
scheint, in dessen gut lesbaren Beiträgen ein 
näherer Blick auf Tätigkeiten geworfen wird, 
in denen Beschäftigte nicht nur in der pan-
demiebedingten Krise die Klassengesellschaft 
am Laufen gehalten haben. Porträtiert wer-
den dabei ganz unterschiedliche Persönlich-
keiten, die »tagtäglich buchstäblich unver-
zichtbare Arbeit leisten«, und die mehr 
einfordern und verdient hätten als flüchtigen 
Applaus.

Die »Systemrelevanz« dieser »verkannten 
Leistungsträger:innen«, so die beiden Her
ausgeber:innen des Bandes Nicole Mayer-

Ahuja und Oliver Nachtwey in ihrer Einlei-
tung, bestehe dabei im Kern darin, dass ohne 
sie der Gegenwartskapitalismus schlicht 
nicht funktionieren würde. Der Blick richtet 
sich daher auf Bereiche, die, weil sie in der 
Sphäre der Wiederherstellung und Sicherung 
der Arbeitskraft angesiedelt sind, lange auch 
in der Linken eher nur am Rande wahrge-
nommen wurden. Die Hauptaufmerksam-
keit galt vornehmlich der industriellen Pro-
duktion. Wenn von »Systemrelevanz« die 
Rede ist, wurde und wird wohl in der ver-
meintlichen bundesrepublikanischen ›Mehr-
heitsgesellschaft‹ immer noch zuerst an die 
Autoindustrie gedacht. Als Leistungsträge
r:innen gelten bis heute zumeist diejenigen, 

die sich in den oberen Etagen der Ausbeu-
tungspyramide befinden. 

Dass in diese Weltsicht seit Mitte der 
2000er Jahre zumindest etwas Bewegung ge-
kommen ist, liegt einmal daran, dass Berei-
che der Daseinsvorsorge wie z.B. die Pflege 
und die öffentliche Kindererziehung mit 
dem Wandel von Geschlechterrollen und 
Kernfamilie sowie der zunehmenden Flexi
bilisierung von Arbeitsverhältnisse für viele 
Menschen an Bedeutung gewonnen haben. 
Zum anderen waren es aber auch die Be-
schäftigten dieser Dienstleistungssektoren 
selbst, die ihre im Zuge der neoliberalen De-
regulierung zum Teil drastisch verschlechter-
ten Arbeitsbedingungen nicht länger hinneh-
men wollten und ihre Probleme über Streiks 
in die Öffentlichkeit getragen haben. Es wa-
ren dabei sehr häufig Frauen, die begannen, 
sich der gesellschaftlichen Bedeutung ihrer 
Arbeit bewusst zu werden, in diesem Sinne 
z.T. auch begannen, sich als »Leistungsträ
ger:innen« zu verstehen und statt wenig wär-
mender Worte materielle Anerkennung und 
bessere Arbeitsbedingungen einforderten. 
Die Pandemie tat dann ein Übriges und 
lenkte den Blick unter anderem auch auf die 
zwar lange bekannten, aber ebenso lange ig-
norierten katastrophalen Arbeitsbedingun-
gen in den Schlachthöfen und auf den Fel-
dern.

Die Beschäftigten, die im Mittelpunkt 
dieses Buches stehen, teilen zwar viele ge-
meinsame Merkmale von Benachteiligung, 
wie z.B. niedrige Bezahlung bei einem hohen 
Maß an Arbeitsverdichtung und Kontrolle, 
die arbeitende Klasse ist aber auch in diesen 
Branchen, so die Herausgeber/innen, alles 
andere als einheitlich. So gibt es auch hier 
unter den Beschäftigten eine Polarisierung 
zwischen sogenannten »Hochqualifizierten« 
und denen, die vermeintlich »einfache«  
Tätigkeiten ausüben. Es finden sich ge-
schlechtsbezogene Ungleichbehandlungen 
und Arbeitsbewertungen sowie Spaltungsli-
nien entlang von Herkunft und Nationalität. 
Doch diese Verhältnisse sind nicht in Stein 
gemeißelt, sondern Ergebnis sozialer Ausein-
andersetzungen und damit auch veränderbar, 
und die Beiträge in diesem Buch liefern 
mehrere Beispiele dafür, dass es Bewegungen 
für Veränderung gibt.

Die insgesamt 22 »Berichte aus der Klas-
sengesellschaft« stammen von 25 Autor:in
nen. Sie sind im Buch auf fünf Blöcke  
verteilt, die mit »Arbeitskraft verfügbar ma-
chen«, »– wiederherstellen«, »– aufrechterhal-
ten«, »– reproduzieren« sowie »– sichern, 
pflegen und bewegen« überschrieben sind 
und die Bereiche »Professioneller Sorgear-
beit«, »Gesundheit«, »Ernährung«, »Versor-
gung mit Waren« sowie »Hygiene und Mo
bilität« umfassen. Neben Berichten aus 
Deutschland gibt es auch verschiedene aus 
der Schweiz, was das Buch um weitere Ein-
blicke bereichert. 

Es werden breite Bögen gespannt, die un-
ter anderem von der Kindertagesstätte über 
die Alten- und Krankenpflege bis zur Wä-
scherei und Krankenhauslogistik, von der 
Arbeit im Restaurant über die Saisonarbeit 
in der Landwirtschaft bis hin zu migranti-
scher Arbeit in der Plattformökonomie, vom 
Einzelhandel über die Paketzustellung und 
der Fernfahrerei sowie vom Sicherheitsge-
werbe bis zum Friseursalon reichen. 

Gemeinsames Merkmal der Berichte ist, 
dass einzelne Beschäftigte in längeren Passa-
gen selbst zu Wort kommen und über sich 
und ihre Arbeit berichten. Diese auf persön-
lichen Interviews beruhenden Abschnitte 
machen den besonderen Wert des Buches 
aus. Durch sie erhalten die Leser:innen an-
schauliche Einblicke in die vorgestellten Tä-

tigkeiten, wie die Beschäftigten ihre Situa-
tion wahrnehmen und mit ihr umgehen. 
Kurze ergänzende Passagen informieren je-
weils über den Kontext der Gespräche und 
ordnen diese in das Gesamtbild der Tätig-
keit, der Branche oder des beschriebenen 
Konflikts ein. Literaturhinweise am Ende je-
des Beitrags laden Interessierte zu vertiefter 
Beschäftigung ein.

Die Autor:innen, so wird deutlich, haben 
sich dafür interessiert, was Beschäftigte aus 

der Klassengesellschaft zu berichten haben. 
Diese zugewandte Haltung sorgt dafür, dass 
die Beiträge alles andere als akademisch tro-
cken daherkommen. Sie sind im besten 
Sinne parteiisch, ohne Widersprüchliches 
und Sperriges glatt zu bügeln. Sie regen so 
die Leser:innen zu eigenen Gedanken an. 
Manche, die durch das Buch stöbern, wer-
den an eigene Erlebnisse erinnert oder ihnen 
werden andere Beschäftigte einfallen, die 
ähnliche oder vielleicht auch andere Erfah-
rungen gemacht haben.

Die mit der jüngeren Entwicklung von 
Streiks und Konflikten im Dienstleistungs- 
wie Nahrungsmittelsektor vertrauten Le
ser:innen werden feststellen, dass einige Bei-
träge, zum Beispiel zur Arbeit in Kitas, in  
der Schlachtindustrie oder dem Streik bei 
Ryan-Air, an Ausführungen der jeweiligen 
Autor:innen in unterschiedlichen wissen-
schaftlichen Publikationen angelehnt sind, 
auf die in den jeweiligen Literaturangaben 
der Berichte auch hingewiesen wird. Doch 
selbst für vorinformierte Leser:innen bietet 
das Buch viele neue Einsichten, denn wer 
überblickt schon das weite Feld, das in die-
sem Buch ausgeleuchtet wird und hat schon 
selbst die Gelegenheit gehabt, mit Beschäf-
tigten so vieler unterschiedlicher Branchen 
einmal eingehender zu reden?

Die 25 Autor:innen des Buches sind, so-
weit erkennbar, bis auf zwei an sozialwissen-
schaftlichen Instituten oder Fakultäten be-
schäftigt. Die Mehrheit von ihnen ist zum 
Teil deutlich unter 50 Jahre alt. Dies bedeu-
tet, ihre akademische Laufbahn fand oder 
findet unter den inzwischen längst auch an 
Universitäten und Instituten vorherrschen-
den prekären Beschäftigungsverhältnissen 
statt. Auch wenn zwischen akademischer Be-
schäftigung und der Arbeit in der Landwirt-
schaft, in Schlachthöfen oder in der Gebäu-
dereinigung sehr große Unterschiede liegen, 
so dürften Befristung, Projektarbeit mit un-
gewisser Perspektive, eingeschränkte Autono-
mie und häufige Arbeitsplatzwechsel vielen 
der Autor:innen aus eigenem Erleben ver-
traut sein.

Bleibt am Ende von einem bedauerlichen 
Manko zu berichten. Leider gibt der Klap-
pentext zwar Auskunft über die beiden Her-
ausgeber/innen, doch fehlen jegliche Anga-
ben zu den Autor:innen. Dieser Fauxpas ist 
inzwischen erkannt und soll, so ist zu hören, 
bei der nächsten Auflage korrigiert werden.

Die größte Gruppe der Autor:innen 
kommt aus dem Umfeld des SOFI in Göt-
tingen, das eine lange Tradition der Erfor-
schung sich wandelnder Arbeitswelten  
vorweist. Hier arbeiten Peter Birke, Felix 
Bluhm, Robin de Greef, Thomas Goes, Na-
talie Grimm, Ina Kaufhold, Sarah Nies und 
Thomas Stieber. Aus verschiedenen Zeit-
schriftenbeiträgen kennen vermutlich einige 
Leser:innen des express Daniel Behruzi (TU 
Darmstadt), Florian Butollo (WZB Berlin), 
Yalcin Kutlu (IMU Institut Stuttgart) oder 
auch Ingo Singe (Zentrum für Arbeit und 
Politik der Uni Bremen. Hingegen dürften 
die in der Schweiz forschenden Jacqueline 
Kalbermatter, Ueli Mäder und Simon 
Schaupp (alle Uni Basel), Pascal Pfister 
(Schuldenberatung Schweiz), Sarah Schilli-
ger (Uni Bern) sowie der für die Gewerk-
schaft Unia schreibende Journalist Michael 
Stötzel hierzulande weniger bekannt sein. 
Wolfgang Dunkel (ISF München), Susanna 
Höfer (WISO Uni Hamburg), Edelgard 
Kutzner (Sozialforschungsstelle Dortmund), 
Wolfgang Menz (WISO Uni Hamburg), 
Max Schnetker (Uni Bonn), Philipp Staab 
(Humboldt Uni Berlin) und Margrit Weih-
rich (Uni Augsburg) sind weitere 
Autor:innen dieses empfehlenswerten Buchs.

Mit Blick auf die durch die Diskussion 
der letzten Jahre und die durch Pandemie ge-
stiegene öffentliche Aufmerksamkeit erinnert 
die Kinderkrankenpflegerin Ulla Hedemann 
daran, dass Veränderungen kein Selbstläufer 
sind, sondern es darauf ankommt; selbst ak-
tiv zu werden. Denn: »Jetzt ist die Zeit, wo 
die Berufe, die Menschen etwas bewegen 
könnten.«

*  Heiner Dribbusch, gelernter Schreiner und Sozialwis-
senschaftler, war bis zu seinem Ruhestand im Dezember 
2019 am Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Insti-
tut (WSI) in Düsseldorf beschäftigt.

Von gesellschaftlich notwendiger Arbeit
Heiner Dribbusch* über die »verkannten Leistungsträger:innen«

Nicole Mayer-Ahuja/Oliver Nachtwey 
(Hrsg.): Verkannte Leistungsträger:innen. 
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D ie Bundestagswahl 2021 hat ein Ergeb-
nis gebracht, das so noch im Frühjahr 

wohl nicht einmal die am Ende siegreiche 
Partei erwartet hatte. Nach sechszehn Jah-
ren – und in der Geschichte der Bundesre-
publik erst zum vierten Mal überhaupt – 
wurde die SPD wieder stärkste Partei. Dies 
eröffnet ihr die Chance, die kommende 
Bundesregierung anzuführen. Nach dem 15. 
Oktober 2021 und der Erklärung der Son-
dierungsteams von FDP, SPD und Grünen, 
dass sie den Gremien die Aufnahme von Ko-
alitionsverhandlungen empfehlen werden, ist 
die Ampel sehr wahrscheinlich geworden..

	die ausgangslage

Von einer ausgeprägten Wechselstimmung 
konnte vor der Wahl nur bedingt die Rede 
sein. Zwar waren laut Infratest dimap 57 
Prozent der Wähler:innen unzufrieden mit 
der Bundesregierung, aber 59 Prozent der 
Wähler:innen beurteilten die wirtschaftliche 
Lage der Bundesregierung als gut. Letzteres 
lag zwar deutlich unterhalb des Rekordwerts 
von 2017, als 84 Prozent die Wirtschaftslage 
als gut beurteilten, bedeutete aber immer 
noch eine mehrheitlich positive Beurteilung. 
Ihre persönliche wirtschaftliche Situation 
schätzten bei Union, SPD, Grünen und 
FDP deutlich über 80 Prozent der Wäh le-
r:innen als gut ein, selbst bei den LINKE-
Wähler:innen waren es 77 Prozent und auch 
beim AfD-Elektorat immerhin 73 Prozent. 
Nur 40 Prozent der Wähler:innen wünschten 
sich einen »grundlegenden politischen Wan-
del«. Am ausgeprägtesten wünschten sich 
dies mit 72 Prozent die (wenigen) Wähle-
r:innen der LINKEN, gefolgt von der AfD 
mit 69 Prozent und den Grünen mit 62 
Prozent, aber nur 35 Prozent der SPD-Wäh-
ler:innen (FDP: 31 %; Union: 14 %).

Das eine dominierende Sachthema ließ 
sich bei dieser Wahl nicht ausmachen. Ge-
fragt nach den »wichtigsten Problemen« 
nannten laut Forschungsgruppe Wahlen 46 
Prozent der am Wahltag Befragten »Klima-
schutz/ Umwelt« und nur elf Prozent »So-
ziale Sicherheit«. Gleichwohl sagten 22 Pro-
zent aller Wähler:innen, dass »Umwelt und 
Klima« die wichtigste Rolle für ihre Wahl-
entscheidung gespielt habe (Infratest dimap). 
Bei den Grünen-Wähler:innen waren es 82 
Prozent, bei SPD-Wähler:innen jedoch nur 
18. 28 Prozent aller Befragten nannten »so-
ziale Sicherheit« als Hauptmotiv, wobei dies 
44 Prozent der SPD-Wählenden, aber nur 
zehn Prozent der Grünen-Wähler:innen so 
sahen.

	wahlbeteiligung

Die Wahlbeteiligung lag in etwa auf dem Ni-
veau von 2017. Über 76 Prozent – das ist für 
europäische Verhältnisse relativ hoch. Dabei 
gilt seit Langem, dass die Wahlbeteiligung in 
den wohlhabenden Wahlbezirken mit einem 
hohen Anteil an Akademiker:innen höher 
liegt und in den sozial schwächeren und är-
meren Wahlbezirken seltener gewählt wird. 
Fast neun Millionen erwachsene Einwoh-
ner:innen dieses Landes durften mangels 
deutschen Passes ohnehin nicht wählen. Bei 
den Lohnabhängigen in dieser Gruppe han-
delt es sich häufig um Beschäftigte im Nied-
riglohnsektor.

	die »Kanzlerwahl«

Mit der Ankündigung von Merkel, nicht 
wieder anzutreten, stand immerhin fest, dass 

es nach der Bundestagswahl 2021 auf jeden 
Fall einen Wechsel an der Spitze der Bundes-
regierung geben würde. Die SPD hatte sich 
darauf frühzeitig eingestellt und mit der be-
reits im August 2020 erfolgten Nominierung 
von Scholz alles auf eine Bundestagswahl als 
Kanzlerwahl gesetzt. Bereits im September 
2018 hatte der Aachener Politikwissenschaft-
lers Alban Werner in Bezug auf die SPD ge-

schrieben: »Ihr geräuschloses Mitregieren im 
Kabinett Merkel IV mit einem Finanzminis-
ter Scholz, der inhaltlich als Fortsetzung von 
Wolfgang Schäuble und stilistisch als Erbe 
der Kanzlerin auftritt, deutet an, dass die 
nach wie vor parteiintern tonangebende 
SPD-Rechte nicht im Traum daran denkt, 
Kräfte für einen fortschrittlichen Kurswech-
sel zu sammeln. Vielmehr hofft die dominie-
rende Gruppierung in der SPD darauf, dass 
sich die Strategie am Ende auszahlt, um mit 
den Versprechen eines Regierens auf leisen 
Sohlen einen Kanzler Scholz durchsetzen zu 
können – oder: einen Merkelismus ohne 
Merkel« (Sozialismus 9/2018, S. 13).

Am Ende erwies sich die Parteirechte nach 
ihrer Niederlage bei der Wahl zum SPD-
Parteivorsitz flexibel genug, auf die Scholz-
Kritiker:innen zuzugehen, der Linken einige 
programmatische Konzessionen zu machen 
und sie am Ende hinter Scholz als Kandida-
ten zu versammeln. Nun war die Kanzler-
kandidatur angesichts der vorangegangenen 
Serie an Wahlniederlagen allerdings ohnehin 
nicht besonders attraktiv und manch eine:r 
in der Parteilinken mag im Stillen gedacht 
haben, das Thema Scholz werde sich Ende 
September 2021 ohnehin erledigen. Wie 
man sich täuschen kann.

	der wahlsieg der SPd

Dass sich die SPD durchsetzen konnte, ver-
dankt sie freilich nicht nur ihrem klar kon-
turierten, auf sozialpolitisch ausgerichtete 
Wahlslogans konzentrierten und geschlossen 
geführten Wahlkampf, in dem sich der 
Agenda-Verfechter Scholz als anpackender 
Sozialpolitiker, Arbeitsmarktexperte und 
Wohnungsbauer sowie für die Älteren als 
Nachfolger Helmut Schmidts präsentierte. 
Die hochgradig personalisierte Wahlkampf-
strategie, in der die Partei hinter dem Kandi-
daten zurücktrat (»Kanzler für Deutschland: 
Wer Scholz will, wählt SPD«) konnte nur 

gelingen, weil die Konkurrenz hierfür die 
Räume freimachte.

Für die SPD erwies sich die Nominierung 
von Laschet im Nachhinein als Glücksfall. 
Die Spitze der CDU hatte sich aus parteitak-
tischen Gründen für die Nominierung eines 
unpopulären Kandidaten entschieden, der 
bereits im ersten Corona-Jahr keine überzeu-
gende Figur abgegeben hatte, von der CSU 
abgelehnt und behindert wurde und selbst 
an der CDU-Basis nur begrenzten Rückhalt 
hatte. In dem Maße, in dem Laschet im 
Wahlkampf dann auch noch von Fettnapf zu 
Fettnapf stolperte, begann der Stern von 
Scholz zu steigen.

Angela Merkel mit ihrem eher moderie-
renden, unprätentiösen Politikstil und ihrer 
gemäßigten (sozialliberalen1) Ausrichtung 
hatte zum Verdruss der SPD über das traditi-
onell konservative Unions-Spektrum hinaus 
liberale, sozialdemokratische, eher progres-
siv-konfessionelle und sozialliberale Wäh le-
r:innen an die Union gebunden. Teile dieses 
Spektrums konnte Olaf Scholz am Ende – 
nach dem auch den Letzten dämmerte, dass 
Angela Merkel nicht wieder antritt und Ar-
min Laschet nicht Merkel ist – zur SPD hin-
überziehen. Fast zwei Millionen Wähle r:in-
nen, die noch 2017 ihr Kreuz bei der Union 
gemacht hatten, wählten diesmal SPD. Den 
kleinen Amtsbonus (»Vizebonus«) hatte der 
SPD-Kandidat und keine/r sonst.

 die Grünen: eine 
gefühlte Niederlage

Dies mussten auch die Grünen erfahren. 
Nach der Europa-Wahl im 20-Prozent-Him-
mel, in den Landtagswahlen von Erfolg zu 
Erfolg eilend, sah sich die Partei schon auf 
dem Weg, das Erbe der SPD als Mitte-Links-
Partei anzutreten. Die Grünen sind vor allem 
in ihren großstädtischen Hochburgen die 
erste Wahl für ein ökologisch linksliberales 
Spektrum – gegen Nazis, emphatisch gegen-
über Geflüchteten, entschieden für Klima-
schutz und sensibel in Genderfragen, zu-
gleich pragmatisch und mit großer Bereit-
schaft zu pragmatischen Kompromissen. 
Über weite Teile der Legislaturperiode prä-
sentierte sich die Partei weniger als Opposi-
tion, sondern auch als »für unser Land« 
 Verantwortung übernehmende zukünftige 
Regierungspartei. Schließlich entschied sich 
die Grünen-Spitze, ihr Erfolgsduo freiwillig 
zu sprengen. Die Hoffnung, mit einer Kanz-
lerinnenkandidatur vielleicht sogar Schwarz-
Grün in Grün-Schwarz zu wenden zu kön-

nen, scheiterte an Selbstüberschätzung und 
hausgemachten Fehlern. Zwar haben die 
Grünen laut »Wählerwanderung« nicht an 
die SPD verloren, sondern konnten 960.000 
ehemalige SPD-Wähler:innen zu sich hinü-
berziehen, während sie nur 700.000 ehema-
lige Wähler:innen an Scholz abgaben, aber 
im Rennen ums Kanzleramt waren sie bald 
abgehängt. Dank der von ihnen selbst ge-
schürten Erwartungen fühlte sich ihr Wahl-
ergebnis trotz erheblicher Zugewinne am 
Ende wie eine halbe Niederlage an. Die Grü-
nen mussten zur Kenntnis nehmen, dass 
viele Wähler:innen trotz abstrakter Einsicht 
in die Notwendigkeit einer konsequenten 
Klimapolitik vor deren praktischen Folgen 
für den eigenen Lebensstil zurückschrecken 
und den Grünen nicht trauten, wenn diese 
beteuerten, niemand müsse auf Urlaubsflüge 
und Autofahrten in Zukunft verzichten. Es 
wurde ein Trägheits- und Verdrängungsmo-
ment bezüglich der unvermeidlichen Reak-
tionen auf den Klimawandel deutlich, das 
breit in der Gesellschaft verankert ist und die 
künftigen Auseinandersetzungen um Klima-
schutz und Transformation begleiten wird.

 das politische desaster 
der lINKEN

Zum Wahlsieg der SPD beigetragen hat 
hingegen, wenn auch eher unfreiwillig, die 
LINKE. Sie konnte diesmal lediglich 
180.000 ehemalige SPD-Wähler:innen von 
sich überzeugen, dafür stimmten aber 
820.000 Wähler:innen für die Partei von 
Olaf Scholz, die 2017 noch die Linkspartei 
angekreuzt hatten. Darüber hinaus verlor die 
Partei noch 610.000 Wähler:innen an die 
Grünen (und holte von dort nur 130.000 
Stimmen). Von den Erstwähler:innen konnte 
sie gerade einmal 150.000 für sich gewinnen. 
Insgesamt hat die Partei gegenüber 2017 
mehr als 2 Millionen Stimmen verloren und 
ihr Ergebnis fast halbiert. Für jüngere 
»Hoch qualifizierte«, ganz generell für Arbeit-
nehmerinnen sowie junge Menschen in der 
Ausbildungsphase sind die Grünen 2021 die 
erste Wahl gewesen. In so unterschiedlichen 
Städten wie Dortmund oder München, für 
die getrennte Wählerwanderungen vorliegen, 
verliert die LINKE weniger an die SPD als 
vor allem an die Grünen. Die LINKE ist 
aber nicht nur in den westdeutschen urba-
nen Zentren, wo sie 2017 zum Teil erstaun-
lich gute Resultate erzielt hat, sondern auch 

Ein politischer Klimawandel?
AG Wahlbeobachtung zur Bundestagswahl 2021

literaturempfehlung: wie immer sehr 
lesenswert und spannend ist der 

wahl-Nachbericht von horst Kahrs 
(Rosa luxemburg Stiftung) unter

https://www.rosalux.de/fileadmin/
rls_uploads/pdfs/wahlanalysen/

wNB-BTw21.pdf

abb.: Entwicklung der ideellen Gesamtsozialdemokratie (SPd+lINKE) alle wähler:innen und 
nur Stimmen der Gewerkschaftsmitglieder. 

Quelle: DGB Einblick, basierend auf Forschungsgruppe Wahlen; eigene Zusammenstellung
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in ihren ostdeutschen Stammländern einge-
brochen. Eine Entwicklung, die sich bereits 
2019 bei der Europawahl sowie bei mehreren 
Landtagswahlen angedeutet hatte und die 
nun auch auf Bundesebene durchgeschlagen 
ist.

In der AG Wahlbeachtung haben wir dis-
kutiert, ob in der Wahrnehmung der Wäh-
ler:innen, insbesondere der aus den traditio-
nell der SPD nahestehenden Arbeiter:innen 
und Angestellten-Milieus, der SPD, inzwi-
schen die Agenda 2010 weitgehend verzie-
hen ist oder entsprechende weitreichende 
Korrekturen erwartet werden. Unser Schluss 
ist: das ist gar nicht die Frage. Das Hartz-IV-
Regime ist im Kern mentalitätsmäßig und 
institutionell als Teil der sozialpolitischen 
Geschäftsordnung internalisiert. Für die 
meisten Beschäftigten ist es inzwischen 
schlicht Teil der Realität, zumal die Gruppe, 
die noch die heftigen Auseinandersetzungen 
um die Agenda verfolgt hat, kontinuierlich 

kleiner wird. Für viele Wähler:innen war die 
sozialpolitische Neuorientierung der SPD, 
auch wenn sie lediglich kleinere Nachjustie-
rungen anbietet, offenbar ein ausreichender 
Schritt in die richtige Richtung. Das Ange-
bot einer sozialpolitischen Grundversor-
gung – nicht mehr und nicht weniger – in 
Richtung zwölf Euro Mindestlohn, Erhalt 
des schon abgesenkten Rentenniveaus und 
ein bisschen mehr Mieterschutz hat gereicht, 
dass die SPD im Osten von einstelligen Wer-
ten (Sachsen, Sachsen-Anhalt) in den 20 
Prozent-Bereich gekommen und auch im 
Westen zu Lasten der Linkspartei abgewan-
derte Wähler:innen zurückgeholt hat.

Die Diskussion über die Ursachen dieser 
Wahlniederlage ist in der LINKEN in vollem 
Gang. Dabei offenbart sich die tiefe innere 
Zerrissenheit der Partei, die seit Jahren die 
Außendarstellung der Partei prägt. Dass 
Sahra Wagenknecht, die medial präsenteste 
Vertreterin der Partei, pünktlich zu Beginn 
des Wahlkampfs ihre eigene Partei atta-
ckierte, passte ins Bild.

Die »Sozialistische Linke«, die dem 
 Wagenknecht-Lager nahesteht und zu der 
wichtige Teile des Gewerkschaftsblocks der 
LINKEN zählen, vermisst in ihrer Stellung-
nahme vom 4. Oktober 21 vor allem eine 
»konsequente Interessenvertretung der Ar-
beitenden und sozial benachteiligten Mehr-
heit der Bevölkerung« und fordert, dass die 
Partei »neben der Sprache der Akademi ke-
r:innen auch wieder lernt, die Sprache der 
Familien und Pausenecken, der Stammtische 
und Kneipentheken zu sprechen«. Sahra 
 Wagenknecht äußert sich am 28. September 
2021 ähnlich in der Welt: »Eine linke Partei 
sollte in erster Linie vertreten: normale Ar-
beitnehmer, Familien mit mittleren und 
 kleinen Einkommen, Ältere mit niedrigen 

Renten, auch viele Selbstständige, die die Re-
gierung in der Corona-Zeit völlig im Stich 
gelassen hat«. Die Brisanz dieser Vorstöße 
und Wertungen liegt in dem Sound und 
Duktus von »Normalität«, der nicht der 
Vielfalt der Lebensweisen in lohnabhängigen 
Klassen gerecht wird. Die Beispiele der Sozi-
alistischen Linken für Lebensnähe sind kli-
scheebeladen und zeigen, wie wenig sie von 
der Lebenswelt der »Klasse« wissen, wenn 
Kneipentheken und Stammtische beschwo-
ren werden. Die meisten Kneipen um die 
Ecke gibt es so nicht mehr (leider, Anm. d. 
Lektor*innen).

Die in der Bundestagsfraktion nur sehr 
schwach, im Parteivorstand dagegen stark 
vertretene »Bewegungslinke« analysiert die 
Wahlniederlage grundsätzlicher. Ihrer An-
sicht nach muss sich die Partei bewusst wer-
den, dass sie keine Zukunft hat, wenn sie 
glaubt, weiterhin allein »Ostdeutsche Volks-
partei und Sammlungsbewegung der SPD-
Enttäuschten« zu sein. Die Zeiten, in denen 
allein diese beiden Elemente die Partei getra-
gen haben, seien vorbei und würden auch 
nicht wiederkehren. Stattdessen lebe die Par-
tei durch die Mitglieder, die in den letzten 
Jahren eingetreten und oft jung und aktivis-
tisch seien: »Beschäftigte in der Pflege, Kli-
maaktivist:innen und Aktive aus antirassisti-
schen Bewegungen.« Die Richtung, in die 
sich die LINKE entwickeln solle, drücke sich 
in den Kampagnen zur Pflege- und Mieten-
politik aus sowie beispielhaft in der Berliner 
Enteignungskampagne.

Diese wenigen, unvollständigen Schnipsel 
aus der Wahldebatte der LINKEN deuten 
bereits an, dass der Partei schwere Zeiten 
bevorstehen. Wie die auf 39 Abgeordnete 
geschrumpfte Fraktion angesichts der vor-
handenen Spaltungen zu einer gemeinsamen 
Politik finden wird, ist derzeit unklar. Von 
daher ist es auch keineswegs ausgemacht, 
dass eine LINKE in der Opposition von dem 
zu erwartenden Verschleißprozess der Grü-
nen in einer Koalition mit der FDP tatsäch-
lich profitieren kann. Da im Osten die 
Wähler:innenbasis der Linkspartei auch aus 
demografischen Gründen abbröckelt, in Ost 
und West gewerkschaftlich orientierte Wäh-
ler:innen wieder SPD und insbesondere ge-
werkschaftlich orientierte Wählerinnen wei-
ter grün wählen werden, könnte der inner-
linke Kulturkampf, den Wagenknecht, 
Lafontaine u.a. angezettelt haben, die Links-
partei im Westen zur Sekte machen. Daran 
können Linke außerhalb der Partei gleichen 
Namens kein Interesse haben, hat die 
LINKE doch trotz aller ihrer Mängel das 
politische Feld nach »links« erweitert.

	Zum abschneiden der afd

Das Abschneiden der AfD legt trotz der be-
grenzten Verluste, die die Partei gegenüber 
2017 verzeichnen musste, nahe, dass sich die 
extreme Rechte fürs erste in den Parlamenten 
etabliert hat und von einem Teil der Wäh-

ler:innen auch oder sogar gerade dann ge-
wählt wird, wenn sie offen rechtsextrem auf-
tritt. Dass die Partei gerade in Sachsen und 
Thüringen, wo sie am offensten völkisch na-
tionalistisch auftritt, teilweise zum wieder-
holten Mal stärkste Partei werden konnte, ist 
ein Alarmzeichen. Aber auch im Westen 
kann von einem Verschwinden der Partei auf 
absehbare Zeit keine Rede sein. Wie dieser 
Entwicklung wirksam zu begegnen ist, bleibt 
für die Linke wie die Gewerkschaften nach 
wie vor eine zentrale Frage.

	ausblicke

Arithmetisch hat die Bundestagswahl vor al-
lem durch den Zuwachs der Grünen sowie 
die Konsolidierung der SPD eine leichte 
Mitte-Links-Verschiebung gebracht. Ange-
sichts des Wahlergebnisses und seines Zu-
standekommens bereits von einer Renais-
sance der SPD zu reden, erscheint uns 
verfrüht, auch wenn das Wahlergebnis ge-
messen an den noch im Frühjahr kursie-
renden Umfragewerten beachtlich ist. Die 
Zugewinne der SPD 2021 vor allem in Ost-
deutschland, aber auch die Rückgewinne von 
der Linkspartei sind zunächst einmal nur 
»geborgt« und noch keine sichere Bank für 
die Zukunft. Die SPD wird an ihren starken 
Worten vor der Wahl gemessen werden, 
nicht zuletzt gilt dies für die rasche Erhö-
hung des Mindestlohns. Sie hat eine zweite 
Chance erhalten, aber die alten »Arbeiter-
Milieus« sind passé, in der einst von Schrö-
der und Blair anvisierten »Neuen Mitte« set-
zen sich gerade Grüne und FDP fest, und 
die zahlreichen Lohnabhängigen in den ex-
pandierenden Dienstleistungssektoren sind 
nicht ›naturwüchsig‹ mit der Partei verbun-
den.

Betrachten wir die ideelle Gesamtsozialde-
mokratie, also SPD und LINKE gemeinsam, 
so zeigt sich, dass von einer Trendwende 
noch nicht gesprochen werden kann. Zu be-
achten ist dabei, dass sich im Zeitverlauf 
nicht nur die beiden sozialdemokratischen 
Parteien verändert haben, sondern die Ent-
wicklung vor allem auch von einer Neuzu-
sammensetzung der lohnabhängigen Klassen 
und Milieus geprägt ist (siehe Abbildung).

Gleiches gilt für eine denkbare Mitte-
Links-Formation aus SPD, Linkspartei und 
Grünen. Auch sie hat in der Langzeitbe-
trachtung an Boden verloren. Von 52,7 Pro-
zent (Schröder/Fischer 1998) auf 51 Prozent 
(1. Groko) auf 45,4 Prozent (2021) – eine 
Entwicklung zu gesellschaftlich verankerten 
progressiven Mehrheitskoalitionen ist das 
nicht. Die Zugewinne der Grünen können 
dabei bis jetzt die langfristigen Erosionsten-
denzen bei der Gesamtsozialdemokratie 
nicht ausgleichen.

Für Linke (hier: nicht Die LINKE) wird 
vor allem interessant werden, ob und wie 
sich das politische Binnenklima unter einer 
neuen politischen Konstellation verändern 
wird und welche Spielräume einer rot-grün-

gelbe Bundespolitik sich möglicherweise dar-
aus für außerparlamentarische Oppositions- 
und Gewerkschaftspolitik eröffnen.

Die CDU/CSU geht schwer beschädigt 
aus dieser Wahl. Es ist offen, wie stark die 
Revanche und der künftige Einfluss der Par-
teirechten sein werden und was in der neuen 
Union aus dem liberalen Merkelflügel und 
den Sozialausschüssen wird.

Ein Blick auf die Gemeinsamkeiten und 
Unterschiede bei FDP und Grünen muss 
sein:

Auch wenn klar ist, dass die Grünen keine 
linke Partei sind, einen einflussreichen bür-
gerlichen öko-liberalen Flügel haben, die Sel-
fies von drei Männern und nur einer Frau 
und deren Modernisierungsgelaber nerven, 
ist es zu einfach, daraus zu schließen, dass 
nun die Fraktionen des (Klein)Bürgertums 
zusammengefunden haben. Habituell, pro-
grammatisch und interessenpolitisch sind die 
Parteien trotz der Milieuüberschneidungen 
sehr unterschiedlich. Bei den Selbstständigen 
ist der Wähler:innenanteil von 16 Prozent 
bei den Grünen recht hoch, aber nicht höher 
als der der SPD. Die FDP bindet 19 Prozent 
der Selbstständigen an sich. Außerdem ist 
die Kluft zwischen einer grün wählenden 
selbstständigen Psychotherapeutin aus der 
Kölner Südstadt und dem FDP-wählenden 
Immobilienmakler aus Stuttgart sehr groß. 
Die Grünen sind außerhalb des Bereichs der 
Erstwähler:innen vor allem eine Partei für 
hochqualifizierte Lohnabhängige (mit Hoch-
schulabschluss oder mindestens Abitur). 
Und: die grünen Wähler:innen sind stark im 
öffentlichen Dienst und in mit dem öffentli-
chen Sektor verbundenen Bereichen (Freie 
Wohlfahrtspflege) zu verorten. 24 Prozent 
der Beamt:innen haben 2021 grün gewählt 
(taz, 5. Oktober 2021, S. 12). Bei einer Vor-
wahlbefragung aus dem September 2021 gab 
es eine Schätzung, dass 28 Prozent der Be-
fragten im Öffentlichen Dienst grün wählen 
(FAZ vom 8. September  2021, S. 17). Teile 
der grünen Stammwähler:innen gehören, 
mit Bourdieu gesprochen, zur »linken Hand 
des Staates«. Wenn die Grüne Partei halb-
wegs klassenmäßig und interessenspolitisch 
für die eigenen Wähler:innen unterwegs ist, 
ist der Ärger mit der FDP in Sachen Spar-
haushalte und Schuldenbremse vorprogram-
miert.

Anmerkung:
1 Bei der Einordnung der Ära Merkel insbesondere der 

späten Phase als »sozialliberal« folgen  wir der Ein-
schätzung des bereits erwähnten Alban Werner in der 
Zeitschrift Sozialismus, 9/2021, S. 8.
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V on den durch die Forschungsgruppe 
Wahlen 2021 unmittelbar nach der 

Stimmabgabe befragten Wähler:innen gaben 
14 Prozent an, einer Gewerkschaft anzuge-
hören (welche Gewerkschaft wird nicht ab-
gefragt). Umgerechnet auf die 46,8 Millio-
nen Wähler:innen hätten damit wie schon 
2017 knapp 6,6 Millionen Gewerkschafts-
mitglieder ihre Stimme abgegeben. Dies ent-
spräche bei einer geschätzten Gesamtzahl 
von ca. 7,7 Millionen Gewerkschaftsmitglie-
dern einer überdurchschnittlichen Wahlbe-
teiligung von 85 Prozent. Zu berücksichti-
gen ist dabei, dass ein unbekannter Teil der 
Mitglieder allerdings auf Grund von Alter 
und fehlender deutscher Staatsangehörigkeit 
gar nicht wahlberechtigt war.

Der Anteil der Befragten, die sich der Sta-
tusgruppe »Arbeiter« zuordneten, lag insge-
samt bei 25 Prozent (unabhängig ob berufs-
tätig, im Ruhestand oder arbeitslos), der der 
Angestellten bei 45 Prozent, sieben Prozent 
bezeichneten sich als »Beamte«. Die gewerk-
schaftlich organisierten Arbeiter:innen stell-
ten der Wahlnachfrage zufolge fünf Prozent 
der Wählenden, die der organisierten Ange-
stellten sechs Prozent (alle Werte unverän-
dert gegenüber 2017). 

Mit dem Rückgang der Mitgliederzahlen 
ist auch das Stimmengewicht der DGB-Ge-
werkschaften gesunken. Die aktuell noch 
knapp 5,9 Millionen Mitglieder der DGB-
Gewerkschaften stellten bei dieser Wahl 9,5 
Prozent der 61,2 Millionen Wahlberechtig-
ten. Zum Vergleich: 1994 lag der Anteil der 
DGB-Mitglieder noch bei 16 Prozent der 
Wahlberechtigten. Wie die Gewerkschafts-
mitglieder wählen, ist also vor allem dann re-
levant, wenn es, wie dieses Mal, zwischen 
Union und SPD knapp wird. 2021 hat der 
überdurchschnittliche Zuspruch der SPD 
unter den Gewerkschaftsmitgliedern mit den 
Ausschlag dafür gegeben, dass die Partei am 
Ende vorne lag.

	Wie wählten die Mitglieder?

Insgesamt folgten die Gewerkschaftsmitglie-
der den großen Trends dieser Bundestags-
wahl. SPD, Grüne und FDP legen zu, die 
Union und die LINKE, ebenso wie AfD ver-
lieren an Zustimmung. Am deutlichsten un-
terscheiden sich die Gewerkschaftsmitglieder 
von den übrigen Wählenden in ihrer nach 
wie vor überdurchschnittlichen Präferenz für 

die Sozialdemokratie /Tabelle 1). Sowohl 
SPD wie LINKE erhalten mehr Stimmen als 
im Bundesdurchschnitt. Leider gilt dies nach 
wie vor auch für die Stimmabgabe für die 
AfD.

Auch 2021 blieben SPD und LINKE un-
ter den Gewerkschaftsmitgliedern rechne-
risch der stärkste Block. Jedoch verliert Rot-
Rot bei der vierten Wahl in Folge an 
Zuspruch, was 2021 vor allem dem deutli-
chen Rückgang der Stimmabgabe für die 
LINKE geschuldet war. Auch bei den Ge-
werkschaftsmitgliedern ist die vor allem aus 
der Enttäuschung über die SPD gespeiste 
Zustimmung zur Linkspartei offenbar ver-
braucht und hat eine Rückwanderung be-
gonnen. Deutlich mehr Gewerkschaftsmit-
glieder wählten 2021 die Grünen sowie die 
FDP. Das Argument des Wagenknecht-La-
gers, die Distanz zu den Stammtischen der 
arbeitenden Bevölkerung führe unvermeid-
lich zu Wahlniederlagen, verfängt hier offen-
bar nicht.

Im allgemeinen Trend liegt auch der 
Rückgang der Stimmen für die AfD, der 
aber allein auf einem Rückgang in West-
deutschland basiert. Es bleibt für die Ge-
werkschaften eine bittere Erkenntnis, dass 
nach wie vor mehr als zehn Prozent ihrer 
Mitglieder, in Ostdeutschland sogar ein 
Fünftel rechtsnationalistisch bis rechtsextrem 
wählen. Offensichtlich gilt nach wie vor, dass 
die Gewerkschaften mit ihrer deutlichen Po-
sitionierung gegen die AfD bei einem rele-
vanten Teil ihrer Mitgliedschaft nicht durch-
dringen. Dies gilt vor allem für die 
Statusgruppe der »Arbeiter:innen«, von de-
nen laut Wahlnachbefragung 18 Prozent für 
die AfD stimmten (2017: 19%; Nichtmit-
glieder 2021: 16 %). Bei gewerkschaftlich 
organisierten Angestellten ging dagegen der 
Stimmanteil für die AfD von 14 auf 9 Pro-
zent zurück (Nichtmitglieder 8 %). Noch 
immer bilden Gewerkschaftsmitglieder mit 
insgesamt 16 Prozent einen relevanten Stim-
menblock unter den AfD-Wähler:innen. 
Zum Vergleich: Die Anteile der Gewerk-
schaftsstimmen am Gesamtergebnis lagen 
2021 bei der SPD bei 17 Prozent, bei der 
LINKEN bei 18 Prozent, bei den Grünen 
bei 14 Prozent und bei der Union bei 11 
Prozent.

Ein bereits lange zu beobachtendes Bild 
bestätigt sich, wenn wir uns das Wahlverhal-
ten von Frauen und Männern ansehen (siehe 
Tabelle 1).

Es sind auch bei den Gewerkschaftsmit-
gliedern nach wie vor vor allem die Männer, 
die extrem rechte Parteien wählen. Auffal-
lend ist, dass gegenüber 2017 der Stimmen-
anteil der Grünen bei den Gewerkschaftern 
von fünf auf elf Prozent angestiegen ist, bei 
den Kolleginnen gab es einen Anstieg von 13 
auf 17 Prozent. Offenbar finden gewerk-
schaftlich organisierte Frauen deutlich selte-
ner autoritäre Parteien attraktiv, können 
häufiger etwas mit ökologischen Fragen an-
fangen und wissen, was sie in Sachen Gleich-
stellungspolitik von der AfD zu erwarten 
hätten.

Nicht nur bei den Wähler:innen insge-
samt, sondern auch im Wahlverhalten der 
Gewerkschaftsmitglieder zeigen sich teilweise 
deutliche Unterschiede zwischen Ost- und 
Westdeutschland (Tabellen 2 und 3). 

Die SPD wurde erstmals seit 2005 in Ost-
deutschland unter Gewerkschafter:innen 
wieder stärkste Kraft, wobei sie im Vergleich 
zum allgemeinen Wahlergebnis aber unter 
den Gewerkschafter:innen anders als im 

Westen unterdurchschnittlich abschnitt. Die 
LINKE konnte sich unter den Gewerk-
schaftsmitgliedern vergleichsweise besser hal-
ten, verlor im Osten gegenüber ihrem Spit-
zenjahr 2009 aber mehr als die Hälfte ihres 
Stimmenanteils. In Westdeutschland stürzte 
sie sogar fast um zwei Drittel ab. Für die 
Union bedeutete das Ende der Ära Merkel 
einen besonders deutlichen Einbruch unter 
den Gewerkschaftsmitgliedern. Die AfD 
konnte in Ostdeutschland hingegen anders 
als in Westdeutschland ihren bereits 2017 
sehr hohen Stimmanteil halten, was für eine 
Verfestigung der rechten Milieus auch in den 
Betrieben und Gewerkschaften spricht.

	Reaktionen des DGB

In der ver.di-Mitgliederzeitschrift, mit der 
vor der Wahl zur Stimmabgabe mobilisiert 
werden sollte, die jedoch so knapp getimt 
war, dass sie bei einem Teil der Mitglieder 
erst nach der Wahl im Briefkasten lag, hatte 
die SPD eine halbseitige Anzeige mit dem 
Konterfei ihres Kandidaten platziert:

»Von Gewerkschafter zu Gewerkschafterin 
und Gewerkschafter: Aus Respekt für Dich 
und mit Kompetenz für Deutschland sorgt 
Olaf Scholz als ver.di-Mitglied mit Deiner 
Stimme für 12 Euro Mindestlohn, stärkere 
Tarifbindung, bessere Bezahlung und mehr 
Personal in der Sorgearbeit sowie für die Ab-
schaffung der sachgrundlosen Befristung.«

Das sind klare Ansagen, und nachdem 
auch etliche ver.di-Mitglieder mit ihrer 
Stimme Scholz zum Wahlsieg verholfen ha-
ben, steht der Umsetzung dieser Wahlver-
sprechen ja nur noch der Koalitionsvertrag 
entgegen.

Das wissen natürlich auch die DGB-Ge-
werkschaften, die – man kann es sich den-
ken – angesichts der Aussicht, das Arbeitsmi-
nisterium weiter in sozialdemokratischer 
Hand zu wissen, geneigt wären, darüber hin-
weg zu sehen, dass bei einer Ampel auch der 
gewerkschaftliche Gott-sei-bei-uns Christian 
Lindner mit am Tisch sitzt. Mit den Grünen 
gäbe es da zumindest für ver.di weniger Pro-
bleme, IG BCE und IG Metall würden noch 
ein bisschen fremdeln, hätten dafür aber 
Scholz als Garanten einer wettbewerbsorien-
tierten Industriepolitik.

Der DGB-Bundesvorstand hofft auf eine 
Regierung, »die die Weichen richtig stellt«, 
und hat am 5. Oktober nochmals seine 
Kernforderungen formuliert. Da ist für fast 
alle was dabei. Massive Investitionen und die 
Abschaffung der Schuldenbremse, ein ge-
rechtes Steuersystem mit Mehreinnahmen 
durch höhere Erbschafts- und eine neue Ver-
mögenssteuer, dazu eine Senkung der Strom-
kosten für Unternehmen wie Privatleute so-
wie die Gewährleistung einer umfassenden 
öffentlichen Daseinsvorsorge und der inne-
ren Sicherheit (also mehr Polizei), um nur ei-
niges aus dem Block zur Stärkung des Staates 
zu nennen. Wie noch von jeder Regierung 
der letzten Jahre wünscht sich der DGB eine 
Stärkung der Tarifbindung und mehr Mitbe-
stimmung – beides bekanntlich Herzensan-

Zum Wahlverhalten  
der Gewerkschaftsmitglieder
Von der AG Wahlbeobachtung

Tabelle 3: Zweitstimmenanteil Gewerkschaftsmitglieder Ostdeutschland 1994-2021

Jahr CDU SPD LINKE Grüne FDP AfD

1994 31 36 24 4 3   

1998 22 40 24 4 2   

2002 21 46 20 4 5   

2005 18 35 30 5 6   

2009 27 23 32 5 8   

2013 34 21 31 4 1 5

2017 24 18 22 3 6 22

2021 16 23 15 7 8 22

BTW-Ergebnis 21 – Ost 16,8 24,1 10,4 9,2 9,5 20,5

Quelle: einblick versch. Jahre; auf Basis Wahltagsbefragung Forschungsgruppe Wahlen, eigene Berechnung

Tabelle 2: Zweitstimmenanteil Gewerkschaftsmitglieder Westdeutschland 1994-2021

Jahr CDU SPD LINKE Grüne FDP AfD

1994 30 54 1 8 4   

1998 22 60 2 7 3   

2002 28 52 2 10 6   

2005 23 50 8 9 5   

2009 24 36 14 11 10   

2013 32 39 7 9 3 5

2017 24 31 11 9 7 14

2021 19 34 5 14 9 10

BTW-Ergebnis 21 – West 25,6 26,1 3,7 15,9 11,9 8,2

Quelle: einblick versch. Jahre; auf Basis Wahltagsbefragung Forschungsgruppe Wahlen, eigene Berechnung

Tabelle 1: 2021 »Frauen/Männer« – Stimmenanteile in %

  Union SPD LINKE Grüne FDP AfD

Frauen (Gew.) 19 31 7 17 7 8

Frauen (alle) 24 27 5 17 10 8

Männer (Gew.) 18 32 6 11 11 15

Männer (alle) 23 24 5 14 13 12

Quelle: einblick; Forschungsgruppe Wahlen, 2021
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D ie Linke, zumal die außerparlamentari-
sche, hatte am Wahltag nur bei einer 

Abstimmung Grund zu uneingeschränkter 
Freude. Die Annahme des Berliner Volksent-
scheids »Deutsche Wohnen & Co enteignen« 
war der große Lichtblick des Wahltages. 
Über eine Million Berliner:innen und damit 
56,4 Prozent der Abstimmenden verhalfen 
dem Volksentscheid zu einem überzeugen-
den Erfolg.

Dabei zeigten sich, wenig verwunderlich, 
große Unterschiede zwischen den Stadttei-
len. Abgelehnt wurde der Volksentscheid vor 
allem in den wohlhabenden Randbezirken 
im Berliner Westen, wohingegen insbeson-
dere in den innerstädtischen, von steigenden 
Mieten geplagten Wahlbezirken teilweise 

mehr als Dreiviertel-Mehrheiten für die Ent-
eignung erzielt wurden. Grob betrachtet er-
reichte der Entscheid laut Berechnungen des 
Tagesspiegels innerhalb des S-Bahn-Rings 
eine stabile Zweidrittelmehrheit, während 
außerhalb »nur« 53 Prozent die Idee der Ent-
eignung befürworteten.

Auffallend ist im Vergleich zur Wahl des 
Abgeordnetenhauses, dass trotz dieser breiten 
Zustimmung LINKE und Grüne als die Par-
teien, die sich positiv auf den Volksentscheid 
bezogen, zusammen nur 33 Prozent der 
Stimmen enthielten. Beim Blick auf die Ein-
zelergebnisse der 78 Wahlkreise (Wahlen 
zum Abgeordnetenhaus) zeigt sich erwar-
tungsgemäß, dass dort, wo Grüne und 
LINKE zusammen die meisten Stimmen er-
hielten, auch die Zustimmung zur Volksab-
stimmung am höchsten ist. Ausnahmen sind 
einige Wahlkreise im Ostteil der Stadt, so 
z.B. in Mahrzahn-Hellersdorf, wo eine über-
durchschnittliche Zustimmung zum Volks-
entscheid mit einem zweistelligen AfD-
Wahlergebnis einherging, obwohl diese die 
Enteignung ablehnt. In einigen Westberliner 
Wahlkreisen, so in Spandau, siegte der Volks-
entscheid bei starken Stimmergebnissen der 
SPD. Die Vermutung liegt nahe, dass im 
Zweifel nicht die Parteibindung, sondern die 
Wohn- und Einkommenssituation entschei-
dend war. 

Franziska Giffey und die SPD hatten sich 
im Wahlkampf klar gegen die Annahme des 
Volksentscheids ausgesprochen. Die konkrete 
Auseinandersetzung um dessen Umsetzung 
wird nun davon abhängen, welche Koalition 
am Ende gebildet wird. Zum Zeitpunkt des 
Redaktionsschlusses konnten die Berliner 
Grünen und Teile der Berliner SPD ihre Prä-
ferenz für Gespräche mit der Linkspartei 

durchsetzen, und es deutet sich eine Fortset-
zung der rot-rot-grünen Senatskoalition an. 

Erfreulicherweise hatten sich vor dem 
Start der Unterschriftensammlung für den 
Volksentscheid die Berliner Landesverbände 
von IG Metall und ver.di für den Volksent-
scheid ausgesprochen. Die IG Metall Berlin 
hatte unter der Überschrift »Wohnraumspe-
kulation frisst Löhne auf« ihre Mitglieder zur 
Beteiligung aufgerufen. Der ver.di-Landesbe-
zirk Berlin-Brandenburg hatte Unterschrif-
tenlisten zum Download auf seine Webseite 
gestellt. 

Der DGB Berlin-Brandenburg insgesamt 
konnte sich nicht zur Unterstützung des 
Volksentscheids durchringen. Nach dem 
Ende des positiv bewerteten Berliner Mie-
tendeckels veröffentlichte der DGB Berlin 
im Juni eine Erklärung, in der ein bundes-
weiter Mietenstopp und verstärkter Neubau 
gerade auch von Sozialwohnungen gefordert 
wird. Das ist aber kein Ersatz für die Absti-
nenz des Dachverbandes in einer der großen 
stadtpolitischen Auseinandersetzungen in 
Berlin, zumal die Wohnungsfrage für die Le-
benswelt der Lohnabhängigen in der Metro-
pole ein Schlüsselthema ist.

Neben der Bundestagswahl gab es 
noch Wahlen zum Landtag in Meck­
lenburg-Vorpommern sowie zum Ab­
geordnetenhaus in Berlin. Auch diese 
beiden Wahlen sahen am Ende die 
SPD vorn, wenn auch mit erheblichen 
Unterschieden.

In Mecklenburg-Vorpommern profitierte die 
SPD vom Zusammentreffen der enormen 
Popularität ihrer Ministerpräsidentin mit 
dem favorablen Bundestrend. Mit einem Zu-
gewinn von neun Prozentpunkten und ei-
nem Stimmenanteil von 39,6 Prozent erzielte 
Manuela Schwesig einen überragenden 
Wahlsieg. Wie stark hier die landespolitische 
Komponente wirkte, zeigt sich daran, dass 
die SPD bei der parallelen Bundestagswahl 
in Mecklenburg-Vorpommern trotz eines 
Zugewinns von 14 Prozentpunkten mit 29,1 
Prozent deutlich unter dem Landtagswahler-
gebnis blieb. Zweitstärkste Partei wurde trotz 
deutlicher Verluste mit 16,7 Prozent erneut 
die AfD (Bundestagswahl: 18 Prozent). Der 
CDU blieben nur etwas mehr als 13 Prozent, 
fast vier Prozentpunkte weniger als bei der 
Bundestagswahl. Die LINKE gab auch hier 
viele Stimmen ab und erreichte nach zuvor 
13,2 Prozent nur noch 9,9 Prozent der Stim-
men, wobei der Rückgang relativ gesehen ge-
ringer ausfiel als bei der Bundestagswahl 
(11,1 Prozent statt 17,9 Prozent in 2017). 

Die Grünen schafften, wie die FDP, anders 
2017 diesmal den Einzug in den Landtag. 
Beide schnitten schwächer ab als bei der 
Bundestagswahl. Am 13. Oktober kündigte 
Schwesig an, dass die Landes-SPD nach 15 
Jahren den Koalitionspartner wechseln wolle 
und sie eine Regierung mit der LINKEN an-
strebe. Ob auch hier Sozialistische und Anti-
kapitalistische LINKE von einer Regierungs-
beteiligung abraten, war bei 
Redaktionsschluss noch nicht bekannt.

Deutlich anders als in Mecklenburg-Vor-
pommern lief die Wahl zum Abgeordneten-
haus in Berlin, bei der zum Redaktions-
schluss noch nicht klar ist, ob sie wegen 
vieler Pannen und Unregelmäßigkeiten ganz 
oder nur in einigen Wahlkreisen wiederholt 
werden muss. Im direkten Duell mit den 
Grünen hatte auch hier am Ende die SPD 
die Nase vorn, wenn auch nur relativ knapp 
mit 21,4 Prozent vor Grünen (18,9) und 
CDU (18,1). Anders als bei der Bundestags-
wahl konnte die SPD, die mit ihrer Spitzen-
kandidatin Franziska Giffey einen dezidiert 
rechtssozialdemokratischen Wahlkampf ge-
führt hatte, hier im Gegensatz zu den Grü-
nen nicht zulegen. Auch die CDU hielt sich 
mit einem Plus von 0,5 Prozentpunkten sta-
bil. Anders als bei der Bundestagswahl verlor 
die LINKE bei der Abgeordnetenhauswahl 
»nur« 1,6 Prozentpunkte, was angesichts des 
von ihr maßgeblich geförderten, erfolgrei-

chen Volksentscheids zur Enteignung von 
Deutsche Wohnen & Co eine Enttäuschung 
darstellte. Immerhin konnte die LINKE ihr 
absolutes Stimmenergebnis im Vergleich zur 
letzten Wahl halten, während sie bei der 
Bundestagswahl in Berlin deutlich verlor 
und von 19,1 Prozent auf 11,4 Prozent zu-
rückfiel. Die Landespartei in Berlin lässt sich 
auch auf das junge urbane Milieu der Stadt 
ein, über dessen politische Bedeutung in der 
LINKEN auf Bundesebene bekanntlich ge-

stritten wird. Ihr Spitzenkandidat Klaus Le-
derer gehört in der LINKEN zum Forum 
Demokratischer Sozialismus und damit zum 
Lager der sogenannten Reformer in der Par-
tei. Vor allem im Ostteil der Stadt hat die 
LINKE wie die gesamt Ost-LINKE noch 
keine Antwort auf das strukturelle Problem 
der Überalterung ihrer Mitglieder und ihrer 
Stammwählerschaft gefunden.

Die Berliner Grünen und Teile der SPD 
konnten Giffey am 14. Oktober einen Vor-
rang für Gespräche mit der Linkspartei aufs 
Auge drücken.

Großer Verlierer war erfreulicher Weise 
die AfD, auch wenn acht Prozent immer 
noch zu viel sind. Während sie in den inner-
städtischen Bezirken schwach abschnitt, 
konnte sie zwei Wahlkreise in Mahrzahn-
Hellersdorf direkt gewinnen und in mehre-
ren anderen Wahlkreisen zweistellige Ergeb-
nisse erzielen.

Schaut man sich die detaillierte Analyse 
der bezirklichen Wahlergebnisse im Tages-
spiegel ein, fällt auf, dass die politische Ost-
West-Unterteilung an Bedeutung zu verlie-
ren scheint und die neue politische Grenz- 
ziehung vor allem mit Blick auf die Ergeb- 
nisse der Grünen offenbar zwischen den 
Gebieten innerhalb und außerhalb des S-
Bahn-Rings verläuft. Dies zeigte sich auch 
beim Volksentscheid (s. dazu den Artikel auf 
dieser Seite). 

Der Lichtblick
Die AG Wahlbeobachtung zum Volksentscheid  
Vergesellschaftung Immobilienkonzerne in Berlin

Wo und wie sonst noch gewählt wurde
AG Wahlbeobachtung zu den Wahlen in Berlin und Mecklenburg-Vorpommern

liegen der Liberalen. Wie Scholz will der 
DGB 12 Euro Mindestlohn und eine Ab-
schaffung der sachgrundlosen Befristung, da-
rüber hinaus eine nicht näher spezifizierte 
Reform der Minijobs und eine Regulierung 
der Saisonarbeit. Werkverträge und Leihar-
beit werden nicht gesondert erwähnt. Der 
kleinste Forderungsblock läuft unter der 
Überschrift »Den Sozialstaat stärken – Si-
cherheit im Wandel garantieren«. Die Rück-
nahme der Rente mit 67 steht in dem Pro-
gramm, eine Anhebung des Rentenalters soll 
es bitte nicht geben. Dabei soll das Renten-
niveau stabilisiert werden, wenn nötig über 
eine Anhebung des Beitragssatzes. Die Kran-
ken-, Renten- und Arbeitslosenversicherun-
gen sollen paritätisch und »solidarisch« fi-
nanziert werden, eine Bürgerversicherung 
wird aber nur bei der Pflegeversicherung ge-
fordert. Hartz IV erwähnt der DGB nicht, 
aber eine nicht näher bezifferte Kinder-
grundsicherung soll eingeführt werden. Für 
Mieten und Wohnungsbau sieht sich der 
DGB, nach wie vor durch das selbstverschul-
dete Fiasko der Gemeinwirtschaft traumati-
siert, nur noch am Rande zuständig.
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Vom 23. bis 28. November finden in 
Frankfurt am Main zum dritten Mal 
die »Frankfurter Frauen Film Tage« 
der Kinothek Asta Nielsen statt (siehe 
Kasten).

Dieses Jahr findet das Festival »Re­
make. Frankfurter Frauen Film Tage« 
mit dem thematischen Schwerpunkt 
»›… weil nur zählt, was Geld ein­
bringt‹ – Frauen, Arbeit und Film« 
statt. In diesem Rahmen findet sich 
auch der Film »Ihr Kampf ist unser 
Kampf« über den Streik bei Pierburg 
1973. Anlässlich der Wiederauffüh­
rung des Films sprachen die Kurato­
rinnen des Festivals, Gaby Babić und 
Borjana Gaković, mit der Filmemache­
rin Edith Marcello, die seinerzeit zu­
sammen mit David Wittenberg den 
Film produziert hat – beide waren in 
den 70ern im Sozialistischen Büro 
(SB) aktiv. Der express dokumentiert 
Teile des Interviews und dankt der Ki­
nothek sowie Edith Marcello.

Gaby Babić: Pierburg ist ja nicht dein erstes 
Filmprojekt gewesen. Edith, wie bist du über-
haupt zum Film gekommen bist, mit welchen 
Menschen hast Du angefangen Filme zu ma-
chen, oder aus welchem Kontext heraus?

Edith Marcello: In meinen Anmerkungen 
und Erinnerungen hatte ich erzählt, dass ich 
über die Malerei zum Film gekommen bin, 
dass mich »laufende« Bilder dann mehr inte-
ressierten und dass ich in den frühen 1960er 
Jahren in einer Spielfilmkommission gelan-
det bin, was ein Glück für mich war. Ich 
ahnte das vorher gar nicht, es waren fünf 
Leute, die für das ZDF Spielfilme auswähl-
ten. Wir hatten ganz neue Filme aus Polen 
und Italien. Von Andrzej Wajda »Der Kanal« 
zum Beispiel. (…) Es war eine sehr gute 
Schulung. Das dauerte drei Jahre, und dann 
dachte ich: »Jetzt hast du genug gesehen und 
genug diskutiert, jetzt mach mal!« Es gab das 
Experimentalfilmfestival in Knokke, sehr be-
rühmt, es fand nicht alle Jahre statt. Da bin 
ich mit David Wittenberg hingefahren. Wir 
hatten damals das Mai–Film–Kollektiv in 
Frankfurt gegründet. Das war das erste in 
Deutschland. Da gehörten Günter Wagner, 
der Lui Tratter, David Wittenberg und ich 
dazu. Wir sind also hingefahren, haben ge-
dreht. Lui hat Kamera gemacht, er hat aber 
manchmal irgendetwas nicht aufgemacht, 
das heißt, es war viel Schwarzfilm dabei 
(lacht). Der Film war damals für die »As-
pekte«, für Walther Schmieding. So entstand 
der erste Film. Und dann kam der Nächste, 
und der Übernächste, und so weiter. (…)

Dann kamen die Filme zur Arbeitsimmig-
ration, zur italienischen, und zur türkischen, 
das war sehr wichtig für mich. Das war der 
erste Film 1969 »Billige Hände«, ich weiß 
gar nicht mehr, was darin vorkommt, dann 
»Die Kinder der Gastarbeiter« und dann der 
Film zur türkischen Arbeitsimmigration  
»… da haben wir gesagt, wir sind doch keine 
Sklaven«. Das war sehr hart, da haben wir 
mit Frauen gesprochen, die als erste – also 
nicht mit ihren Männern – nach Deutsch-
land kamen. Damals wurden Frauen vor al-
lem aus den Mittelmeerländern angeworben, 
weil sie billig als Leichtlohngruppenarbeite-
rinnen eingesetzt werden konnten. Die Män-
ner kamen dann nach ein paar Jahren, und 
haben gesehen, dass ihre Frauen nicht mehr 
mit gesenktem Kopf durch die Straßen gin-

gen, sondern mit erhobenem Kopf. Und da 
gab’s Fälle von Totschlag. Ich habe noch die 
Polizeiaufnahmen bekommen, von den 
manchmal mit Küchenmessern erstochenen 
Frauen. Das war sehr, sehr traurig.

GB: Vielleicht gehen wir trotzdem nochmal 
zurück in der Chronologie. Du warst in der 
Erzählung Ende der 1960er, Anfang der 
1970er. Wenn du diese Streikwelle beschreibst, 
oder die Welle der wilden Streiks, die es ja gab, 
und überhaupt das Thema Arbeitskämpfe, das 
sehr präsent wurde im Zuge der Studentenbe-
wegung – kannst Du sagen, wie es genau zu 
den Dreharbeiten in Pierburg kam? Und wa-
rum dort? Gab es da schon auch persönliche 
Kontakte oder habt ihr nach einer Fabrik ge-
sucht?

EM: Wir hatten die Erfahrung ja mit der 
französischen Uhrenfabrik LIP in Besancon 
(siehe express 7/2018, S. 16). Die Besetzung 
begann im August 1973. Wir waren gerade 
auf der Fahrt nach Korsika, Detlev Claussen, 
David Wittenberg und ich. Und da habe ich 
gesagt, da müssen wir hin. Das haben wir 
dann auch gemacht. Wir haben gesehen, 
dass das etwas Außergewöhnliches, Einmali-
ges ist, in dieser Zeit, und haben dann ange-
fangen zu drehen. Es ging ja nicht nur um 
die Fabrikbesetzung, sondern vor allem um 
das Weiterproduzieren der Uhren, die die 
Lips dann selbst verkauft und sich davon be-
zahlt haben. Das war eine sehr wichtige Er-
fahrung für uns. Es sind Freundschaften ent-
standen mit den LIP–Leuten, insbesondere 
mit den Frauen, das hat gehalten bis in die 
1980er Jahre. Die waren auch hier in Frank-
furt oder wir sind mit ihnen gereist. Zwei 
LIPs kamen zu meiner Hochzeit mit Dieter 
Marcello 1988.

Von daher wussten wir, diese wilden 
Streiks sind, gesellschaftspolitisch gesehen, 
eine ungeheure Neuerung im Lande, das hat 
man sich in den 1960er Jahren überhaupt 
nicht vorstellen können, in der konservativen 
Zeit vor 1968. Deswegen sind wir dann auch 
nach Neuss zu Pierburg gefahren und haben 
mit dem Streikkomitee, Peter Leipziger, Pe-
dro J. Tenorio, Dieter Braeg, ein Angestellter, 
gearbeitet. Das waren sehr erfahrene Be-
triebsräte. Die hatten auch selbst Material 
gesammelt, das wir verwendet haben. Insbe-
sondere die Szene, in der die Polizei eine Ar-
beiterin mit der Pistole bedroht, und der Po-
lizeichef sagt: »Wilder Streik, das ist ja eine 
Revolution!«. Das war eine schlimme Ge-
schichte! Dann haben wir in Absprache mit 
den am Streik Beteiligten noch weitergedreht 
und den Film geschnitten. (…) Und der 
wurde dann – wie das bei LIP geschehen 
war – zur Popularisierung benutzt. D.h., 
Mitglieder des Streikkomitees sind mit dem 
Film herumgefahren und haben ihn anderen 
Gewerkschaftsgruppen, Belegschaftsgruppen, 
Universitäten, Bildungseinrichtungen etc. 
gezeigt und ihre Erfahrungen diskutiert. Das 
war damals eine sehr breite Bewegung im 
Sinne einer Gegenöffentlichkeit. Denn die 
Fernsehanstalten haben solche Filme natür-
lich nicht gezeigt.

GB: Wir können uns vorstellen, dass ihr dann 
auch viel mit unterwegs wart, in der politi-
schen Arbeit beim Zeigen des Films, oder?

EM: Wir waren beide, David und ich, im 
Sozialistischen Büro,  Offenbach; da gab es 
viele Arbeitsfelder und da wurde der Film  
gezeigt und diskutiert. Auch die Filme zu 

LIP und Erwitte. Das waren die drei, die wir 
gemacht hatten, aber es gab auch andere 
Filme, von anderen Filmemachern, die dann 
ebenfalls vorgeführt wurden.

GB: Der ganze LIP-Film ist eine Erklärung, 
wie Selbstverwaltung funktionieren kann…

EM: Der Film wurde nie im WDR gezeigt, 
wir haben dann mit dem Film gearbeitet. Er 
ging durchs ganze Land. Der LIP-Film ist im 
Auftrag des WDR entstanden. Nach der 
Rohschnittsichtung wurde ich als Produzen-
tin in einen langen Prozess gezwungen, weil 
der Redakteur, mit dem wir vorher noch 
nicht gearbeitet hatten, (…) den Film nicht 
abgenommen hat und der WDR die erste 
Rate von 60.000 DM zurückhaben wollte. 
Damit hatten wir die Dreharbeiten bezahlt. 

Ich wurde zu dieser Klage gezwungen…, 
aber wir bekamen viel Solidarität. Auch von 
Wildenhahn und Schlöndorff. Das Gericht 
ließ sich den Film vorführen, mit Publikum 
und dann sagte der vorsitzende Richter zu 
den Anwälten vom WDR: »Was wollen Sie 
denn, ist doch ein ganz normaler Dokumen-
tarfilm.« Selbst WDR–Redakteure erklärten 
sich mit uns solidarisch. Einer von ihnen 
wurde u.a. deshalb entlassen. Trotzdem ließ 
der WDR nicht locker. Ich habe dann einen 
Vergleich vorgeschlagen und der hat dann 
funktioniert. Der Redakteur hatte den Film 
nicht abgenommen, weil er nicht wollte, dass 
die Selbstverwaltung positiv dargestellt wird. 
Die haben ganz anderes erwartet, die haben 
erwartet, dass wir die Selbstverwaltung in 
den Schmutz ziehen. (…)

Borjana Gaković: Wie kam es eigentlich zur 
Bildung dieses Mai-Film-Kollektivs? Habt ihr 
schon früher in anderen Zusammenhängen zu-
sammengearbeitet?

EM: Wir dachten alle, es ist sinnvoll, so eine 
kleine Arbeitsgruppe zu haben, die sich um 
Filmarbeit kümmert, zu Themen, die sonst 
nicht vorkommen. Das hat zehn Jahre be-
standen.

GB: Also ihr wart ein Produktionskollektiv, 
das Filme gemacht und auch vertrieben hat. 
Waren da noch andere Frauen tätig? Gab es 
Geschlechterkonflikte in der Gruppe oder wa-
ren die Herren auch Feministen?

EM: Das war im Kollektiv und auch sonst 
für mich nie ein Thema. (…)

GB: Du warst in der Frauenbewegung aktiv, 
und du hast sie auch filmisch begleitet und hast 
ihr somit ein Sprachrohr gegeben. Das war 
wichtige politische Arbeit. Vielleicht kannst Du 
dazu noch was sagen?

EM: Da gibt es zum Beispiel den Film zum 
Eckenheimer Frauenzentrum (»Das hat mich 
sehr verändert. Das Frankfurter Frauenzent-
rum, 1975–76«, 50 Min., WDR). Ich wollte 
dazu einen Film machen, fand das sehr wich-
tig, das war 1975, 1976. Ich bin ins Zent-
rum, habe gefragt: Wer will mitmachen und 
mitdiskutieren? Dann hat sich eine kleine 
Filmgruppe im Frauenzentrum zusammen-
gefunden. (…) Im Grunde haben wir im  
gegenseitigen Dialog diesen Film gemacht. 
Die Frauen konnten immer sagen: »Nein, so 
nicht«, das war kein Problem für mich. Und 
das hat wunderbar geklappt. Und da sind 
dann auch zwei sehr schöne Freundschaften 
entstanden. (…)

So haben wir – David Wittenberg und 
ich – eigentlich auch die Filme zu den 
Streiks gestaltet, im gegenseitigen Dialog mit 
den Streikkomitees. Also mit LIP war das 
anders, da waren wir selbstständig, aber ha-

ben es auch mit den LIPs abgesprochen. Wir 
haben ihnen den Rohschnitt gezeigt und ge-
sagt: »Wie ist das? Findet ihr das gut, findet 
ihr das schlecht?« Und haben es dann abge-
stimmt mit ihnen.

BG: Also, es war eine aktivistische Arbeit, es 
war schon ein Bekenntnis und Unterstützung?

EM: Ja klar, absolut!

BG: Wie war die Zusammenarbeit mit dem 
Fernsehen generell? Welche Filme wurden noch 
nicht ausgestrahlt? Gab es Zensur?

EM: Also, die drei Streikfilme liefen nicht 
im Fernsehen, das Frauenzentrum lief in ge-
kürzter Fassung im WDR. Aber das Zent-
rum bekam dann die lange Fassung zur In-
formations- und Diskussionsarbeit, zur 
Popularisierung. Das war sehr wichtig für die 
neu entstehenden Frauengruppen. Sonst lie-
fen viele Filme im WDR, im ZDF oder HR. 
Leider gibt es solche Sendeplätze heute nicht 
mehr. (…)

GB: Ich habe eine Frage dazu, was heute als 
politischer bzw. Dokumentarfilm gemacht 
wird. Wie würdest du das Verschwinden dieses 
Momentums beschreiben, also eines, wo offen-
sichtlich eine Stimmung da war, die grundle-
gende Veränderung der Gesellschaft im Kontext 
von Bewegung, wo ihr zu politischen Kämpfen 
Filme gemacht habt, die nicht zu trennen wa-
ren von eurer Filmarbeit? Die Filmemacher 
machen – wie das heute so ist – Filme, die lau-

»…da habe ich gesagt, da  
müssen wir hin!«
Gaby Babić und Borjana Gaković* im Gespräch mit Filmemacherin Edith Marcello*
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fen dann auf Festivals und heimsen den Ruhm 
ein, und auf der anderen Seite gibt es Leute, 
die in Gewerkschaften sind und politische Ar-
beit machen. Dazwischen ist heutzutage ein 
ziemlich großer Graben. Heute stelle ich mir 
auf dem Filmfestival aktiv die Frage: Wie kann 
ich Personen beider Seiten wieder zusammen 
bekommen? Welche Gedanken kommen Dir in 
Bezug auf aktuelle Dokumentarfilme in den 
Kopf – verfolgst du das überhaupt noch?

EM: Nein, ich verfolge das eigentlich nicht 
mehr, muss ich sagen. Ich habe so viel ge-
macht und habe jetzt andere Themen. Zum 
Beispiel die Arbeit in den letzten 14 Jahren 
für die Initiative 9. November in Frankfurt. 
Also, die Arbeit der Filmemacher und -ma-
cherinnen von heute ist aus meinem Blick-
feld verschwunden, und das finde ich auch 
nicht schlimm. Wir haben damals in den 
1970er, 1980er Jahren so viel an gesell-
schaftspolitischer Filmarbeit gemacht, die 
auf Probleme, die Menschen hatten, eingin-
gen. Mir ging es sehr darum zu erreichen, 
dass die Leute, die etwas gemacht hatten, das 
auch reformerisch war und in die Zukunft 
wies, dass deren Arbeit breit dargestellt wird 
und dass sie auch über das Fernsehen ein 
größeres Publikum erreichen. Zum Beispiel 
der Film »Das Land, das wir uns nehmen«. 
Das ist eine breite Darstellung – ich glaube, 
100 Minuten ist er lang – einer jungen Ko-
operative in der Nähe von Rom. Italien hat 
ja seit etwa 1850 eine sehr breite Kooperati-
venbewegung. In diesem Film werden die 
Schwierigkeiten gezeigt, die Abläufe, wie die 
Leute miteinander kommunizieren, wie sie 
sich dann die Probleme gegenseitig erklä-
ren... Also diese Art von Arbeit – die würde 
ich nicht unbedingt politische Filmarbeit 
nennen, sondern gesellschaftspolitische Film-
arbeit vielleicht –, das war uns wichtig. Des-
wegen auch die Filme zur Frauenbewegung, 
z.B. »Frauenliste Ellwangen«, oder »Die Hü-
terin des Feuers. Eine sardische Frauenco-
operative«. (…) Die Arbeit, die sie machten, 
die Probleme und die Fragen, die sie sich 
stellten, und wie sie da reüssierten: (...) Das 
war für mich der Mittelpunkt und der 
Schwerpunkt. Das gehörte zu den neuen so-
zialen Bewegungen. In der Pfalz habe ich ei-
nen Film gedreht, in einer Kommune, die 
Brachland besetzt hatte. Als ich den Film fer-
tig hatte und die Mitglieder den Film gese-

hen haben, fingen einige an zu weinen. So 
begeistert waren sie von ihrer Arbeit (lacht). 
Oder hier in Frankfurt die ASH, das ist eine 
lange Freundschaft geworden, die Arbeiter-
selbsthilfe, draußen in Nieder-Ursel. Also es 
ging nicht um Politik, es ging um Verände-
rung, um anderes Leben und Arbeiten. Das 
war der Schwerpunkt für mich und auch für 
David, neben anderen Themen. (…) 

Ganz begeistert war ich von dem Film 
»Lohn für Hausarbeit«, den ich nach langer 
Zeit wiedergesehen habe. Da kommt eine 
Szene vor, in der die Frauen erzählen, warum 
es so schwer ist, zu arbeiten und auch noch 
die Hausarbeit zu machen. Ganz zum Ende 
ist eine Szene drin, die haben wir in einer Fa-
brik, ich weiß gar nicht mehr wo, gedreht. 
Da arbeiten zwei Frauen am Fließband… 
und da sieht man, wie schnell das geht. Es ist 
ganz nah aufgenommen, da sieht man die 
Hände der Frau, sie hat so einen Reifen und 
dann schneidet sie was ein, und dann geht 

das hin und her, hin und her... Hinter ihnen 
stehen die Vorarbeiter, die alles beobachten. 
Das ist sehr eindrucksvoll. Im »Frauenzent-
rum« ist auch am Schluss eine Aufnahme 
von den Eles-Arbeiterinnen, das war eine 
Strumpffabrik in Taunusstein, da sieht man 
die Strümpfe, die über eine Metallleiste gezo-
gen werden... und der ganze Körper der Frau 
geht so hin und her, und das geht in einem 
Affentempo. Erinnert ihr Euch? Das gibt’s 
heute gar nicht mehr. Das sind Dokumente, 
die ziemlich selten sind…

GB: Diese Szene ist auch eindrücklich, weil 
im Gesicht der Frau, die diese Strumpfarbeit 
macht, die ganze Anstrengung oder die Gewalt 
dieser Akkordarbeit sichtbar ist. Die repetitiven 
Bewegungen und der Stress – das siehst du ihr 
richtig an. Ich finde das auch eine ganz scho-
ckierende Szene.

BG: Dein letzter Film »Frau Lenke wohnt hier 
nicht mehr« ist von 2014. Den hast Du mit 
zwei jungen Studenten gemacht – wie kam es 
zu der Zusammenarbeit?

EM: Die haben die Technik gemacht. Ich 
bin in der Aktionsgemeinschaft Westend 
(AGW), die es seit 1969 immer noch gibt. 
Ich hatte vorgeschlagen, einen Film zu ma-
chen zu Mietervertreibung, die sehr brutal 
war in jenen Jahren und durch die seit 2005 
tobenden Spekulationen mit Wohnungen 
und Häusern immer noch ist. Diese Prob-
leme präsent zu machen, auch für die Stadt-
verwaltung, um mit dem Film auch Forde-
rungen zu stellen. Die AGW hat den Film 
dann verschickt an alle zuständigen Stellen 
in der Stadt und sie hat nie eine Antwort be-
kommen. Nur Frau Zapke hat mal gesagt,  
als wir bei ihr ein Gespräch hatten in der 
Bauaufsicht: »Toller Film, den Ihr gemacht 
habt«. Sie war die Einzige. Wir haben ihn 
auch an den Landtag geschickt, und der Film 
ist angekommen, das haben wir gemerkt, das 
war sehr gut.

*  Edith Marcello lebt und arbeitet seit 1957 in Frank-
furt. 
Gaby Babić ist Filmprogrammmacherin/Kulturarbeiterin 
und Leiterin der Kinothek Asta Nielsen e.V. 
Borjana Gaković ist Film- und Medienwissenschaftlerin, 
Medienpolitische Sprecherin des Bundesverbandes kom-
munale Filmarbeit, Redakteurin der kinopolitischen 
Quartalszeitschrift Kinema Kommunal und Mitglied der 
Auswahl- und Programmkommission von DOK Leipzig.

Remaking class & gender
Vier Fragen an Gaby Babić

Im November findet nun zum dritten Mal das 
Frankfurter Frauenfilmfestival Remake statt. 
Kannst du uns kurz etwas zu Geschichte und 
Konzeption erzählen?

GB: 2018 haben Karola Gramann, Heide 
Schlüpmann und ich das Festival gegründet, 
dahinter steht der Verein Kinothek Asta 
Nielsen, der sich Ende der 1990er in Frank-
furt gegründet hat. Die Kinothek setzt sich 
mit Filmprogrammen, Werkschauen und 
Filmfestivals für die Filmarbeit von Frauen 
in Geschichte und Gegenwart ein, für die 
Auseinandersetzung mit den Geschlechter-
verhältnissen im Film. Wir forschen, recher-
chieren und sammeln zu diesen Themenbe-
reichen. Wir verstehen diese Arbeit als 
Anknüpfung an die losen Enden der feminis-
tischen Filmarbeit der neueren Frauenbewe-
gung und stellen dies in den Kontext heuti-
ger Emanzipationsbewegungen. »Remake. 
Frankfurter Frauen Film Tage« verschreibt 
sich der Wiederentdeckung und Neuauffüh-
rung von Filmen aus der Geschichte im 
Kontext aktueller Filme. Remake will eine 
Mischung sein aus Festival und Symposium. 
Im Fokus stehen dabei Frauen, Geschlechter-
verhältnisse, Emanzipation, Aspekte des 

queer cinema und ein anderer Blick auf die 
Gesellschaft, auf Phänomene wie Migration, 
Kolonialismus, Rassismus.

Das Thema der Filmtage ist in diesem Jahr 
»Frauen, Arbeit und Film«. Welche Motivation 
steckte hinter der Themenwahl?

GB: Da kommen mehrere Motivationen zu-
sammen: Einmal die eben erwähnte An-
knüpfung an die feministische Filmarbeit der 
1970er Jahre, wo das Thema »klassischer-
weise« dazugehörte. Bei meinen Recherchen 
habe ich sehr viele Filme von Frauen aus der 
Zeit zu dem Thema gesichtet. Im Laufe der 
1980er und 90er Jahre kam es dann zu einer 
Dethematisierung, was ja ein interessantes 
Phänomen an sich ist. Dem wollte ich auf 
den Grund gehen.

Eine weitere Motivation war, dass ich vor 
ca. drei Jahren mit einer kleinen Gruppe von 
Gewerkschafter:innen im Gespräch war, dass 
wir mal was zusammen machen könnten. 
Daraus wurde dann zwar doch kein gemein-
sames Projekt, aber ich habe weiterrecher-
chiert und viel interessantes Material zusam-
mengetragen, und dann war für mich klar, 
daraus mach ich ein größeres Programm bei 

Remake. Und schließlich habe ich als Arbei- 
ter:innenkind auch noch mal ein genuin au-
tobiografisches Interesse am Thema.

Im Interview mit Edith stellst du ihr und dir 
selber die Frage, wie du die politisch Engagier-
ten – vor allem Gewerkschafter:innen – und 
die Kulturschaffenden an einen Tisch bzw. vor 
eine Leinwand bekommst. Was hast du dir sel-
ber für Gedanken dazu gemacht und: was 
kann so ein Zusammentreffen bewirken?

GB: Ich empfinde es generell als Verarmung, 
dass wir gesellschaftlich ja viele solcher Bla-
sen haben, in denen sich Menschen dann als 
»Spezialist:innen« bewegen, verhalten usw. 
Das ist ja auch was Trennendes. Wir spre-
chen gewissermaßen unterschiedliche Spra-
chen. Mich interessieren Momente, Orte, wo 
das aufbrechen kann.

Zu guter Letzt: Warum sollte man kommen?

GB: Wegen der wunderbaren Filme, die teil-
weise so auch nur bei Remake zu sehen sind 
und wegen des Kontexts, wegen des konkre-
ten Raums, den wir bei Remake herstellen. 
Da sind ja viele der Filmemacherinnen an-

wesend, und weitere Gäste, mit denen das 
Publikum ins Gespräch kommen kann. Eine 
konkrete Filmempfehlung: Sachiko Hidaris 
»Die ferne Straße« von 1977, der im Auftrag 
der japanischen Bahngewerkschaft entstand. 
Sachiko Hidari hatte sich als Schauspielerin 
bereits einen Namen gemacht, als sie dieses 
Spielfilmdebüt realisierte. Sie gilt nach Ki-
nuyo Tanaka als zweite Filmregisseurin der 
japanischen Filmgeschichte. Das Drehbuch 
zum Film entstand auf Grundlage von mehr 
als 300 Gesprächen mit japanischen Haus-
frauen, die Hidari geführt hatte. Über einen 
Zeitraum von drei Nachkriegsjahrzehnten 
erzählt der Film vom Leben der Bahnarbei-
terfrau Satako (gespielt von der Regisseurin 
selbst) und ihrer Familie. Satakos Ehemann 
Ichizô ist Streckenwärter bei der Japanischen 
Bahn. Satako versucht das spärliche Familie-
neinkommen durch Teilzeitarbeit aufzubes-
sern, denn in ihrer Eisenbahnersiedlung  
leben die Menschen am Rande der Armut. 
Hinzukommt die Gewalt ihres Ehemannes. 
Doch Sohn und Tochter wagen den Auf-
stand gegen den Patriarchen, während der 
Arbeitsplatz des Vaters der Automatisierung 
zum Opfer fällt.

23. bis 28. November 2021

Remake. Frankfurter 
Frauen Film Tage

», ... weil nur zählt, was Geld einbringt« – 
Frauen, Arbeit und Film

Das Programm erkundet den Themenkomplex 
Arbeit im Film in Geschichte und Gegenwart. 
Im Fokus: die von Frauen geleistete, oft 
»unsichtbare« Arbeit in Küche, Haushalt und 
Beziehungen, in Fabriken und Büros, auf dem 
Filmset, in der Dorfgemeinschaft, in Läden. In 
den Blick geraten Migrantisierung und Sexua-
lisierung von Arbeit und Widerstand gegen 
Diskriminierung und Ausbeutung. Es laufen 
u.a. »Working Girls« (Dorothy Arzner, 1931), 
»The Working Girls« (Stephanie Rothman, 
1974), »Pierburg – ihr Kampf ist unser Kampf« 
(E. Marcello/D. Wittenberg, 1974/75), »Ali 
Au Pays Des Merveilles« (Djouhra Abouda, 
1976), »Toi Ippon No Michi/Die ferne Stra-
ße« (Sachiko Hidari, 1978), »Permissible 
Dreams« (Atteyat Al–Abnoudy, 1983), 
»Kampf um ein Kind« (Ingemo Engström, 
1975), »Ahorita Frames« (Angelika Levi, 
2021). Gäste u.a.:  Djouhra Abouda, Ingemo 
Engström, Angelika Levi, labournet.tv u.a.

Tribut an Feminale und femme totale: Köln 
1984, Dortmund 1987

Remake würdigt die Geschichte feministischer 
Filmfestivals, in diesem Jahr die beiden bun-
desdeutschen Festivals Feminale (Köln) und 
femme totale (Dortmund). Ein Kurzfilmpro-
gramm und eine Podiumsdiskussion mit den 
Festivalmacher:innen von damals vergegen-
wärtigt die Anfänge der beiden Festivals. Gäs-
te u.a.: Petra Cornelissen, Regina Eichen, Karin 
Jurschick, Silke J. Räbiger

Ungenierte Unterhaltung – Frieda Grafe.  
Filmkritikerin 

Die diesjährige Hommage gilt der Kritikerin 
und Autorin der bundesdeutschen und interna
tionalen Kino- und Filmgeschichte Frieda Grafe 
(1934–2002). Das Programm besteht aus 
einer Auswahl von Grandhotel-Filmen, die Gra-
fes Text »Die Saubere Architektur in Gefahr. Die 
Grandhotels in der Unterhaltungsindustrie« von 
1990 entnommen ist. Begleitend zu den Filmen 
gibt es Textlesungen, Vortrag und Gespräche. 
Es laufen u.a. »Foolish Wifes« (Erich von Stro-
heim, 1922), »Double Whoopee« (Lewis R. 
Foster, 1929), »Avanti!« (Billy Wilder, 1972). 
Gäste u.a.: Ute Holl, Sissi Tax u.a.

Das gesamte Programm findet sich unter  
www.remake–festival.de.
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W enn wir an den Schwarzwald denken, 
denken wir an einen Ort der Ent-

spannung, an dem man unbeschwert die 
Nähe zur Natur erleben und die Ruhe auf 
sich wirken lassen kann. Doch die Idylle 
trügt: Inmitten dieser schwäbisch-badischen 
Wälder werden bei Heckler & Koch und 
Rheinmetall in Oberndorf Waffen produ-
ziert, die in die ganze Welt exportiert und 
von unterschiedlichsten Parteien in Konflik-
ten überall auf der Welt eingesetzt werden. 
Sie morden beispielsweise im Jemen und 
Irak, in Mexiko, Brasilien und Sudan. Dabei 
umgeht Heckler & Koch bewusst die weni-
gen und unzureichenden Exportbeschrän-
kungen der BRD. Aber der Reihe nach.

Für den 8. Oktober lud das antimilitaris- 
tische Bündnis »Rheinmetall Entwaffnen« 
dazu ein, mit Aktionen und Kundgebungen 
den Arbeitsbetrieb des Waffenherstellers zu 
stören. Auch wenn dem Aufruf, bereits ab 
6.00 Uhr morgens Zufahrtsstraßen für Be-
schäftigte und Anlieferungen zu blockieren, 
nur einige Hundert Menschen folgten, so 
hat die Aktion doch größere Bedeutung und 
Strahlkraft entwickeln können. Denn unter 
den Protestierenden war auch ein Teil der 
sich aktuell in Europa befindlichen Delega-
tion der mexikanischen Zapatist:innen der 
EZLN (siehe express 6/2021, S. 16). Deren 
Europareise in Erinnerung an 500 Jahre Ko-
lonisierung Lateinamerikas wurde von der 
Initiative »Rheinmetall entwaffnen« zum An-
lass genommen, die deutsche Verwicklung in 
die mexikanischen Gewaltverhältnisse durch 
Rüstungsproduktion und -export ins Visier 
zu nehmen. Denn die Maschinengewehre 
von Heckler & Koch kommen bei der Nie-
derschlagung von zivilgesellschaftlichen  
Protesten, Tötung von Menschenrechtsakti- 
vist:innen durch Paramilitärs, Gewaltverbre-
chen gegen die indigenen Bevölkerungsgrup-
pen, Verschwindenlassen und weiteren 
Gewaltakten nachweislich zum Einsatz.

Die Firma Heckler & Koch wurde 1949 
von Edmund Heckler, Theodor Koch und 
Alex Seidel gegründet. Alle drei waren bereits 
in der NS-Zeit in die Rüstungsindustrie in-
volviert. Dabei waren sie mitverantwortlich 
für den Einsatz von Zwangsarbeiter:innen, 
von denen viele an den Folgen von Folter 
und den unmenschlichen Arbeitsbedingun-
gen starben. Die Beteiligung der Gründer  
an den Verbrechen des Nazi-Regimes wurde 
und wird von dem Unternehmen nicht auf-
gearbeitet. Heute werden Kriegswaffen von 
Heckler & Koch von unterschiedlichsten 
Parteien in Konflikten überall auf der Welt 
eingesetzt. Heckler & Koch ist Deutschlands 
größter Kleinwaffenproduzent.

Deutschland gehört seit Jahren zu den 
fünf größten Rüstungsexporteuren der Welt. 
Beim Verkauf sogenannter Kleinwaffen zählt 
Deutschland sogar zu den Top 3. Im Jahr 
2019 wurden fast 80 Prozent mehr Exporte 
von Maschinengewehren, Pistolen und ähn-
lichen Waffen genehmigt als im Jahr zuvor. 
Demnach erlaubte die Bundesregierung 
2019 Kleinwaffenexporte in einer Gesamt-
höhe von fast 70 Millionen Euro – eine Stei-
gerung um 30,6 Millionen Euro gegenüber 
2018. Trotz des Mitte 2019 verhängten Aus-
fuhrverbots für diese Waffen in Staaten au-
ßerhalb der EU oder der NATO ist das der 
höchste Wert seit 2013. 

Ausfuhrbeschränkungen für Kleinwaffen 
in sogenannten Drittstaaten und für weitere 
Kriegswaffen werden von Waffenlieferanten 
und Genehmigungsbehörden systematisch 
unterlaufen. Das Bundesministerium für 
Wirtschaft und dessen Amt für Ausfuhrkon
trolle (BAFA) in Eschborn sehen ihr Inter-
esse nach eigener Aussage mehr in der Ver-
wirklichung prosperierender Wirtschafts- 

beziehungen der Waffenindustrie als in einer 
Kontrolle des Waffenhandels, welche im 
BAFA eher als »Bemühungsunterfangen« 
verstanden wird. Mit zweifelhaften Endver-

bleibserkärungen oder getarnt als Grau-Ex-
porte über andere NATO-Staaten, wie u.a. 
die USA, werden deutsche Waffen in alle 
Krisengebiete der Welt exportiert. Das kann 
anhand des Geschäftsgebahrens der Waffen-
schmieden Heckler & Koch, SIG Sauer oder 
Carl Walther aufgezeigt werden. Obwohl es 
seit 2015 möglich ist, die Einhaltung von 
Endverbleibserklärungen mit Vor-Ort-Kon
trollen zu prüfen, wurden tatsächlich nicht 
einmal ein Dutzend solcher Kontrollen 
durchgeführt. Von 2015 bis 2020 gab es  
gerade einmal fünf Kontrollen. Seit Beginn 
der Corona-Pandemie fanden gar keine Vor-
Ort-Kontrollen mehr statt.

Im Falle Mexikos konnte Heckler & Koch 
nun immerhin letztinstanzlich des illegalen 
Waffenhandels mit Mexiko überführt und 
als Mitverantwortlicher für das Massaker von 
Iguala 2014 und die Ermordung und Ver-
schleppung von 43 Studierenden für schul-
dig befunden werden. Der Konzern liefert  
illegal G36-Sturmgewehre in Unruheprovin-
zen, ohne dass dafür Genehmigungen erteilt 
wurden. Erst nach zahlreichen Strafanzeigen 
und jahrelangen Ermittlungen konnte dieser 
ebenso große wie kleine Erfolg erreicht wer-
den, in dem erstmals in der 72 jährigen Fir-
mengeschichte Heckler & Koch rechtmäßig 
verurteilt wurde.

Gerade angesichts dieser Sisyphos-Arbeit 
ist die Bedeutung des öffentlichen Drucks 
nicht zu unterschätzen. Ohne diesen hätte es 
keinen Prozess gegen Heckler & Koch wegen 
gefälschter Endverbleibserklärungen gegeben 
und schon gar keine Verurteilung. Ohne den 
öffentlichen Druck hätte es in den 1990ern 
keine Anklage gegen den Geschäftsführer 
von Heckler & Koch wegen illegaler Waffen-
lieferungen in den Nahen Osten gegeben 
und ohne den öffentlichen Druck hätte 
Heckler & Koch ihre Zusammenarbeit mit 
der berüchtigten Söldnertruppe Blackwater 
nicht beendet, als öffentlich gemacht wurde, 
dass von Heckler & Koch gelieferte Waffen 
zu extralegalen Hinrichtungen im Irak ge-
nutzt wurden. Ohne den öffentlichen Druck 
gäbe es bis heute kein Gedenken an die Op-
fer der Zwangsarbeit in Oberndorf. Kein 
deutscher Rüstungskonzern hätte freiwillig 
Entschädigung für die Ausbeutung der 
Zwangsarbeit gezahlt. Aber da sind ja auch 
die Getöteten, Verletzten und Traumatisier-
ten der deutschen Waffenexporte.

Für weitere Erfolge braucht es die Auf-
rechterhaltung und immer wieder Herstel-
lung dieses öffentlichen Drucks, wie dies in 
Oberndorf in den vergangenen Tagen orga-
nisiert wurde. Beim nächsten Mal hoffent-
lich mit ein paar Tausend Beteiligten.

Kein Frieden, nirgends
Karin Zennig über den Aktionstag gegen Waffenhandel am 8. Oktober
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Chinesische Arbeitswelten –  
in China und in der Welt 

Hrsg.: Stiftung Asienhaus, Forum Arbeitswelten e.V. 
und Redaktion express, März 2016, 72 Seiten

Vieles, was wir in Deutschland konsumieren, wird 
in China hergestellt. Schon längst ist China zur 
Werkbank der Welt geworden. Die chinesische 
Regierung arbeitet seit einigen Jahren daran, die 
Wirtschaft umzustrukturieren. Ein erster Schritt ist 
die »Made in China 2025«-Strategie, mit der die 
Innovationskraft Chinas gestärkt werden soll. Was 
bedeutet dies für die Arbeitswelten in China und 
dort, wo chinesische Unternehmen investieren?
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